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Gesetz
über die Aufgaben und Befugnisse 
der Bayerischen Staatlichen Polizei 
(Polizeiaufgabengesetz — PAG —)

Vom 24. August 1978

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:
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I. Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

Art. 1

Begriff der Polizei

Polizei im Sinne dieses Gesetzes sind die im Voll­

zugsdienst tätigen Dienstkräfte der Polizei des Frei­

staates Bayern.

Art. 2

Aufgaben der Polizei

(1) Die Polizei hat die Aufgabe, die allgemein oder 

im Einzelfall bestehenden Gefahren für die öffentli­

che Sicherheit oder Ordnung abzuwehren.

(2) Der Schutz privater Rechte obliegt der Polizei 

nach diesem Gesetz nur dann, wenn gerichtlicher 

Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und wenn oh­

ne polizeiliche Hilfe die Verwirklichung des Rechts 

vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde.

(3) Die Polizei leistet anderen Behörden und den 

Gerichten Vollzugshilfe (Art. 29 bis 31).

(4) Die Polizei hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, 

die ihr durch andere Rechtsvorschriften übertragen 

sind.

Art. 3

Verhältnis zu anderen Behörden

Die Polizei wird tätig, soweit ihr die Abwehr der 

Gefahr durch eine andere Behörde nicht oder nicht 

rechtzeitig möglich erscheint.

Art. 4

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maß­

nahmen hat die Polizei diejenige zu treffen, die den 

einzelnen und die Allgemeinheit am wenigsten be­

einträchtigt.

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil 

führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar au­

ßer Verhältnis steht.

(3) Eine Maßnahme ist nur so lange zulässig, bis ihr 

Zweck erreicht ist oder sich zeigt, daß er nicht er­

reicht werden kann.

Art. 5

Ermessen, Wahl der Mittel

(1) Die Polizei trifft ihre Maßnahmen nach pflicht­

gemäßem Ermessen.

(2) Kommen zur Abwehr einer Gefahr mehrere 

Mittel in Betracht, so genügt es, wenn eines davon 

bestimmt wird. Dem Betroffenen ist auf Antrag zu 

gestatten, ein anderes ebenso wirksames Mittel anzu­

wenden, sofern die Allgemeinheit dadurch nicht stär­

ker beeinträchtigt wird.

Art. 6

Ausweispflicht des Polizeibeamten

Auf Verlangen des von einer Maßnahme Betroffe­

nen hat der Polizeibeamte sich auszuweisen, soweit 

der Zweck der Maßnahme dadurch nicht beeinträch­

tigt wird. Das Nähere wird durch Dienstvorschrift 

geregelt.

Art. 7

Verantwortlichkeit 

für das Verhalten von Personen

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die 

Maßnahmen gegen sie zu richten.

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, entmün­

digt oder unter vorläufige Vormundschaft gestellt, 

können Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet 

werden, die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist.

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrich­

tung bestellt ist, die Gefahr in Ausführung der Ver­

richtung, so können Maßnahmen auch gegen die Per­

son gerichtet werden, die die andere zu der Verrich­

tung bestellt hat.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, so­

weit andere Vorschriften dieses Gesetzes oder andere 

Rechtsvorschriften bestimmen, gegen wen eine Maß­

nahme zu richten ist.

Art. 8

Verantwortlichkeit für den Zustand von Sachen

(1) Geht von einer Sache eine Gefahr aus, so sind 

die Maßnahmen gegen den Inhaber der tatsächlichen 

Gewalt zu richten.

(2) Maßnahmen können auch gegen den Eigentü­

mer oder einen anderen Berechtigten gerichtet wer­

den. Das gilt nicht, wenn der Inhaber der tatsächli­

chen Gewalt diese ohne den Willen des Eigentümers 

oder Berechtigten ausübt.

(3) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache 

aus, so können die Maßnahmen gegen denjenigen ge­

richtet werden, der das Eigentum an der Sache auf­

gegeben hat.

(4) Art. 7 Abs. 4 gilt entsprechend.
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Art. 9

Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme

(1) Die Polizei kann eine Maßnahme selbst oder 

durch einen Beauftragten ausführen, wenn der 

Zweck der Maßnahme durch Inanspruchnahme der 

nach den Art. 7 oder 8 Verantwortlichen nicht oder 

nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Der von der 

Maßnahme Betroffene ist unverzüglich zu unterrich­

ten.

(2) Den Aufwand für die unmittelbare Ausführung 

einer Maßnahme haben die nach den Art. 7 oder 8 

Verantwortlichen zu tragen. Von der Erhebung kann 

abgesehen werden, soweit sie der Billigkeit wider­

spricht. Im übrigen gilt das Kostengesetz.

Art. 10

Inanspruchnahme 

nicht verantwortlicher Personen

(1) Die Polizei kann Maßnahmen gegen andere 

Personen als die nach den Art. 7 oder 8 Verantwortli­

chen richten, wenn

1. eine gegenwärtige erhebliche Gefahr abzuwehren 

ist,

2. Maßnahmen gegen die nach den Art. 7 oder 8 Ver­

antwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig möglich 

sind oder keinen Erfolg versprechen,

3. die Polizei die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig 

selbst oder durch Beauftragte abwehren kann und

4. die Personen ohne erhebliche eigene Gefährdung 

und ohne Verletzung höherwertiger Pflichten in 

Anspruch genommen werden können.

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf­

rechterhalten werden, solange die Abwehr der Ge­

fahr nicht auf andere Weise möglich ist.

(3) Art. 7 Abs. 4 gilt entsprechend.

II. Abschnitt

Befugnisse der Polizei

Art. 11

Allgemeine Befugnisse

(1) Die Polizei kann die notwendigen Maßnahmen 

treffen, um eine im einzelnen Falle bestehende Ge­

fahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung (Ge­

fahr) abzuwehren, soweit nicht die Art. 12 bis 28 die 

Befugnisse der Polizei besonders regeln.

(2) Eine Maßnahme im Sinne des Absatzes 1 kann 

die Polizei insbesondere dann treffen, wenn sie not­

wendig ist, um

1. Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder verfas­

sungsfeindliche Handlungen zu verhüten oder zu 

unterbinden,

2. durch solche Handlungen verursachte Zustände zu 

beseitigen oder

3. Gefahren abzuwehren oder Zustände zu beseitigen, 

die Leben, Gesundheit oder die Freiheit der Person 

oder die Sachen, deren Erhaltung im öffentlichen 

Interesse geboten erscheint, bedrohen oder verlet­

zen.

Straftaten im Sinne dieses Gesetzes sind rechtswidri­

ge Taten, die den Tatbestand eines Strafgesetzes ver­

wirklichen. Ordnungswidrigkeiten im Sinne dieses 

Gesetzes sind rechtswidrige Taten, die den Tatbe­

stand einer Ordnungswidrigkeit verwirklichen. Ver­

fassungsfeindlich im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist eine 

Handlung, die darauf gerichtet ist, die verfassungs­

mäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland

oder eines ihrer Länder auf verfassungswidrige Wei­

se zu stören oder zu ändern, ohne eine Straftat oder 

Ordnungswidrigkeit zu verwirklichen.

(3) Zur Erfüllung der Aufgaben, die der Polizei 

durch andere Rechtsvorschriften zugewiesen sind 

(Art. 2 Abs. 4), hat sie die dort vorgesehenen Befug­

nisse. Soweit solche Rechtsvorschriften Befugnisse 

der Polizei nicht regeln, hat sie die Befugnisse, die ihr 

nach diesem Gesetz zustehen.

Art. 12

Identitätsfeststellung und Prüfung 

von Berechtigungsscheinen

(1) Die Polizei kann die Identität einer Person fest­

stellen

1. zur Abwehr einer Gefahr,

2. wenn die Person sich an einem Ort aufhält,

a) von dem auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte 

anzunehmen ist, daß dort

aa) Personen Straftaten verabreden, vorberei­

ten oder verüben,

bb) sich Personen ohne erforderliche Aufent­

haltserlaubnis treffen, oder 

cc) sich Straftäter verbergen, oder

b) an dem Personen der Prostitution nachgehen,

3. wenn sie sich in einer Verkehrs- oder Versorgungs­

anlage oder -einrichtung, einem öffentlichen Ver­

kehrsmittel, Amtsgebäude oder einem anderen be­

sonders gefährdeten Objekt oder in unmittelbarer 

Nähe hiervon aufhält und Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, daß in oder an Objekten dieser Art 

Straftaten begangen werden sollen, durch die in 

oder an diesen Objekten befindliche Personen oder 

diese Objekte selbst unmittelbar gefährdet sind,

4. an einer Kontrollstelle, die von der Polizei einge­

richtet worden ist, um Straftaten im Sinne von 

§ 100a der Strafprozeßordnung oder § 27 des Ver­

sammlungsgesetzes zu verhindern,

5. in dem als „Zollgrenzbezirk“ oder „Zonengrenzbe­

zirk“ gekennzeichneten Gebiet und in Flugplatzbe­

reichen zur Verhütung oder Unterbindung uner­

laubter Überschreitung der Landesgrenze oder

6. zum Schutz privater Rechte (Art. 2 Abs. 2).

(2) Die Polizei kann zur Feststellung der Identität 

die erforderlichen Maßnahmen treffen. Sie kann den 

Betroffenen insbesondere anhalten, ihn nach seinen 

Personalien befragen und verlangen, daß er mitge­

führte Ausweispapiere zur Prüfung aushändigt. Der 

Betroffene kann festgehalten werden, wenn die Iden­

tität auf andere Weise nicht oder nur unter erhebli­

chen Schwierigkeiten festgestellt werden kann. Un­

ter den Voraussetzungen von Satz 3 können der Be­

troffene sowie die von ihm mitgeführten Sachen 

durchsucht werden.

(3) Die Polizei kann verlangen, daß ein Berechti­

gungsschein zur Prüfung ausgehändigt wird, wenn 

der Betroffene auf Grund einer Rechtsvorschrift ver­

pflichtet ist, diesen Berechtigungsschein mitzufüh­

ren.

Art. 13

Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Die Polizei kann erkennungsdienstliche Maß­

nahmen vornehmen, wenn

1. eine nach Art. 12 zulässige Identitätsfeststellung 

auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen 

Schwierigkeiten möglich ist oder

2. dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten 

erforderlich ist, weil der Betroffene verdächtig ist,
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eine Tat begangen zu haben, die mit Strafe bedroht 

ist und wegen der Art und Ausführung der Tat die 

Gefahr der W iederholung besteht.

(2) Sind die Voraussetzungen nach Absatz 1 entfal­

len, kann der Betroffene die Vernichtung der erken­

nungsdienstlichen Unterlagen verlangen.

(3) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind insbe­

sondere

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdruk- 

ken,

2. die Aufnahme von Lichtbildern,

3. die Feststellung äußerer körperlicher Merkmale,

4. Messungen.

Art. 14 

Vorladung

(1) Die Polizei kann eine Person schriftlich oder 

mündlich vorladen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die Per­

son sachdienliche Angaben machen kann, die für 

die Erfüllung einer bestimmten polizeilichen Auf­

gabe erforderlich sind, oder

2. das zur Durchführung erkennungsdienstlicher 

Maßnahmen erforderlich ist.

(2) Bei der Vorladung soll deren Grund angegeben 

werden. Bei der Festsetzung des Zeitpunkts soll auf 

den Beruf und die sonstigen Lebensverhältnisse des 

Betroffenen Rücksicht genommen werden.

(3) Leistet ein Betroffener der Vorladung ohne 

hinreichenden Grund keine Folge, so kann sie 

zwangsweise durchgesetzt werden,

1. wenn die Angaben zur Abwehr einer Gefahr für 

Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich 

sind, oder

2. zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maß­

nahmen (Absatz 1 Nr. 2).

(4) § 136a der Strafprozeßordnung gilt entspre­

chend.

Art. 15

Platzverweisung

Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr eine 

Person vorübergehend von einem Ort verweisen oder 

ihr vorübergehend das Betreten eines Ortes verbie­

ten. Die Platzverweisung kann ferner gegen Perso­

nen angeordnet werden, die den Einsatz der Feuer­

wehr oder von Hilfs- oder Rettungsdiensten behin­

dern.

Art. 16 

Gewahrsam

(1) Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam 

nehmen, wenn

1. das zum Schutz der Person gegen eine Gefahr für 

Leib oder Leben erforderlich ist, insbesondere weil 

die Person sich erkennbar in einem die freie W il­

lensbestimmung ausschließenden Zustand oder 

sonst in hilfloser Lage befindet oder

2. das unerläßlich ist, um die unmittelbar bevorste­

hende Begehung oder Fortsetzung einer Straftat 

oder einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher 

Bedeutung für die Allgemeinheit zu verhindern.

(2) Die Polizei kann Minderjährige, die sich der 

Obhut der Sorgeberechtigten entzogen haben oder 

sich an Orten aufhalten, an denen ihnen eine sittliche 

Gefahr oder Verwahrlosung droht, in Gewahrsam 

nehmen, um sie den Sorgeberechtigten oder dem Ju­

gendamt zuzuführen.

(3) Die Polizei kann eine Person, die aus dem Voll­

zug von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen oder 

freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und 

Sicherung entwichen ist oder sich sonst ohne Erlaub­

nis außerhalb der Vollzugsanstalt aufhält, in Ge­

wahrsam nehmen und in die Anstalt zurückbringen.

Art. 17

Richterliche Entscheidung

(1) W ird eine Person auf Grund von Art. 12 Abs. 2 

Satz 3, Art. 14 Abs. 3 oder Art. 16 festgehalten, hat die 

Polizei unverzüglich eine richterliche Entscheidung 

über Zulässigkeit und Fortdauer der Freiheitsentzie­

hung herbeizuführen. Der Herbeiführung der rich­

terlichen Entscheidung bedarf es nicht, wenn anzu­

nehmen ist, daß die Entscheidung des Richters erst 

nach W egfall des Grundes der polizeilichen Maßnah­

me ergehen würde.

(2) Für die Entscheidung nach Absatz 1 ist das 

Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die Person 

festgehalten wird. Das Verfahren richtet sich nach 

den Vorschriften des Gesetzes über das gerichtliche 

Verfahren bei Freiheitsentziehungen.

Art. 18

Behandlung festgehaltener Personen

(1) W ird eine Person auf Grund von Art. 12 Abs. 2 

Satz 3, Art. 14 Abs. 3 oder Art. 16 festgehalten, ist ihr 

unverzüglich der Grund bekanntzugeben; sie ist über 

die ihr zuslehenden Rechtsmittel zu belehren. Zu der 

Belehrung gehört der Hinweis, daß eine etwaige Aus­

sage freiwillig erfolgt.

(2) Der festgehaltenen Person ist unverzüglich Ge­

legenheit zu geben, einen Angehörigen oder eine Per­

son ihres Vertrauens zu benachrichtigen, soweit da­

durch der Zweck der Freiheitsentziehung nicht gefähr­

det wird. Unberührt bleibt die Benachrichtigungs­

pflicht bei einer richterlichen Freiheitsentziehung. 

Die Polizei hat die Benachrichtigung zu übernehmen, 

wenn die festgehaltene Person nicht in der Lage ist, 

von dem Recht nach Satz 1 Gebrauch zu machen und 

die Benachrichtigung ihrem mutmaßlichen W illen 

nicht widerspricht. Ist die festgehaltene Person min­

derjährig, entmündigt oder unter vorläufige Vor­

mundschaft gestellt, so ist in jedem Falle unverzüglich 

derjenige zu benachrichtigen, dem die Sorge für die 

Person obliegt.

(3) Die festgehaltene Person soll gesondert, insbe­

sondere ohne ihre Einwilligung nicht in demselben 

Raum mit Straf- oder Untersuchungsgefangenen un­

tergebracht werden. Männer und Frauen sollen ge­

trennt untergebracht werden. Der festgehaltenen 

Person dürfen nur solche Beschränkungen auferlegt 

werden, die der Zweck der Freiheitsentziehung oder 

die Ordnung im Gewahrsam erfordert.

Art. 19

Dauer der Freiheitsentziehung 

Die festgehaltene Person ist zu entlassen,

1. sobald der Grund für die Maßnahme der Polizei 

weggefallen ist,

2. wenn die Fortdauer der Freiheitsentziehung durch 

richterliche Entscheidung für unzulässig erklärt 

wird,

3. in jedem Falle spätestens bis zum Ende des/Tages 

nach dem Ergreifen, wenn nicht vorher die Fort­

dauer der Freiheitsentziehung auf Grund eines an­

deren Gesetzes durch richterliche Entscheidung 

angeordnet ist.
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Art. 20

Durchsuchung von Personen

(1) Die Polizei kann, außer in den Fällen des Art. 12 
Abs. 2 Satz 4 eine Person durchsuchen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie Sa­
chen mit sich führt, die sichergestellt werden dür­
fen,

2. sie sich erkennbar in einem die freie Willensbe­
stimmung ausschließenden Zustand oder sonst in 
hilfloser Lage befindet,

3. sie sich an einem der in Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 oder 
Nr. 5 genannten Orte aufhält oder

4. sie sich in einem Objekt im Sinne des Art. 12 Abs. 1 
Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält 
und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß in 
oder an Objekten dieser Art Straftaten begangen 
werden sollen.

(2) Die Polizei kann eine Person, deren Identität 
nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften 
festgestellt werden soll oder die nach diesem Gesetz 
oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten wer­
den kann, nach Waffen, anderen gefährlichen Werk­
zeugen und Explosionsmitteln durchsuchen, wenn 
dies nach den Umständen zum Schutz des Polizeibe­
amten oder eines Dritten gegen eine Gefahr für Leib 
oder Leben erforderlich ist.

(3) Personen dürfen nur von Personen gleichen Ge­
schlechts oder Ärzten durchsucht werden; dies gilt 
nicht, wenn die sofortige Durchsuchung zum Schutz 
gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich
ist.

Art. 21

Durchsuchung von Sachen

(1) Die Polizei kann außer in den Fällen des Art. 12 
Abs. 2 Satz 4 eine Sache durchsuchen, wenn

1. sie von einer Person mitgeführt wird, die nach 
Art. 20 durchsucht werden darf,

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in 
ihr eine Person befindet, die
a) in Gewahrsam genommen werden darf,
b) widerrechtlich festgehalten wird oder
c) hilflos ist,

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in 
ihr eine andere Sache befindet, die sichergestellt 
werden darf,

4. sie sich an einem der in Art. 12 Abs. 1 Nrn. 2 oder 5 
genannten Orte befindet oder

5. sie sich in einem Objekt im Sinne des Art. 12 Abs. 1 
Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe befindet 
und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
Straftaten in oder an Objekten dieser Art began­
gen werden sollen,

6. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug 
handelt, in dem sich eine Person befindet, deren 
Identität nach Art. 12 Abs. 1 Nr. 4 festgestellt wer­
den darf; die Durchsuchung kann sich auch auf die 
in dem Fahrzeug enthaltenen Sachen erstrecken.

(2) Bei der Durchsuchung von Sachen hat der In­
haber der tatsächlichen Gewalt das Recht, anwesend 
zu sein. Ist er abwesend, so sollen sein Vertreter oder 
ein anderer Zeuge hinzugezogen werden. Dem Inha­
ber der tatsächlichen Gewalt ist auf Verlangen eine 
Bescheinigung über die Durchsuchung und ihren 
Grund zu erteilen.

Art. 22

Betreten und Durchsuchen von Wohnungen

(1) Die Polizei kann eine Wohnung ohne Einwilli­
gung des Inhabers betreten und durchsuchen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in 
ihr eine Person befindet, die nach Art. 14 Abs. 3 
vorgeführt oder nach Art. 16 in Gewahrsam ge­
nommen werden darf,

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in 
ihr eine Sache befindet, die nach Art. 24 Nr. 1 si­
chergestellt werden darf, oder

3. das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder für Sa­
chen von bedeutendem Wert erforderlich ist.

Die Wohnung umfaßt die Wohn- und Nebenräume, 
Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie ande­
res befriedetes Besitztum.

(2) Während der Nachtzeit (§ 104 Abs. 3 der Straf­
prozeßordnung) ist das Betreten und Durchsuchen ei­
ner Wohnung in den Fällen des Absatzes 1 nur zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person oder für Sachen von be­
deutendem Wert zulässig.

(3) Wohnungen dürfen jedoch zur Abwehr dringen­
der Gefahren jederzeit betreten werden, wenn

1. auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte anzuneh­
men ist, daß dort

a) Personen Straftaten verabreden, vorbereiten 
oder verüben,

b) sich Personen ohne erforderliche Aufenthaltser­
laubnis treffen oder

c) sich Straftäter verbergen, oder

2. sie der Prostitution dienen.

(4) Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie 
andere Räume und Grundstücke, die der Öffentlich­
keit zugänglich sind oder zugänglich waren und den 
Anwesenden zum weiteren Aufenthalt zur Verfü­
gung stehen, dürfen zum Zwecke der Gefahrenab­
wehr (Art. 2 Abs. 1) während der Arbeits-, Geschäfts­
oder Aufenthaltszeit betreten werden.

Art. 23

Verfahren bei der Durchsuchung von Wohnungen

(1) Durchsuchungen von Wohnungen dürfen, außer 
bei Gefahr in Verzug, nur durch den Richter ange­
ordnet werden. Zuständig ist das Amtsgericht, in des­
sen Bezirk die Wohnung liegt. Für das Verfahren gel­
ten die Vorschriften des Gesetzes über die Angele­
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre­
chend.

(2) Bei der Durchsuchung einer Wohnung hat der 
Wohnungsinhaber das Recht, anwesend zu sein. Ist er 
abwesend, so ist, wenn möglich, sein Vertreter oder 
ein erwachsener Angehöriger, Hausgenosse oder 
Nachbar zuzuziehen.

(3) Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter 
ist der Grund der Durchsuchung unverzüglich be­
kanntzugeben, soweit dadurch der Zweck der Maß­
nahmen nicht gefährdet wird.

(4) Uber die Durchsuchung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie muß die verantwortliche Dienststelle, 
Grund, Zeit und Ort der Durchsuchung und ihr Er­
gebnis enthalten. Die Niederschrift ist von einem 
durchsuchenden Beamten und dem Wohnungsinha­
ber oder der zugezogenen Person zu unterzeichnen. 
Wird die Unterschrift verweigert, so ist hierüber ein 
Vermerk aufzunehmen. Dem Wohnungsinhaber oder 
seinem Vertreter ist auf Verlangen eine Abschrift der 
Niederschrift auszuhändigen.

(5) Ist die Anfertigung der Niederschrift oder die 
Aushändigung einer Abschrift nach den besonderen 
Umständen des Falles nicht möglich oder würde sie
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den Zweck der Durchsuchung gefährden, so sind dem 

Betroffenen lediglich die Durchsuchung unter Anga­

be der verantwortlichen Dienststelle sowie Zeit und 

Ort der Durchsuchung schriftlich zu bestätigen.

Art. 24

Sicherstellung

Die Polizei kann eine Sache sicherstellen

1. um eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren,

2. um den Eigentümer oder den rechtmäßigen Inha­

ber der tatsächlichen Gewalt vor Verlust oder Be­

schädigung einer Sache zu schützen, oder

3. wenn sie von einer Person mitgeführt wird, die 

nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschrif­

ten festgehalten wird, und diese Person die Sache 

verwenden kann, um

a) sich zu töten oder zu verletzen,

b) Leben oder Gesundheit anderer zu schädigen,

c) fremde Sachen zu beschädigen oder

d) sich oder anderen die Flucht zu ermöglichen 

oder zu erleichtern.

Art. 25 

Verwahrung

(1) Sichergestellte Sachen sind in Verwahrung zu 

nehmen. Läßt die Beschaffenheit der Sachen das 

nicht zu oder erscheint die Verwahrung bei der Poli­

zei unzweckmäßig, sind die Sachen auf andere geeig­

nete W eise aufzubewahren oder zu sichern. In diesem 

Fall kann die Verwahrung auch einem Dritten über­

tragen werden.

(2) Dem Betroffenen ist eine Bescheinigung auszu­

stellen, die den Grund der Sicherstellung erkennen 

läßt und die sichergestellten Sachen bezeichnet. 

Kann nach den Umständen des Falles eine Bescheini­

gung nicht ausgestellt werden, so ist über die Sicher­

stellung eine Niederschrift aufzunehmen, die auch 

erkennen läßt, warum eine Bescheinigung nicht aus­

gestellt worden ist. Der Eigentümer oder der recht­

mäßige Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist unver­

züglich zu unterrichten.

(3) W ird eine sichergestellte Sache verwahrt, so 

hat die Polizei nach M öglichkeit W ertminderungen 

vorzubeugen. Das gilt nicht, wenn die Sache durch 

den Dritten auf Verlangen eines Berechtigten ver­

wahrt wird.

(4) Die verwahrten Sachen sind zu verzeichnen und 

so zu kennzeichnen, daß Verwechslungen vermieden 

werden.

Art. 26

Verwertung, Vernichtung

(1) Die Verwertung einer sichergestellten Sache ist 

zulässig, wenn

1. ihr Verderb oder eine wesentliche W ertminderung 

droht,

2. ihre Verwahrung, Pflege oder Erhaltung mit un­

verhältnismäßig hohen Kosten oder Schwierigkei­

ten verbunden ist,

3. sie infolge ihrer Beschaffenheit nicht so verwahrt 

werden kann, daß weitere Gefahren für die öffent­

liche Sicherheit oder Ordnung ausgeschlossen sind,

4. sie nach einer Frist von einem Jahr nicht an einen 

Berechtigten herausgegeben werden kann, ohne 

daß die Voraussetzungen der Sicherstellung erneut 

eintreten würden, oder

5. der Berechtigte sie nicht innerhalb einer ausrei­

chend bemessenen Frist abholt, obwohl ihm eine

M itteilung über die Frist mit dem Hinweis zuge­

stellt worden ist, daß die Sache verwertet wird, 

wenn sie nicht innerhalb der Frist abgeholt wird.

(2) Der Betroffene, der Eigentümer und andere 

Personen, denen ein Recht an der Sache zusteht, sol­

len vor der Verwertung gehört werden. Die Anord­

nung sowie Zeit und Ort der Verwertung sind ihnen 

mitzuteilen, soweit die Umstände und der Zweck der 

M aßnahme es erlauben.

(3) Die Sache wird durch öffentliche Versteigerung 

verwertet; §979 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbu­

ches gilt entsprechend. Bleibt die Versteigerung er­

folglos, erscheint sie von vornherein aussichtslos oder 

würden die Kosten der Versteigerung voraussichtlich 

den zu erwartenden Erlös übersteigen, so kann die 

Sache freihändig verkauft werden. Der Erlös tritt an 

die Stelle der verwerteten Sache. Läßt sich innerhalb 

angemessener Frist kein Käufer finden, so kann die 

Sache einem gemeinnützigen Zweck zugeführt wer­

den.

(4) Sichergestellte Sachen können unbrauchbar ge­

macht oder vernichtet werden, wenn

1. im Fall einer Verwertung die Gründe, die zu ihrer 

Sicherstellung berechtigten, fortbestehen oder Si­

cherstellungsgründe erneut entstehen würden, 

oder

2. die Verwertung aus anderen Gründen nicht mög­

lich ist.

Absatz 2 gilt sinngemäß.

Art. 27

Herausgabe sichergestellter Sachen 

oder des Erlöses,

Kosten

(1) Sobald die Voraussetzungen für die Sicherstel­

lung weggefallen sind, sind die Sachen an denjenigen 

herauszugeben, bei dem sie sichergestellt worden 

sind. Ist die Herausgabe an ihn nicht möglich, können 

sie an einen anderen herausgegeben werden, der sei­

ne Berechtigung glaubhaft macht. Die Herausgabe 

ist ausgeschlossen, wenn dadurch erneut die Voraus­

setzungen für eine Sicherstellung eintreten würden.

(2) Sind die Sachen verwertet worden, ist der Erlös 

herauszugeben. Ist ein Berechtigter nicht vorhanden 

oder nicht zu ermitteln, ist der Erlös nach den Vor­

schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches zu hinterle­

gen. Der Anspruch des Berechtigten auf Herausgabe 

des Erlöses erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jah­

res, in dem die Sache verwertet worden ist.

(3) Der Aufwand für die Sicherstellung, Verwer­

tung und für M aßnahmen nach Art. 26 Abs. 4 und die 

Benutzungsgebühren für die Verwahrung haben die 

nach den Art. 7 oder 8 Verantwortlichen zu tragen. 

M ehrere Verantwortliche haften als Gesamtschuld­

ner. Von der Erhebung kann abgesehen werden, so­

weit sie der Billigkeit widerspricht. Die Herausgabe 

der Sache kann von der Zahlung der geschuldeten 

Beträge abhängig gemacht werden; ist eine Sache 

verwertet worden, so können die geschuldeten Beträ­

ge aus dem Erlös gedeckt werden. Im übrigen gilt das 

Kostengesetz.

(4) § 983 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt un­

berührt.

Art. 28

Befugnisse für Aufgaben der Grenzkontrolle und 

Sicherung von Anlagen

(1) Soweit es zur Erfüllung der grenzpolizeilichen 

Aufgaben nach Art. 5 des Polizeiorganisationsgeset­

zes erforderlich ist, kann die Polizei 

1. Grundstücke mit Ausnahme von Gebäuden betre­

ten und befahren,
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2. verlangen, daß Grundstückseigentümer und -besit- 

zer einen Grenzpfad freilassen, an Einfriedungen 

Durchlässe oder Übergänge einrichten oder W as­

sergräben überbrücken,

3. auf eigene Kosten Grenzpfade, Durchlässe, Über­

gänge oder Brücken einrichten oder verbessern.

(2) Die im grenzüberschreitenden Reiseverkehr tä­

tigen Verkehrsunternehmen einschließlich der Ver­

kehrsverwaltungen sind verpflichtet,

1. den mit der polizeilichen Kontrolle ihres grenz­

überschreitenden Verkehrs betrauten Beamten den 

Zutritt zu ihren Anlagen und Beförderungsmitteln 

unentgeltlich zu gestatten,

2. sie bei dieser Tätigkeit unentgeltlich zu befördern,

3. den für die polizeiliche Kontrolle ihres grenzüber­

schreitenden Verkehrs zuständigen Dienststellen 

Fahr- und Flugpläne rechtzeitig mitzuteilen,

4. den in Nummer 3 genannten Dienststellen und den 

mit der Sicherung von Verkehrsanlagen betrauten 

Beamten die erforderlichen Diensträume und 

Parkplätze für die Dienstkraftfahrzeuge der Polizei 

zur Verfügung zu stellen. Die Unternehmen und 

Verkehrs Verwaltungen können verlangen, daß ih­

nen ihre Selbstkosten vergütet werden, soweit sie 

diese Einrichtungen nicht ohnehin benötigen. So­

weit ein Aufwand über das Maß hinausgeht, das 

für polizeieigene Einrichtungen üblich ist, wird er 

nicht vergütet.

III. Abschnitt

Vollzugshilfe

Art. 29

Vollzugshilfe

(1) Die Polizei leistet anderen Behörden auf Ersu­

chen Vollzugshilfe, wenn unmittelbarer Zwang anzu­

wenden ist und die anderen Behörden nicht über die 

hierzu erforderlichen Dienstkräfte verfügen oder ihre 

Maßnahmen nicht auf andere W eise selbst durchset­

zen können.

(2) Soweit Dienstkräfte der Justizverwaltung nicht 

oder nicht ausreichend zur Verfügung stehen, führt 

die Polizei Personen dem Gericht oder der Staatsan­

waltschaft vor und unterstützt die Gerichtsvorsitzen­

den bei der Aufrechterhaltung der Ordnung in der 

Sitzung.

(3) Die Grundsätze der Amtshilfe gelten entspre­

chend.

(4) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unbe­

rührt.

Art. 30 

Verfahren

(1) Vollzugshilfeersuchen sind schriftlich zu stel­

len. Sie haben den Grund und die Rechtsgrundlage 

der Maßnahme anzugeben.

(2) In Eilfällen kann das Ersuchen formlos gestellt 

werden. Es ist jedoch auf Verlangen unverzüglich 

schriftlich zu bestätigen.

(3) Vollzugshilfeersuchen sollen an die unterste 

Polizeidienststelle gerichtet werden, deren Dienstbe­

reich für den Vollzug des Ersuchens ausreicht. W ei­

sungen der Sicherheitsbehörden gehen dem Ersuchen 

anderer Verwaltungsbehörden vor.

(4) Die ersuchende Behörde ist von der Ausfüh­

rung des Ersuchens zu verständigen.

Art. 31

Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehung

(1) Hat das Vollzugshilfeersuchen eine Freiheits­

entziehung zum Inhalt, ist auch die richterliche Ent­

scheidung über die Zulässigkeit der Freiheitsentzie­

hung vorzulegen oder in dem Ersuchen zu bezeich­

nen.

(2) Ist eine vorherige richterliche Entscheidung 

nicht ergangen, hat die Polizei die festgehaltene Per­

son zu entlassen, wenn die ersuchende Behörde diese 

nicht übernimmt oder die richterliche Entscheidung 

nicht unverzüglich nachträglich beantragt.

(3) Die Art. 18 und 19 gelten entsprechend.

IV. Abschnitt

Zwang

1. Unterabschnitt

Erzwingung von Handlungen, Duldungen 
und Unterlassungen

Art. 32

Zulässigkeit des Verwaltungszwangs

(1) Der Verwaltungsakt der Polizei, der auf die 

Vornahme einer Handlung oder auf Duldung oder 

Unterlassung gerichtet ist, kann mit Zwangsmitteln 

durchgesetzt werden, wenn er unanfechtbar ist oder 

wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende W irkung 

hat.

(2) Der Verwaltungszwang kann ohne vorausge­

henden Verwaltungsakt angewendet werden, wenn 

das zur Abwehr einer Gefahr notwendig ist, insbe­

sondere weil Maßnahmen gegen Personen nach den 

Art. 7 bis 10 nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind 

oder keinen Erfolg versprechen, und die Polizei hier­

bei innerhalb ihrer Befugnisse handelt.

Art. 33

Zwangsmittel

(1) Zwangsmittel sind:

1. Ersatzvornahme (Art. 34),

2. Zwangsgeld (Art. 35),

3. Unmittelbarer Zwang (Art. 37).

(2) Sie sind nach Maßgabe der Art. 38 und 43 anzu­

drohen.

(3) Die Zwangsmittel können auch neben einer 

Strafe oder Geldbuße angewandt und so lange wie­

derholt und gewechselt werden, bis der Verwaltungs­

akt befolgt worden ist oder sich auf andere W eise er­

ledigt hat.

Art. 34

Ersatzvornahme

(1) W ird die Verpflichtung, eine Handlung vorzu­

nehmen, deren Vornahme durch einen anderen mög­

lich ist (vertretbare Handlung), nicht erfüllt, so kann 

die Polizei die Handlung selbst ausführen oder einen 

anderen mit der Ausführung beauftragen. Den Auf­

wand der Ausführung der Ersatzvornahme hat der 

Betroffene zu tragen. Im übrigen gilt das Kostenge­

setz.

(2) Es kann bestimmt werden, daß der Betroffene 

den voraussichtlichen Aufwand der Ersatzvornahme 

im voraus zu zahlen hat. Zahlt der Betroffene den 

Aufwand der Ersatzvornahme oder den voraussicht­

lich entstehenden Aufwand der Ersatzvornahme 

nicht fristgerecht, so kann er im Verwaltungs-
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Zwangsverfahren beigetrieben werden. Die Beitrei­

bung des voraussichtlichen Aufwands unterbleibt, 

sobald der Betroffene die gebotene Handlung aus­

führt.

Art. 35 

Zwangsgeld

(1) Das Zwangsgeld wird auf mindestens zehn und 

höchstens fünftausend Deutsche Mark schriftlich 

festgesetzt.

(2) Mit der Festsetzung des Zwangsgeldes ist dem 

Betroffenen eine angemessene Frist zur Zahlung ein­

zuräumen.

(3) Zahlt der Betroffene das Zwangsgeld nicht 

fristgerecht, so wird es im Verwaltungszwangsver­

fahren beigetrieben. Die Beitreibung unterbleibt, so­

bald der Betroffene die gebotene Handlung ausführt 

oder die zu duldende Maßnahme gestattet.

(4) Für die Festsetzung des Zwangsgeldes werden 

vom Betroffenen Kosten (Gebühren und Auslagen) 

erhoben. Im übrigen gilt das Kostengesetz.

Art. 36

Ersatzzwangshaft

(1) Ist das Zwangsgeld uneinbringlich, so kann das 

Verwaltungsgericht auf Antrag der Polizei die Er­

satzzwangshaft anordnen, wenn bei Androhung des 

Zwangsgeldes hierauf hingewiesen worden ist. Die 

Ersatzzwangshaft beträgt mindestens einen Tag, 

höchstens zwei Wochen.

(2) Die Ersatzzwangshaft ist auf Antrag der Polizei 

von der Justizverwaltung nach den Bestimmungen 

der §§ 904 bis 910 der Zivilprozeßordnung zu voll­

strecken.

Art. 37

Unmittelbarer Zwang

(1) Die Polizei kann unmittelbaren Zwang anwen­

den, wenn andere Zwangsmittel nicht in Betracht 

kommen oder keinen Erfolg versprechen oder un­

zweckmäßig sind. Für die Art und Weise der Anwen­

dung unmittelbaren Zwangs gelten die Art. 39 ff.

(2) Unmittelbarer Zwang zur Abgabe einer Erklä­

rung ist ausgeschlossen.

Art. 38

Androhung der Zwangsmittel

(1) Zwangsmittel sind möglichst schriftlich anzu­

drohen. Dem Betroffenen ist in der Androhung zur 

Erfüllung der Verpflichtung eine angemessene Frist 

zu bestimmen; eine Frist braucht nicht bestimmt zu 

werden, wenn eine Duldung oder Unterlassung er­

zwungen werden soll. Von der Androhung kann ab­

gesehen werden, wenn die Umstände sie nicht zulas­

sen, insbesondere wenn die sofortige Anwendung des 

Zwangsmittels zur Abwehr einer Gefahr notwendig 

ist.

(2) Die Androhung kann mit dem Verwaltungsakt 

verbunden werden, durch den die Handlung, Dul­

dung oder Unterlassung aufgegeben wird. Sie soll 

mit ihm verbunden werden, wenn ein Rechtsmittel 

keine aufschiebende Wirkung hat.

(3) Die Androhung muß sich auf bestimmte 

Zwangsmittel beziehen. Werden mehrere Zwangs­

mittel angedroht, ist anzugeben, in welcher Reihen­

folge sie angewandt werden sollen.

(4) Wird Ersatzvornahme angedroht, so soll in der 

Androhung der voraussichtliche Aufwand angegeben 

werden.

(5) Das Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe anzu­

drohen.

(6) Die Androhung ist zuzustellen. Das gilt auch 

dann, wenn sie mit dem zugrunde liegenden Verwal­

tungsakt verbunden ist und für ihn keine Zustellung 

vorgeschrieben ist.

(7) Für die Androhung werden Kosten (Gebühren 

und Auslagen) erhoben. Dies gilt nicht, wenn nach 

Absatz 2 Satz 1 verfahren wird und der Verwaltungs­

akt, durch den die Handlung, Duldung oder Unterlas­

sung aufgegeben wird, kostenfrei ist. Im übrigen gilt 

das Kostengesetz.

2. Unterabschnitt

Anwendung unmittelbaren Zwangs

Art. 39

Rechtliche Grundlagen

(1) Ist die Polizei nach diesem Gesetz oder anderen 

Rechtsvorschriften zur Anwendung unmittelbaren 

Zwangs befugt, gelten für die Art und Weise der An­

wendung die Art. 40 bis 48 und, soweit sich aus diesen 

nichts Abweichendes ergibt, die übrigen Vorschriften 

dieses Gesetzes.

(2) Die zivil- und strafrechtlichen Wirkungen nach 

den Vorschriften über Notwehr und Notstand bleiben 

unberührt.

Art. 40

Begriffsbestimmung

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf 

Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre 

Hilfsmittel und durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare kör­

perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbe­

sondere Fesseln, Wasserwerfer, technische Sperren, 

Diensthunde, Dienstpferde, Dienstfahrzeuge, Reiz- 

und Betäubungsstoffe sowie zum Sprengen bestimm­

te explosionsfähige Stoffe (Sprengmittel).

(4) Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revolver, 

Gewehr, Maschinenpistole, Maschinengewehr und 

Handgranate zugelassen.

Art. 41

Handeln auf Anordnung

(1) Die Polizeibeamten sind verpflichtet, unmittel­

baren Zwang anzuwenden, der von einem Weisungs­

berechtigten angeordnet wird. Dies gilt nicht, wenn 

die Anordnung die Menschenwürde verletzt oder 

nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist.

(2) Eine Anordnung darf nicht befolgt werden, 

wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgt 

der Polizeibeamte die Anordnung trotzdem, so trifft 

ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn es 

nach den ihm bekannten Umständen offensichtlich 

ist, daß dadurch eine Straftat begangen wird.

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der An­

ordnung hat der Polizeibeamte dem Anordnenden 

gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Um­

ständen möglich ist.

(4) Art. 65 Abs. 2 und 3 des Bayerischen Beamten­

gesetzes ist nicht anzuwenden.

Art. 42

Hilfeleistung für Verletzte

Wird unmittelbarer Zwang angewendet, ist Ver­

letzten, soweit es nötig ist und die Lage es zuläßt, 

Beistand zu leisten und ärztliche Hilfe zu verschaf­

fen.
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Art. 43

Androhung unmittelbaren Zwangs

(1) Unmittelbarer Zwang ist vor seiner Anwen­

dung anzudrohen. Von der Androhung kann abgese­

hen werden, wenn die Umstände sie nicht zulassen, 

insbesondere wenn die sofortige Anwendung des 

Zwangsmittels zur Abwehr einer Gefahr notwendig 

ist. Als Androhung des Schußwaffengebrauchs gilt 

auch die Abgabe eines Warnschusses.

(2) Schußwaffen und Handgranaten dürfen nur 

dann ohne Androhung gebraucht werden, wenn das 

zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 

oder Leben erforderlich ist.

(3) Gegenüber einer Menschenmenge ist die An­

wendung unmittelbaren Zwangs möglichst so recht­

zeitig anzudrohen, daß sich Unbeteiligte noch entfer­

nen können. Der Gebrauch von Schußwaffen gegen 

Personen in einer Menschenmenge ist stets anzudro­

hen; die Androhung ist vor dem Gebrauch durch 

Warnschuß zu wiederholen. Beim Gebrauch von 

technischen Sperren und Dienstpferden kann von ei­

ner Androhung abgesehen werden.

Art. 44

Fesselung von Personen

Eine Person, die nach diesem Gesetz oder anderen 

Rechtsvorschriften festgehalten wird, darf gefesselt 

werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

daß sie

1. Polizeibeamte oder Dritte angreifen, Widerstand

leisten oder Sachen beschädigen wird,

2. fliehen wird oder befreit werden soll oder

3. sich töten oder verletzen wird.

Art. 45

Allgemeine Vorschriften für 

den Schußwaffengebrauch

(1) Schußwaffen dürfen nur gebraucht werden, 

wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs 

erfolglos angewendet sind oder offensichtlich 

keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr 

Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch 

Schußwaffengebrauch gegen Sachen erreicht werden 

kann.

(2) Schußwaffen dürfen gegen Personen nur ge­

braucht werden, um angriffs- oder fluchtunfähig zu 

machen. Ein Schuß, der mit an Sicherheit grenzender 

Wahrscheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur zu­

lässig, wenn er das einzige Mittel zur Abwehr einer 

gegenwärtigen Lebensgefahr oder der gegenwärti­

gen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der 

körperlichen Unversehrtheit ist.

(3) Gegen Personen, die dem äußeren Eindruck 

nach noch nicht 14 Jahre alt sind, dürfen Schußwaf­

fen nicht gebraucht werden. Das gilt nicht, wenn der 

Schußwaffengebrauch das einzige Mittel zur Abwehr 

einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben ist.

(4) Der Schußwaffengebrauch ist unzulässig, wenn 

für den Polizeibeamten erkennbar Unbeteiligte mit 

hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet werden. Das gilt 

nicht, wenn der Schußwaffengebrauch das einzige 

Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensge­

fahr ist.

Art. 46

Schußwaffengebrauch gegen Personen

(1) Schußwaffen dürfen gegen Personen nur ge­

braucht werden,

1. um eine gegenwärtige Gefahr für Leib oder Leben 

abzuwehren,

2. um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder 

Fortsetzung eines Verbrechens oder eines Verge­

hens unter Anwendung oder Mitführung von 

Schußwaffen oder Explosivmitteln zu verhindern,

3. um eine Person anzuhalten, die sich der Festnahme 

oder Identitätsfeststellung durch Flucht zu entzie­

hen versucht, wenn sie

a) eines Verbrechens dringend verdächtig ist oder

b) eines Vergehens dringend verdächtig ist und 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie 

Schußwaffen oder Explosivmittel mit sich führt,

4. zur Vereitelung der Flucht oder zur Ergreifung ei­

ner Person, die in amtlichem Gewahrsam zu halten 

oder ihm zuzuführen ist

a) auf Grund richterlicher Entscheidung wegen ei­

nes Verbrechens oder auf Grund des dringenden 

Verdachts eines Verbrechens oder

b) auf Grund richterlicher Entscheidung wegen ei­

nes Vergehens oder auf Grund des dringenden 

Verdachts eines Vergehens, sofern Tatsachen 

die Annahme rechtfertigen, daß sie Schußwaf­

fen oder Explosivmittel mit sich führt,

5. um die gewaltsame Befreiung einer Person aus 

amtlichem Gewahrsam zu verhindern oder in son­

stigen Fällen des § 100 des Strafvollzugsgesetzes.

(2) Schußwaffen dürfen nach Absatz 1 Nr. 4 nicht 

gebraucht werden, wenn es sich um den Vollzug eines 

Jugendarrestes oder eines Strafarrestes handelt oder 

wenn die Flucht aus einer offenen Anstalt verhindert 

werden soll.

Art. 47

Schußwaffengebrauch gegen Personen 

in einer Menschenmenge

(1) Schußwaffen dürfen gegen Personen in einer 

Menschenmenge nur gebraucht werden, wenn von 

ihr oder aus ihr heraus schwerwiegende Gewalttaten 

begangen werden oder unmittelbar bevorstehen und 

andere Maßnahmen keinen Erfolg versprechen.

(2) Wer sich aus einer solchen Menschenmenge 

nach wiederholter Androhung des Schußwaffenge­

brauchs nicht entfernt, obwohl ihm das möglich ist, 

ist nicht als Unbeteiligter (Art. 45 Abs. 4) anzusehen.

Art. 48

Besondere Waffen, Sprengmittel

(1) Maschinengewehre und Handgranaten dürfen 

gegen Personen nur in den Fällen des Art. 46 Abs. 1 

Nrn. 1, 2 und 5 und nur mit Zustimmung des Staats­

ministers des Innern oder eines von ihm im Einzelfall 

Beauftragten angewendet werden, wenn

1. diese Personen von Schußwaffen oder Handgrana­

ten oder ähnlichen Explosivmitteln Gebrauch ge­

macht haben und

2. der vorherige Gebrauch anderer Waffen erfolglos 

geblieben ist.

(2) Maschinengewehre und Handgranaten dürfen 

nicht gebraucht werden, um fluchtunfähig zu ma­

chen. Handgranaten dürfen gegen Personen in einer 

Menschenmenge nicht gebraucht werden.

(3) Im übrigen sind die Vorschriften über den 

Schußwaffengebrauch entsprechend anzuwenden.

(4) Sprengmittel dürfen gegen Personen nicht an­

gewendet werden.
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V. Abschnitt

Entschädigungs-, Erstattungs- und 
Ersatzansprüche

Art. 49

Entschädigungsanspruch

(1) Erleidet jemand, gegen den Maßnahmen nach 

Art. 10 getroffen worden sind, einen Schaden, so ist 

dem Geschädigten dafür Entschädigung zu leisten, 

soweit der Schaden durch die polizeiliche Maßnahme 

entstanden ist und der Geschädigte nicht von einem 

anderen Ersatz zu erlangen vermag.

(2) Das gleiche gilt, wenn jemand, der nicht nach 

den Art. 7 oder 8 verantwortlich ist und gegen den 

nicht Maßnahmen nach Art. 10 gerichtet worden sind, 

durch eine polizeiliche Maßnahme getötet oder ver­

letzt wird oder einen nicht zumutbaren sonstigen 

Schaden erleidet.

(3) Im Falle der Tötung ist dem Unterhaltsberech­

tigten in entsprechender Anwendung von § 844 Abs. 2 

des Bürgerlichen Gesetzbuches Entschädigung zu lei­

sten.

(4) Ein Entschädigungsanspruch nach den Absät­

zen 1 bis 3 besteht nicht, soweit die Maßnahme auch 

unmittelbar dem Schutz der Person oder des Vermö­

gens des Geschädigten gedient hat.

(5) Ist die Entschädigungspflicht aus Anlaß von 

Maßnahmen der Polizei in besonderen gesetzlichen 

Vorschriften geregelt, so gelten diese Vorschriften.

(6) Entschädigungspflichtig ist der Träger der Po­

lizei, welche die zur Entschädigung verpflichtende 

Maßnahme getroffen hat.

(7) Entschädigung nach den Absätzen 1 bis 3 wird 

nur für Vermögensschäden gewährt. Dabei sind Ver­

mögensvorteile, die dem Berechtigten aus der zur 

Entschädigung verpflichtenden Maßnahme entste­

hen, sowie ein mitwirkendes Verschulden des Be­

rechtigten zu berücksichtigen. Die Entschädigung 

wird in Geld gewährt.

Art. 50

Erstattungsanspruch

(1) Ist die Polizei auf Weisung oder Ersuchen einer 

nichtstaatlichen Behörde tätig geworden, so ist die 

Körperschaft, der die Behörde angehört, dem nach 

Art. 49 Abs. 6 Entschädigungspflichtigen erstattungs­

pflichtig, soweit nicht der Schaden durch ein Ver­

schulden der Polizei bei Durchführung der Maßnah­

me entstanden ist.

(2) Die erstattungspflichtige Körperschaft hat dem 

entschädigungspflichtigen Polizeiträger die auf 

Grund des Art. 49 geleisteten notwendigen Aufwen­

dungen zu erstatten.

Art. 51

Ersatzanspruch

(1) Hat der nach Art. 49 Abs. 6 entschädigungs­

pflichtige Polizeiträger keinen Erstattungsanspruch 

nach Art. 50, so kann er von der nach Art. 7 oder 8 

verantwortlichen Person Ersatz der notwendigen 

Aufwendungen verlangen.

(2) Hat die nach Art. 50 erstattungspflichtige Kör­

perschaft ihre Verpflichtung erfüllt, so kann sie von 

dem nach Art. 7 oder 8 Verantwortlichen Ersatz der 

notwendigen Aufwendungen verlangen.

Art. 52 

Rechtsweg

(1) Über die Entschädigungsansprüche nach Art. 49 

entscheiden im Streitfall die ordentlichen Gerichte.

(2) Über die Erstattungsansprüche nach Art. 50 

und die Ersatzansprüche nach Art. 51 entscheiden im 

Streitfall die Verwaltungsgerichte.

VI. Abschnitt

Schlußbestimmungen

Art. 53

Einschränkung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes können die Grundrechte 

auf Leben und körperliche Unversehrtheit, Freiheit 

der Person und Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 

2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 und Art. 13 des Grundgesetzes 

für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 102 Abs. 1, 

Art. 106 Abs. 3 der Verfassung des Freistaates 

Bayern) eingeschränkt werden.

Art. 54

Änderung von Gesetzen

(1) Das Polizeiorganisationsgesetz vom 10. August 
1976 (GVB1 S. 303) wird wie folgt geändert:

1. Art. 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Polizei im Sinne dieses Gesetzes ist die ge­

samte Polizei des Freistaates Bayern.“

2. Art. 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird aufgehoben;

b) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. In Satz 1 

werden die Worte „den Absätzen 2 und 3“ durch 

die Worte „Absatz 2“ ersetzt;

c) Absatz 5 wird aufgehoben.

3. Art. 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Polizei darf im Zuständigkeitsbereich 

eines anderen Landes der Bundesrepublik 

Deutschland oder des Bundes nur in den Fällen 

des Art. 11 Abs. 3 dieses Gesetzes und des Art. 91 

Abs. 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepu­

blik Deutschland und nur dann tätig werden, 

wenn das jeweilige Landes- oder das Bundes­

recht es vorsieht.“;

b) es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Einer Anforderung von Polizei durch ein 

anderes Land ist zu entsprechen, soweit nicht 

die Verwendung der Polizei in Bayern dringen­

der ist als die Unterstützung der Polizei des an­

deren Landes. Die Anforderung soll alle für die 

Entscheidung wesentlichen Merkmale des Ein­

satzauftrages enthalten.“

4. In Art. 11 werden die Absätze 3 und 4 durch folgen­

de neue Absätze 3 bis 5 ersetzt:

„(3) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes 

der Bundesrepublik Deutschland können in Bayern 

Amtshandlungen vornehmen

lauf Anforderung oder mit Zustimmung des 

Staatsministeriums des Innern,

2. in den Fällen des Art. 35 Abs. 2 und 3 und Art. 91 

Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland,

3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen 

Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten auf fri­

scher Tat sowie zur Verfolgung und Wiederer­

greifung Entwichener, wenn die zuständige Poli­

zei die erforderlichen Maßnahmen nicht recht­

zeitig treffen kann,

4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefan­

genentransporten oder
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5. zur Erfüllung ihrer Aufgaben in den durch Ver­

waltungsabkommen des Staatsministeriums des 

Innern mit anderen Ländern geregelten Fällen.

In den Fällen der Nummern 3 und 5 ist die zustän­

dige Polizeidienststelle unverzüglich zu unterrich­

ten.

(4) Wei'den Polizeivollzugsbeamte eines anderen 

Landes nach Absatz 3 tätig, haben sie die gleichen 

Befugnisse wie die Bayerische Staatliche Polizei. 

Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen derjeni­

gen Polizeidienststelle, in deren örtlichem und 

sachlichem Dienstbereich sie tätig geworden sind; 

sie unterliegen insoweit deren Weisungen.

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten für Polizeivoll­

zugsbeamte des Bundes entsprechend.“

5. Art. 12 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Hat eine andere Stelle die Einsatzleitung über­

nommen oder zu dem Verwaltungsakt angewiesen, 

so ist der Verwaltungsakt der anderen Stelle zuzu­

rechnen.“

(2) Das Bayerische Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 11. November 1970 (GVB1 1971 S. 1), zu­

letzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 1976 

(GVB1 S. 566), wird wie folgt geändert:

In Art. 30 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­

gefügt:

..Die Abschiebung von Ausländern obliegt der Poli­

zei.“

(3) Das Kostengesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 25. Juni 1969 (GVB1 S. 165), zuletzt ge­

ändert durch Gesetz vom 23. Dezember 1976 (GVB1 

S. 544), wird wie folgt geändert:

In Art. 3 Abs. 1 Nr. 10 wird „und 3“ gestrichen.

(4) Soweit andere Rechtsvorschriften auf Bestim­

mungen verweisen, die durch dieses Gesetz aufgeho­

ben oder geändert werden, treten an deren Stelle die 

entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes.

Art. 55

Begriff der Polizeibehörde

Aufgaben und Befugnisse, die in bundes- oder lan­

desrechtlichen Vorschriften den „Polizeibehörden“ 

übertragen sind, werden nur dann von der Polizei 

wahrgenommen, wenn das Staatsministerium des In­

nern im Einvernehmen mit den sachlich beteiligten 

Staatsministerien es durch Verordnung bestimmt. Im 

übrigen sind die Behörden der allgemeinen inneren 

Verwaltung zuständig, soweit nicht andere Gesetze 

eine besondere Regelung treffen.

Art. 56

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1978 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Gesetz über die Aufga­

ben und Befugnisse der Polizei in Bayern in der Fas­

sung der Bekanntmachung vom 24. Oktober 1974 

(GVB1 S. 739, ber. S. 814), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 10. August 1976 (GVB1 S. 303), und die 

Verordnung über die dienstlich zugelassenen Waffen 

der Polizei vom 24. Januar 1963 (GVB1 S. 1), zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 2. August 1976 

(GVB1 S. 309), außer Kraft.

München, den 24. August 1978

Der Bayerische Ministerpräsident

In Vertretung 

Dr. H i 11 e r m e i e r 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 

und Staatsminister der Justiz

Gesetz
über die Rechtsverhältnisse der 
Hochschullehrer sowie des weiteren 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals an den Hochschulen 

(Bayerisches Hochschullehrergesetz — 
BayHSchLG)

Vom 24. August 1978

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­

gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 

Senats hiermit bekanntgemacht wird:
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Art. 29 Rechtswirkungen der Bestellung 
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stellung
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Art. 31 Erteilung der Lehrbefugnis
Art. 32 Bezeichnung „außerplanmäßiger Professor“
Art. 33 Erlöschen, Widerruf und Rücknahme der Lehr­

befugnis
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Art. 35 Bestellung
Art. 36 Lehrauftragsvorschriften
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Art. 38 Entpflichtung und Altersgrenze 
Art. 39 Privatdozenten, außerplanmäßige Professoren, 

Honorarprofessoren 
Art. 40 Überleitung kraft Gesetzes 
Art. 41 Übernahme 
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2. Kapitel 

Schlußvorschriften

Art. 43 Kirchenverträge
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schulstudiengänge 
Art. 45 Trimestereinteilung 
Art. 46 Änderung von Gesetzen 
Art. 47 Ausführungsvorschriften 
Art. 48 Inkrafttreten

Art. 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Personen, die hauptberuf­

lich oder nebenberuflich an den Hochschulen des 

Freistaates Bayern wissenschaftlich oder künstlerisch 
tätig sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Personen, die an ei­

ner Hochschule auf Grund eines privatrechtlichen 

Dienstverhältnisses zu einem Mitglied der Hochschu­
le wissenschaftlich oder künstlerisch tätig sind; für 

diesen Personenkreis kann das Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 

Staatsministerium der Finanzen und im Benehmen 

mit den Hochschulen Rahmenbedingungen festlegen.

Art. 2

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal

(1) Zum hauptberuflichen wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personal gehören

1. die Professoren,

2. die Hochschulassistenten,

3. die hauptberuflichen wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Mitarbeiter,

4. die Lehrkräfte für besondere Aufgaben.

(2) Zu den nebenberuflich wissenschaftlich und 

künstlerisch Tätigen gehören

1. die Honorarprofessoren,

2. die Privatdozenten und außerplanmäßigen Profes­
soren,

3. die Lehrbeauftragten,

4. die sonstigen nebenberuflich wissenschaftlich oder 

künstlerisch Tätigen.

(3) Die Professoren, habilitierten Hochschulassi­

stenten, Honorarprofessoren, Privatdozenten und au­

ßerplanmäßigen Professoren sind Hochschullehrer. 

Sind wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

oder Lehrkräfte für besondere Aufgaben zugleich 

Hochschullehrer, ändert dies nicht ihre dienstrechtli­
che Stellung.

(4) Die in Absatz 1 und Absatz 2 Nrn. 3 und 4 ge­

nannten Personen stehen im Dienst des Freistaates 

Bayern. Wissenschaftliche und künstlerische Mitar­

beiter sowie Lehrkräfte für besondere Aufgaben sind 
hauptberuflich tätig, wenn ihre Arbeitszeit minde­

stens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eines 

im öffentlichen Dienst Beschäftigten erreicht.

(5) Für die in den Absätzen 1 und 2 genannten Per­

sonen, die nicht in einem Beamtenverhältnis stehen, 
gelten Art. 9 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 62 Abs. 2 des Baye­

rischen Beamtengesetzes entsprechend; für nur vor­

übergehend an der Hochschule tätige Personen, die 

ihren ständigen Aufenthalt außerhalb des Geltungs­

bereichs des Grundgesetzes haben, kann das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus Ausnahmen 

zulassen.

Erster Abschnitt

Hauptberufliches wissenschaftliches 
und künstlerisches Personal

1. Kapitel

Gemeinsame Vorschriften

Art. 3

Allgemeines

(1) Eine hauptberufliche wissenschaftliche oder 

künstlerische Tätigkeit ist als ständige Aufgabe 
grundsätzlich Beamten zu übertragen.

(2) Für das beamtete wissenschaftliche und künst­

lerische Personal gelten die allgemeinen beamten­

rechtlichen Vorschriften, soweit dieses Gesetz nichts 

anderes bestimmt. Professoren an Fachhochschulen 

können anwendungsbezogene Entwicklungsaufträge 

durchführen, soweit dies dem Bildungsauftrag der 
Fachhochschule dient und dafür kostendeckende 

Drittmittel zur Verfügung stehen.

(3) Personen, die Lehrverpflichtungen wahrneh­

men, haben ihren Erholungsurlaub in der unter­
richtsfreien Zeit zu nehmen, es sei denn, daß zwin­

gende dienstliche Gründe entgegenstehen.

Art. 4

Dienstvorgesetzter

(1) Der Staatsminister für Unterricht und Kultus 

ist unmittelbarer Dienstvorgesetzter der Professoren. 

Er kann die Befugnisse als Dienstvorgesetzter ganz
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oder teilw eise den Präsidenten oder V orsitzenden 

von Präsidialkollegien der H ochschulen übertragen.

(2) D as Staatsm inisterium für U nterricht und K ul­

tus ist oberste D ienstbehörde des gesam ten w eiteren 

w issenschaftlichen und künstlerischen Personals. D ie 

V orschriften des B ayerischen H ochschulgesetzes 

über den unm ittelbaren D ienstvorgesetzten bleiben 

unberührt.

A rt. 5

. L ehrtätigkeit

(1) H ochschullehrer bestim m en G egenstand und 

A rt ihrer L ehrveranstaltungen unter B erücksichti­

gung der Prüfungs- und Studienordnungen in eige­

ner V erantw ortung; die V erpflichtung der H ochschu­

le zur Sicherstellung des L ehrangebots (A rt. 63 A bs. 1 

und 2 des B ayerischen H ochschulgesetzes) bleibt un­

berührt. D ie E rfüllung der L ehrverpflichtung der 

nichthabilitierten H ochschulassistenten, der w issen­

schaftlichen und künstlerischen M itarbeiter sow ie 

der L ehrkräfte für besondere A ufgaben richtet sich 

nach den A nordnungen ihrer V orgesetzten.

(2) A lle w issenschaftlich oder künstlerisch T ätigen 

haben nach M aßgabe näherer R egelungen zur 

D urchführung von H ochschulprüfungen und staatli­

chen Prüfungen beizutragen.

(3) D er U m fang der dienstrechtlichen L ehrver­

pflichtung des w issenschaftlichen und künstlerischen 

Personals an H ochschulen (R egellehrverpflichtung) 

kann unter B erücksichtigung der unterschiedlichen 

D ienstverhältnisse durch R echtsverordnung der 

Staatsregierung festgelegt w erden. B ei der Festle­

gung der R egellehrverpflichtung ist der unterschied­

liche Z eitaufw and für die D urchführung der ver­

schiedenen A rten von L ehrveranstaltungen zu be­

rücksichtigen.

A rt. 6

V eröffentlichung von Forschungsergebnissen

(1) B ei der V eröffentlichung von Forschungsergeb­

nissen sind M itarbeiter, die einen eigenen w issen­

schaftlichen oder w esentlichen sonstigen B eitrag ge­

leistet haben, als M itautoren zu nennen; sow eit m ög­

lich, ist ihr B eitrag zu kennzeichnen.

(2) D ie V eröffentlichung w issenschaftlicher A rbei­

ten durch w issenschaftliche und künstlerische M itar­

beiter bedarf der G enehm igung der L eitung der w is­

senschaftlichen E inrichtung oder B etriebseinheit, 

w enn

1. die A rbeit im A uftrag dieser w issenschaftlichen 

E inrichtung oder B etriebseinheit gefertigt w orden 

ist oder

2. die A rbeit als A rbeit gekennzeichnet ist, die aus 

dieser w issenschaftlichen E inrichtung oder B e­

triebseinheit hervorgegangen ist oder

3. bei der A nfertigung der A rbeit noch nicht veröf­

fentlichte Forschungen oder nicht veröffentlichtes 

w issenschaftliches M aterial der w issenschaftlichen 

E inrichtung öder B etriebseinheit verw endet w ur­

den.

A ndere für eine V eröffentlichung bestim m te w issen­

schaftliche A rbeiten sind der L eitung der w issen­

schaftlichen E inrichtung oder B etriebseinheit recht­

zeitig vor der V eröffentlichung zur K enntnisnahm e 

vorzulegen, w enn die A rbeiten im R ahm en der 

dienstlichen T ätigkeit gefertigt w orden sind. D ie Sät­

ze 1 und 2 gelten für w issenschaftliche und künstleri­

sche M itarbeiter, die nicht einer w issenschaftlichen 

E inrichtung oder B etriebseinheit zugeordnet sind, so­

w ie für H ochschulassistenten entsprechend; die G e­

nehm igung erteilt der V orgesetzte.

A rt. 7

B eendigung der D ienstverhältnisse

(1) D er E intritt in den R uhestand w egen E rrei- 

chens der A ltersgrenze w ird zum E nde des Sem esters 

w irksam , in dem der B eam te die A ltersgrenze er­

reicht.

(2) B eantragt ein B eam ter seine E ntlassung oder 

seine V ersetzung in den R uhestand, kann diese bis 

zur B eendigung des laufenden Sem esters hinausge­

schoben w erden.

A rt. 8

N ebentätigkeit

(1) W issenschaftliche oder künstlerische N ebentä­

tigkeiten, die von Professoren entgeltlich ausgeübt 

w erden, sind über den Präsidenten oder V orsitzenden 

des Präsidialkollegium s dem Staatsm inisterium für 

U nterricht und K ultus m itzuteilen, unabhängig da­

von, ob sie einer G enehm igung bedürfen oder nicht 

(A rt. 75 A bs. 1 N r. 2 des B ayerischen B eam tengeset­

zes). G leiches gilt für die m it L ehr- oder Forschungs­

aufgaben zusam m enhängenden selbständigen G ut­

achtertätigkeiten (A rt. 75 A bs. 1 N r. 3 des B ayeri­

schen B eam tengesetzes). E ine N ebentätigkeit gerin­

gen U m fangs kann von der A nzeigepflicht ausge­

nom m en w erden. D as N ähere regelt das Staatsm ini­

sterium für U nterricht und K ultus im E invernehm en 

m it dem Staatsm inisterium der Finanzen durch 

R echtsverordnung.

(2) Für beam tetes w issenschaftliches und künstle­

risches Personal erläßt das Staatsm inisterium für 

U nterricht und K ultus nach A nhörung der H och­

schulen im E invernehm en m it dem Staatsm ini­

sterium der Finanzen die V orschriften nach A rt. 78 

des B ayerischen B eam tengesetzes.

2. Kapitel

Professoren

A rt. 9

D ienstaufgaben

(1) D ie Professoren nehm en die ihrer H ochschule 

jew eils obliegenden A ufgaben in W issenschaft und 

K unst, Forschung und L ehre in ihren Fächern nach 

näherer A usgestaltung ihres D ienstverhältnisses in 

eigener V erantw ortung w ahr; sie haben ihre Fächer 

angem essen zu vertreten. Professoren, die in klini­

schen E inrichtungen tätig sind, w erden in der K ran­

kenversorgung nach den A nordnungen der L eitung 

der klinischen E inrichtung tätig.

(2) D ie Professoren sind im R ahm en der für ihr 

D ienstverhältnis geltenden R egelungen verpflichtet, 

L ehrveranstaltungen ihrer Fächer in allen Studien­

gängen abzuhalten. Sie haben im R ahm en der für ihr 

D ienstverhältnis geltenden R egelungen die zur Si­

cherstellung des L ehrangebots gefaßten B eschlüsse 

der H ochschulorgane zu verw irklichen.

(3) Z u den hauptberuflichen A ufgaben der Profes­

soren gehören auch

1. die B eteiligung an A ufgaben der Studienreform 

und Studienberatung,

2. die M itw irkung an der V erw altung der H ochschu­

le,

3. die M itw irkung  an Prüfungen,

4. die W ahrnehm ung  der H ochschule nach A rt. 2 A bs. 3 

des B ayerischen H ochschulgesetzes übertragener 

A ufgaben,
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5. die Erstattung von Dienstgutachten aus ihren Fä­
chern einschließlich der hierfür erforderlichen Un­
tersuchungen ohne besondere Vergütung gegen­
über dem Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus.

(4) Art und Umfang der von dem einzelnen Profes­
sor wahrzunehmenden Aufgaben richten sich unter 
Beachtung der Absätze 1 und 2 nach der Ausgestal­
tung seines Dienstverhältnisses und der Funktionsbe­
schreibung seiner Stelle; Funktionsbeschreibungen 
werden im Benehmen mit der Hochschule erstellt. 
Die Festlegung muß unter dem Vorbehalt einer 
Überprüfung in angemessenen Abständen stehen. Bei 
der Funktionsbeschreibung von Planstellen für Pro­
fessoren der Besoldungsgruppe C 4 ist insbesondere 
eine angemessene Breite der zu betreuenden Fächer 
vorzusehen (Lehrstuhl).

Art. 10

Stellung der Professoren

(1) Die Professoren werden in der Regel zu Beam­
ten auf Lebenszeit ernannt. Die Berufung in das Be­
amtenverhältnis auf Lebenszeit setzt bei Bewerbern 
um Professorenstellen an Fachhochschulen sowie bei 
Bewerbern, die noch nicht mindestens drei Jahre 
hauptberuflich an einer Hochschule tätig waren, eine 
mindestens eineinhalbjährige Tätigkeit als Professor 
im Beamtenverhältnis auf Probe voraus; das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus kann im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
Ausnahmen zulassen.

(2) Ein privatrechtliches Dienstverhältnis kann in 
Ausnahmefällen insbesondere dann begründet wer­
den, wenn eine befristete Tätigkeit vorgesehen ist. 
Professoren, die in einem privatrechtlichen Dienst­
verhältnis stehen, können die Berufsbezeichnung 
„Professor“ führen, solange das Dienstverhältnis 
dauert; scheiden sie wegen Alters oder Dienstunfä­
higkeit aus, dürfen sie diese Bezeichnung weiterfüh­
ren.

Art. 11

Einstellungsvoraussetzungen

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 
an wissenschaftlichen Hochschulen sind neben den 
allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen min­
destens

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in anderen 
als Fachhochschulstudiengängen,

2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Er­
fahrungen in der Lehre oder Ausbildung nachge­
wiesen wird,

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Ar­
beit, die in der Regel durch die Qualität einer Pro­
motion nachgewiesen wird, und

4. darüber hinaus zusätzliche wissenschaftliche Lei­
stungen, die durch eine Habilitation oder durch 
gleichwertige wissenschaftliche Leistungen, auch 
in einer Tätigkeit außerhalb des Hochschulbe­
reichs, nachgewiesen werden.

In der Regel muß der Nachweis nach Satz 1 Nr. 4 
durch eine Habilitation erbracht werden. Im Bereich 
der Lehrerbildung soll von Fachdidaktikern zusätz­
lich eine mindestens dreijährige Unterrichtstätigkeit 
an Schulen nach dem Erwerb der Befähigung für ein 
Lehramt in dem jeweiligen Fach nachgewiesen wer­
den; für Schulpädagogen, Grundschuldidaktiker und 
Sonderpädagogen gilt dies entsprechend. Im Bereich 
der Medizin muß zusätzlich eine fachspezifische 
praktische Tätigkeit von mindestens dreijähriger

Dauer nach Erhalt der Approbation nachgewiesen 
werden. Professoren mit ärztlichen, zahnärztlichen 
oder tierärztlichen Aufgaben müssen zusätzlich die 
Anerkennung als Facharzt, Fachzahnarzt oder Fach­
tierarzt nachweisen, soweit für das betreffende Fach­
gebiet im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine ent­
sprechende Weiterbildung vorgesehen ist.

(2) Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 
an Kunsthochschulen sowie an der .Hochschule für 
Fernsehen und Film sind neben den allgemeinen 
dienstrechtlichen Voraussetzungen mindestens

1. die in Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Vor­
aussetzungen,

2. je nach den Anforderungen der Stelle

a) die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Voraus­
setzungen oder

b) besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit 
und

3. darüber hinaus je nach den Anforderungen der 
Stelle

a) die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 genannten Voraus­
setzungen oder

b) zusätzliche künstlerische Leistungen.

Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anforde­
rungen der Stelle entspricht, kann bei Vorliegen ei­
nes besonderen dienstlichen Interesses abweichend 
von Satz 1 als Professor in anderen als wissenschaft­
lichen Fächern auch eingestellt werden, wer hervor­
ragende fachbezogene Leistungen in der Praxis und 
pädagogische Eignung nachweist.

(3) Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 
an Fachhochschulen sind neben den allgemeinen 
dienstrechtlichen Voraussetzungen mindestens

1. die in Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Vor­
setzungen oder

2. je nach den Anforderungen der Stelle

a) die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Voraus­
setzungen oder

b) besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit 
und

3. darüber hinaus je nach den Anforderungen der 
Stelle

a) die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 genannten Voraus­
setzungen

b) zusätzliche künstlerische Leistungen oder

c) besondere Leistungen bei der Anwendung oder 
Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden in einer mindestens fünfjährigen 
beruflichen Praxis, von der mindestens drei 
Jahre außerhalb des Hochschulbereichs aus­
geübt worden sein müssen.

Auch wenn zusätzliche wissenschaftliche oder künst­
lerische Leistungen nach Satz 1 Nr. 3 Buchst, a oder b 
vorliegen, muß eine mindestens fünfjährige berufli­
che Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb 
des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen, 
nachgewiesen werden. Die Voraussetzungen nach 
Satz I Nr. 3 Buchst, c müssen nach Abschluß des 
Hochschulstudiums erworben sein und in einem Zu­
sammenhang mit dem betreffenden Lehrfach stehen; 
Zeiten als Referendar, wissenschaftlicher oder künst­
lerischer Mitarbeiter oder Hochschulassistent können 
insgesamt nur bis zu zwei Jahren angerechnet wer­
den. Soweit es der Eigenart des Fachs und den An-
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forderungen der Stelle entspricht, kann bei Vorliegen 
eines besonderen dienstlichen Interesses an der Ge­
winnung des Bewerbers abweichend von den Sätzen 
1 bis 3 als Professor auch eingestellt werden, wer 
hervorragende fachbezogene Leistungen in der Pra­
xis und pädagogische Eignung nachweist; Art. 9 Abs. 
3 und Art. 31 des Bayerischen Beamtengesetzes gel­
ten entsprechend.

(4) Für Professoren an Gesamthochschulen be­
stimmt die Funktionsbeschreibung der Stelle ent­
sprechend den wahrzunehmenden Aufgaben, nach 
welchem der vorstehenden Absätze sich die Einstel­
lungsvoraussetzungen richten.

Art. 12

Beamtenrechtliche Sonderregelungen

(1) Die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschrif­
ten über die Laufbahnen, über die dienstliche Beur­
teilung mit Ausnahme der Probezeitbeurteilung und 
über den einstweiligen Ruhestand sind auf Professo­
ren nicht anzuwenden. Die Vorschriften über die 
Probezeit gelten nur in den Fällen des Art. 10 Abs. 1 
Satz 2. Die Vorschriften über die Arbeitszeit der Be­
amten sind auf Professoren nicht anzuwenden; erfor­
dert jedoch der Aufgabenbereich einer Hochschul­
einrichtung eine regelmäßige oder planmäßige An­
wesenheit, kann das Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen für bestimmte Beamten­
gruppen die Vorschriften über die Arbeitszeit durch 
Rechtsverordnung für anwendbar erklären. Die Vor­
schriften über den Verlust der Bezüge wegen nicht 
genehmigten schuldhaften Fernbleibens vom Dienst 
sind anzuwenden. Art. 86 a des Bayerischen Beam­
tengesetzes ist unter Berücksichtigung der dienstli­
chen Belange anwendbar.

(2) Professoren können nur mit ihrer Zustimmung 
abgeordnet oder versetzt werden. Abordnung und 
Versetzung in ein gleichwertiges Amt an einer ande­
ren Hochschule sind auch ohne Zustimmung des Pro­
fessors zulässig, wenn die Hochschule oder die Hoch­
schuleinrichtung, an der er tätig ist, aufgelöst oder 
mit einer anderen Hochschule zusammengeschlossen 
wird oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in 
der er tätig ist, ganz oder teilweise aufgegeben oder 
an eine andere Hochschule verlegt wird; in diesen 
Fällen ist das Verfahren nach Art. 46 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes nicht anzuwenden; eine Mitwir­
kung der aufnehmenden Hochschule oder Hochschul­
einrichtung bei der Einstellung von Professoren be­
schränkt sich in diesen Fällen auf eine Anhörung.

(3) Zum Professor darf nicht ernannt werden, wer 
das zweiundfünfzigste Lebensjahr bereits vollendet 
hat. Ausnahmen in dringenden Fällen kann das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
zulassen.

(4) Der Erholungsurlaub der Professoren ist durch 
die vorlesungsfreie Zeit abgegolten.

Art. 13

Doppeldienstverhältnis

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus kann auf Antrag des Professors in Ausnahmefäl­
len im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen anordnen, daß das Beamtenverhältnis eines 
in ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder Amtsver­
hältnis zu einem anderen Dienstherrn tretenden Pro­
fessors neben dem neuen Dienstverhältnis bestehen 
bleibt, sofern sich der neue Dienstherr hiermit ein­
verstanden erklärt.

(2) Die oberste Dienstbehörde eines Beamten, der 
in ein Beamtenverhältnis eines Professors eines an­
deren Dienstherrn tritt, kann auf dessen Antrag im 
Einvernehmen mit dem neuen Dienstherrn die Fort­
dauer des Beamtenverhältnisses neben dem neuen 
Dienstverhältnis anordnen; im staatlichen Bereich 
bedarf es der Zustimmung des Staatsministeriums 
der Finanzen. Ist neuer Dienstherr der Freistaat 
Bayern, so vertritt ihn das Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen.

(3) Bei Professoren ist für die Aufrechterhaltung 
des Beamtenverhältnisses als Professor die Zustim­
mung der Hochschule erforderlich.

Art. 14

Akademische Würde „Professor“

(1) Die Bezeichnung „Professor“ ist für die Profes­
soren im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zugleich 
eine akademische Würde. Nach dem Ausscheiden aus 
der Hochschule kann die Bezeichnung „Professor“ als 
akademische Würde weitergeführt werden. Die Wei­
terführung kann vom Senat der Hochschule wegen 
Unwürdigkeit untersagt werden; die Entscheidung 
ist dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
mitzu teilen.

(2) Professoren der Besoldungsgruppe C 4 sind be­
fugt, den Titel „Ordinarius“ zu führen, Professoren 
der Besoldungsgruppe C 3 an wissenschaftlichen 
Hochschulen den Titel „Extraordinarius“.

Art. 15

Freistellung für Forschung

(1) Für die Dauer eines Semesters kann das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus im Einver­
nehmen mit der Hochschule Professoren an wissen­
schaftlichen Hochschulen zur Förderung ihrer 
dienstlichen Forschungstätigkeit von der Verpflich­
tung zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen unter 
Belassung ihrer Bezüge befreien. Eine Befreiung 
kann erfolgen, wenn insbesondere

1. der Professor wenigstens vier Jahre ununterbro­
chen an einer Hochschule als Professor gelehrt hat,

2. durch eine Befreiung die vollständige und die ord­
nungsgemäße Durchführung der Lehre einschließ­
lich der Prüfungen nicht beeinträchtigt wird, ins­
besondere im normalen Unterrichtszyklus keine 
Unterbrechungen eintreten und

3. die Betreuung wissenschaftlicher Arbeiten, insbe­
sondere von Doktoranden und Diplomanden, si­
chergestellt ist.

(2) Muß für einen Professor wegen seiner Tätigkeit 
als Präsident, Vizepräsident, Mitglied des Präsidial­
kollegiums oder Fachbereichssprecher eine Befrei­
ung nach Absatz 1 verschoben werden, kann die nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erforderliche Mindestdauer der 
Lehrtätigkeit für die nächste Befreiung entsprechend 
abgekürzt werden.

(3) Soll ein Professor unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 über ein Semester hinaus befreit oder 
eine Befreiung über ein Semester hinaus verlängert 
werden, ist das Einvernehmen mit dem Staatsmini­
sterium der Finanzen erforderlich.

(4) Im Antrag auf Befreiung von der Verpflichtung 
zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen ist das For­
schungsvorhaben näher zu beschreiben. Nach Ablauf 
der Befreiung ist dem Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus über die Durchführung des For­
schungsvorhabens zu berichten.
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(5) Professoren, die in der Lehrerbildung tätig sind 
und die Befähigung für ein Lehramt besitzen, kann 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen mit der Hochschule für die Dauer ei­
nes Schulhalbjahrs oder Schuljahrs für eine Tätig­
keit in der Schule von der Verpflichtung zur Abhal­
tung von Lehrveranstaltungen unter Belassung ihrer 
Bezüge ganz oder teilweise befreien. Die Absätze 1 
bis 4 finden mit der Maßgabe Anwendung, daß der 
Professor bei einer Befreiung für ein Schuljahr seit 
der letzten Befreiung zur Förderung dienstlicher 
Forschungstätigkeit oder für eine Tätigkeit in der 
Schule wenigstens acht Jahre ununterbrochen an ei­
ner Hochschule als Professor gelehrt haben muß.

Art. 16 

Freistellung
für künstlerische Entwicklungsvorhaben

(1) Professoren an Kunsthochschulen und an der 
Hochschule für Fernsehen und Film kann das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus im Einver­
nehmen mit der Hochschule für die Dauer eines Se­
mesters zur Förderung künstlerischer Entwicklungs­
vorhaben von der Verpflichtung zur Abhaltung von 
Lehrveranstaltungen unter Belassung ihrer Bezüge 
befreien. Eine Befreiung kann erfolgen, wenn insbe­
sondere

1. die Voraussetzungen des Art. 15 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 
und 2 erfüllt sind und

2. die Betreuung künstlerischer Arbeiten der Studen­
ten sichergestellt ist.

Art. 15 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Für Professoren in wissanlschaftlichen Fä­
chern an Kunsthochschulen und an der Hochschule 
für Fernsehen und Film finden an Stelle des Absatzes 1 
die Regelungen des Art. 15 Anwendung.

Art. 17

Freistellung für Fortbildung

(1) Professoren an Fachhochschulen kann das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein­
vernehmen mit der Hochschule für die Dauer eines 
Semesters für eine ihrer Fortbildung dienliche pra­
xisbezogene berufliche Tätigkeit von der Verpflich­
tung zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen unter 
Belassung ihrer Bezüge befreien. Eine Befreiung 
kann erfolgen, wenn insbesondere

1. ein Fach infolge des Fortschritts der Wissenschaft 
und der Entwicklung der Berufspraxis einem ra­
schen inhaltlichen Wandel unterliegt,

2. der Professor wenigstens vier Jahre ununterbro­
chen an einer Hochschule gelehrt hat und

3. die Voraussetzungen des Art. 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
erfüllt sind und die Betreuung der Studienab­
schlußarbeiten sichergestellt ist.

Art. 15 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Wird für die während der Befreiung im Rah­
men eines Dienstverhältnisses ausgeübte Tätigkeit 
eine Vergütung gewährt, sollen die Bezüge des Pro­
fessors insoweit gekürzt werden, als die im Rahmen 
dieses Dienstverhältnisses gewährten geldwerten 
Leistungen die Hälfte seiner Bezüge übersteigen. Von 
Arbeitgebern der öffentlichen Hand gewährte Ver­
gütungen sind voll anzurechnen.

3. Kapitel 

Hochschulassistenten 

Art. 18

Dienstaufgaben

(1) Der Hochschulassistent hat die Aufgabe, in 
Forschung und Lehre die für eine Habilitation erfor­
derlichen oder gleichwertige wissenschaftliche Lei­
stungen zu erbringen. Ihm obliegen auch wissen­
schaftliche Dienstleistungen, zu denen im Bereich der 
klinischen Medizin auch Tätigkeiten in der Kranken­
versorgung gehören; für den Bereich der Tiermedizin 
gilt dies sinngemäß.

(2) Der Hochschulassistent ist einem Fachbereich 
zugeordnet; dieser beauftragt im Einvernehmen der 
Beteiligten einen Professor mit der wissenschaftli­
chen Betreuung.

(3) Der Hochschulassistent ist in der Forschung 
nach eigener Entscheidung tätig; hierfür steht ihm 
ein angemessener Anteil seiner Arbeitszeit zur Ver­
fügung. Er hat Lehrveranstaltungen durchzuführen 
und Dienstleistungen zu erbringen. Lehrveranstal­
tungen und wissenschaftliche Dienstleistungen des 
Hochschulassistenten richten sich unbeschadet Art. 5 
Abs. 1 nach den Anordnungen des Fachbereichsspre­
chers. Die Anordnungsbefugnis soll entsprechend 
Art. 23 Abs. 3 Satz 2 auf den Professor übertragen 
werden, der die Betreuung gemäß Absatz 2 übernom­
men hat.

(4) Die Zahl der Stellen in den einzelnen Fächern 
ist so zu bemessen, daß für die qualifizierten Hoch­
schulassistenten eine angemessene Chance für die 
Berufung zum Professor gewährleistet ist. Die Habi­
litation oder die entsprechenden wissenschaftlichen 
Leistungen begründen keinen Anspruch auf die 
Übertragung einer Stelle.

Art. 19

Dienstrechtliche Stellung 
der Hochschulassistenten

(1) Die Hochschulassistenten werden vom Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus für die Dauer 
von drei Jahren zu Beamten auf Zeit ernannt. Das 
Dienstverhältnis soll auf Antrag des Beamten späte­
stens vier Monate vor seinem Ablauf um weitere drei 
Jahre verlängert werden, wenn das Vorliegen der 
pädagogischen Eignung und zusätzlicher wissen­
schaftlicher Leistungen nach Art. 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
festgestellt ist oder nach der Beurteilung des für die 
Habilitation zuständigen Gremiums zu erwarten ist, 
daß in dieser Zeit noch fehlende Voraussetzungen für 
die Berufung zum Professor nachgewiesen werden. 
Eine weitere Verlängerung ist in den Fällen des Art. 
86 a des Bayerischen Beamtengesetzes bis zu zwei 
Jahren zulässig. Eine weitere Verlängerung oder eine 
erneute Einstellung als Hochschulassistent ist unzu­
lässig. War ein Hochschulassistent bereits als Akade­
mischer Rat im Beamtenverhältnis auf Zeit tätig, 
wird die Dienstzeit nach den Sätzen 1 bis 3 um die 
Dienstzeit als Akademischer Rat im Beamtenverhält­
nis auf Zeit gekürzt. Ein Eintritt in den Ruhestand 
mit Ablauf der Dienstzeit ist ausgeschlossen. Wird ei­
ne als Beamter auf Lebenszeit an einer Schule des 
Freistaates Bayern tätige Lehrkraft zum Hochschul­
assistenten ernannt, gilt sie für die Dauer ihres 
Dienstverhältnisses als Hochschulassistent als ohne 
Dienstbezüge beurlaubt.

(2) Für die Hochschulassistenten kann, sofern die 
allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
nicht vorliegen, auch ein Angestelltenverhältnis be­
gründet werden. In diesem Fall gilt Absatz 1 entspre­
chend.



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/1978 577

Art. 20

Einstellungsvoraussetzungen

Voraussetzung für die Einstellung als Hochschulas­

sistent sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen 

Voraussetzungen ein abgeschlossenes Hochschulstu­

dium in anderen als Fachhochschulstudiengängen 

und die Qualität einer Promotion oder der Nachweis 

gleichwertiger wissenschaftlicher oder berufsprakti­

scher Leistungen. Werden der Promotion gleichwertige 

wissenschaftliche oder berufspraktische Leistungen 

nachgewiesen, soll eine Einstellung nur erfolgen, 

wenn eine Ausnahme vom Erfordernis der Promotion 

nach Art. 74 Abs. 4 Satz 2 des Bayerischen Hoch­

schulgesetzes zugelassen ist. Für ärztliche, zahnärzt­

liche oder tierärztliche Aufgaben muß zusätzlich eine 

fachspezifische Tätigkeit von mindestens dreijähri­

ger Dauer nach Erhalt der Approbation, Bestallung 

oder Erlaubnis zur Berufsausübung nachgewiesen 

werden.

Art. 21

Beamtenrechtliche Sonderregelungen

(1) Auf Hochschulassistenten findet Art. 12 Abs. 1 

Satz 1 Anwendung.

(2) Sollen Hochschulassistenten, die nicht Deutsche 

im Sinn des Art. 116 des Grundgesetzes sind, in ein 

Beamtenverhältnis berufen werden, können Ausnah­

men auch aus anderen als den in Art. 9 Abs. 2 des 

Bayerischen Beamtengesetzes aufgeführten Gründen 

zugelassen werden.

(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 

gelten für die Hochschulassistenten die Vorschriften 

für Beamte auf Lebenszeit entsprechend.

4. Kapitel

Wissenschaftliche und künstlerische 
Mitarbeiter

Art. 22

Dienstaufgaben

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiter sind die den 

Fachbereichen, den wissenschaftlichen Einrichtun­

gen oder den Betriebseinheiten zugeordneten Beam­

ten und Angestellten, denen wissenschaftliche 

Dienstleistungen obliegen. Zu den wissenschaftlichen 

Dienstleistungen gehört neben der Mitwirkung an 

Forschung und Verwaltung auch, den Studenten 

Fachwissen und praktische Fertigkeiten zu vermit­

teln und sie in der Anwendung wissenschaftlicher 

Methoden zu unterweisen, soweit dies zur Gewährlei­

stung des erforderlichen Lehrangebots notwendig ist. 

Im Bereich der klinischen Medizin gehören zu den 

wissenschaftlichen Dienstleistungen auch Tätigkei­

ten in der Krankenversorgung; für den Bereich der 

Tiermedizin gilt dies sinngemäß.

(2) Für künstlerische Mitarbeiter gilt Absatz 1 Sät­

ze 1 und 2 entsprechend.

Art. 23

Dienstrechtliche Stellung

(1) Beamtete wissenschaftliche Mitarbeiter an wis­

senschaftlichen Hochschulen werden zu Beamten der 

Laufbahn des Akademischen Rats ernannt. Sie sind 

Beamte auf Probe oder Beamte auf Lebenszeit.

(2) Beamtete wissenschaftliche Mitarbeiter an wis­

senschaftlichen Hochschulen können auch zum Aka­

demischen Rat oder Akademischen Oberrat im Be­

amtenverhältnis auf Zeit für die Dauer von drei Jah­

ren ernannt werden. Das Dienstverhältnis eines Aka­

demischen Rats im Beamtenverhältnis auf Zeit kann

um weitere drei Jahre verlängert werden; ein Akade­

mischer Rat im Beamtenverhältnis auf Zeit kann 

nach Ablauf seiner Dienstzeit zum Akademischen 

Oberrat im Beamtenverhältnis auf Zeit ernannt wer­

den; im übrigen ist eine Verlängerung der Dienstzeit 

oder eine erneute Ernennung zum Akademischen Rat 

oder Akademischen Oberrat im Beamtenverhältnis 

auf Zeit unzulässig. War ein Akademischer Rat im 

Beamtenverhältnis auf Zeit bereits als Hochschulas­

sistent tätig, wird die Dienstzeit nach den Sätzen 1 

und 2 um die Dienstzeit als Hochschulassistent ge­

kürzt; war ein Akademischer Oberrat im Beamten­

verhältnis auf Zeit bereits als Hochschulassistent 

nach Art. 19 Abs. 1 Satz 3 länger als sechs Jahre tätig, 

wird die Dienstzeit nach Satz 1 in dem Umfang ge­

kürzt, wie die Dienstzeit als Hochschulassistent die 

Dauer von sechs Jahren übersteigt. Ein Eintritt in 

den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist ausge­

schlossen. Die Tätigkeit der Akademischen Räte und 

Akademischen Oberräte im Beamtenverhältnis auf 

Zeit im Rahmen des Art. 22 Abs. 1 dient auch einer 

Ergänzung ihrer wissenschaftlichen Ausbildung und 

soll in angemessenem Umfang eine weitere wissen­

schaftliche Qualifikation fördern. Art. 19 Abs. 1 Satz 

7 gilt entsprechend.

(3) Wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbei­

ter werden nach Anordnung der Leitung der Einrich­

tung tätig, der sie zugeordnet sind; bei Zuordnung 

zum Fachbereich hat diese Befugnis der Fachbe­

reichssprecher. Die Anordnungsbefugnis kann inner­

halb der Einrichtung oder des Fachbereichs übertra­

gen werden.

Art. 24

Einstellungsvoraussetzungen

(1) Zum Akademischen Rat im Beamtenverhältnis 

auf Probe oder auf Lebenszeit kann ernannt werden, 

wer

1. die allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzun­

gen erfüllt,

2. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in anderen 

als Fachhochschulstudiengängen in dem Fach 

nachweist, in dem die Tätigkeit als Akademischer 

Rat ausgeübt werden soll,

3. in dem entsprechenden Fach den Doktorgrad er­

worben oder eine Zweite Staatsprüfung mit Erfolg 

abgelegt hat und

4. nach dem Erwerb dieses Doktorgrads oder nach 

der Zweiten Staatsprüfung in der Regel eine min­

destens zweijährige wissenschaftliche oder prakti­

sche Tätigkeit im einschlägigen Fach hauptberuf­

lich ausgeübt hat; im Bereich der Lehrerbildung 

soll von Fachdidaktikern eine mindestens dreijäh­

rige Unterrichtstätigkeit an Schulen nach dem Er­

werb der Befähigung für ein Lehramt in dem je­

weiligen Fach nachgewiesen werden; für Schul­

pädagogen, Grundschuldidaktiker und Sonderpäd­

agogen gilt Halbsatz 2 entsprechend.

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

kann auf Antrag der Hochschule aus dringenden 

dienstlichen Gründen Ausnahmen von dem in Satz 1 

Nr. 3 genannten Erfordernis zulassen; eine Ausnah­

me setzt ferner voraus, daß eine hauptberufliche Tä­

tigkeit gemäß Satz 1 Nr. 4 nach Abschluß des Hoch­

schulstudiums mindestens drei Jahre ausgeübt wor­

den ist.

(2) Zum Akademischen Rat im Beamtenverhältnis 

auf Zeit kann ernannt werden, wer

1. die allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzun­

gen erfüllt,
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2. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in anderen 

als Fachhochschulstudiengängen und eine prakti­

sche Fachausbildung von zusammen mindestens 

sechseinhalbjähriger Dauer in dem Fach nach­

weist, in dem die Tätigkeit als Akademischer Hat 

ausgeübt werden soll, und

3. in dem entsprechenden Fach den Doktorgrad er­

worben hat.

Anstelle der Promotion genügt es, daß der Bewerber 

die Diplomhauptprüfung für Ingenieure oder die 

Zweite Staatsprüfung für eine Laufbahn des höheren 

Dienstes mit Erfolg oder die Erste und Zweite Staats­

prüfung für das Lehramt an Volksschulen mit min­

destens gutem Erfolg abgelegt hat. Weitere Ausnah­

men von den Vorschriften des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 

kann das Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus aus dringenden dienstlichen Gründen auf Antrag 

der Hochschule zulassen.

(3) Zum Akademischen Oberrat im Beamtenver­

hältnis auf Zeit kann ernannt werden, wer die Lehr­

befähigung besitzt und die in Absatz 2 genannten 

Voraussetzungen erfüllt.

Art. 25

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

im Angestelltenverhältnis

(1) Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbei­

ter können, insbesondere wenn die allgemeinen be­

amtenrechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen, 

auch in einem Angestelltenverhältnis beschäftigt 

werden. Ein Angestelltenverhältnis kann ferner be­

gründet werden, wenn eine befristete Tätigkeit oder 

eine Tätigkeit in der Krankenversorgung vorgesehen 

ist.

(2) Für die Einstellung wissenschaftlicher und 

künstlerischer Mitarbeiter gilt Art. 24 Abs. 1 Satz 1 

Nrn. 2 bis 4 und Satz 2; bei befristeter Tätigkeit kann 

von den in Art. 24 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4 genann­

ten Voraussetzungen abgesehen werden. Die Einstel­

lung künstlerischer Mitarbeiter setzt in der Regel ein 

abgeschlossenes Hochschulstudium gemäß Art. 24 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 voraus.

(3) Die Tätigkeit wissenschaftlicher Hilfskräfte im 

Rahmen des Art. 22 Abs. 1 dient auch einer Ergän­

zung ihrer wissenschaftlichen Ausbildung und soll 

eine Beurteilung ihrer Eignung als wissenschaftli­

cher Nachwuchs zulassen. Ihre Beschäftigung ist da­

her nur in einem befristeten Arbeitsverhältnis zuläs­

sig, dessen Dauer in der Regel drei Jahre, soweit die 

Besonderheiten des Fachs eine längere Beschäfti­

gungsdauer erfordern, eine Dauer von insgesamt vier 

Jahren nicht überschreiten darf. Wird die Tätigkeit 

künstlerischer Mitarbeiter im Angestelltenverhältnis 

entsprechend Satz 1 gestaltet, darf die Beschäfti­

gungsdauer insgesamt vier Jahre nicht überschrei­

ten.

(4) Art. 23 Abs. 3 findet Anwendung.

Art. 26

Personal mit ärztlichen Aufgaben

(1) Hauptberuflich an der Hochschule tätige Perso­

nen mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tierärztlichen 

Aufgaben, die nicht Professor oder Hochschulassi­

stent sind, sind in der Regel dienstrechtlich wissen­

schaftlichen Mitarbeitern gleichgestellt.

(2) Die Dienstzeit von Akademischen Räten mit 

ärztlichen Aufgaben im Beamtenverhältnis auf Zeit 

darf abweichend von Art. 23 Abs. 2 Satz 2 höchstens 

bis zur Dauer von neun Jahren verlängert werden. 

Eine Verlängerung ist nur in Ausnahmefällen zuläs­

sig, soweit es zum Abschluß der Facharztausbildung 

sowie der Habilitation erforderlich ist. Dienstzeiten, 

die ein Beamter sowohl als Akademischer Rat auf 

Zeit als auch als Hochschulassistent zurücklegt, dür­

fen insgesamt die Dauer von sechs Jahren nicht über­

schreiten. Eine Dienstzeit als Akademischer Oberrat 

im Beamtenverhältnis auf Zeit ist in dem Umfang zu 

kürzen, wie die Dienstzeit als Hochschulassistent und 

Akademischer Rat im Beamtenverhältnis auf Zeit die 

Dauer von sechs Jahren übersteigt.

(3) Die Dauer der Beschäftigung als wissenschaft­

liche Hilfskräfte darf abweichend von Art. 25 Abs. 3 

Satz 2 insgesamt sieben Jahre nicht überschreiten.

5. Kapitel

Lehrkräfte für besondere Aufgaben

Art. 27

(1) Soweit überwiegend eine Vermittlung prak­

tischer Fertigkeiten und Kenntnisse erforderlich 

ist, die nicht die Einstellungsvoraussetzungen für 

Professoren erfordert, kann diese hauptberuflich tä­

tigen Lehrkräften für besondere Aufgaben übertra­

gen werden.

(2) Lehrkräfte für besondere Aufgaben müssen 

nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 

den Aufgaben der Hochschule entsprechen. Im Be­

reich der Lehrerbildung soll von Fachdidaktikern ei­

ne mindestens dreijährige Unterrichtstätigkeit an 

Schulen nach dem Erwerb der Befähigung für ein 

Lehramt in dem jeweiligen Fach nachgewiesen wer­

den; für Schulpädagogen, Grundschuldidaktiker und 

Sonderpädagogen gilt dies entsprechend. Das Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus kann im Ein­

vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 

durch Rechtsverordnung die Einstellungsvorausset­

zungen nach Satz 1 näher bestimmen.

(3) Lehrkräfte für besondere Aufgaben werden zu 

Beamten der Laufbahnen des Studienrats oder des 

Fachlehrers ernannt. Lehrkräfte für besondere Auf­

gaben können auch in einem Angestelltenverhältnis, 

das befristet werden kann, beschäftigt werden, ins­

besondere, wenn

1. die allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzun­

gen nicht vorliegen,

2. sie als Lektoren tätig werden.

Das Angestelltenverhältnis ist insbesondere bei Lek­

toren zu befristen; die Beschäftigungsdauer von Lek­

toren darf vier Jahre nicht überschreiten, um insbe­

sondere eine Entfremdung vom Herkunftsland zu 

vermeiden sowie einen laufenden kulturellen Aus­

tausch zu gewährleisten.

(4) Art. 23 Abs. 3 gilt entsprechend.

Zweiter Abschnitt

Nebenberuflich wissenschaftlich und 
künstlerisch Tätige

1. Kapitel 

Honorarprofessoren

Art. 28 

Bestellung

(1) Zum Honorarprofessor einer wissenschaftli­

chen Hochschule oder Kunsthochschule kann bestellt 

werden, wer nicht als Hochschullehrer einer staatli­

chen Hochschule im Geltungsbereich des Grundge­

setzes angehört oder eine vergleichbare Rechtsstel­

lung innehat, zur Lehrtätigkeit und wissenschaftli-
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chen oder künstlerischen Tätigkeit geeignet ist und 

nach seinen wissenschaftlichen oder künstlerischen 

Leistungen den Anforderungen entspricht, die an 

Professoren dieser Hochschulen gestellt werden.

(2) Die Bestellung erfolgt auf Vorschlag der Hoch­

schule durch das Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus. Dem Vorschlag der Hochschule muß eine 

Würdigung der fachlichen, pädagogischen und per­

sönlichen Eignung des Vorgeschlagenen beigefügt 

sein. Hierfür sollen Gutachten von Professoren des 

betreffenden Fachs an anderen Hochschulen einge­

holt werden. Diese Gutachten sind dem Vorschlag 

beizufügen.

(3) Honorarprofessoren haben, soweit sie nicht Be­

amte des Freistaates Bayern sind, bei der Bestellung 

folgendes Gelöbnis zu leisten:

„Ich gelobe Treue dem Grundgesetz für die Bun­

desrepublik Deutschland und der Verfassung des 

Freistaates Bayern.“

Art. 29

Rechtswirkungen der Bestellung

(1) Mit der Bestellung wird der Honorarprofessor 

Mitglied der Hochschule. Eine Begründung eines 

Dienstverhältnisses ist mit der Bestellung nicht ver­

bunden; die Bestellung begründet keinen Anspruch 

auf Dienst- und Versorgungsbezüge und keine An­

wartschaft auf Bestellung zum Professor.

(2) Die Honorarprofessoren sind berechtigt, im 

Rahmen der verfügbaren Räume und Ausstattung in 

ihrem Fachgebiet Lehrveranstaltungen zu halten; sie 

haben ihre Lehrtätigkeit an den Erfordernissen des 

Fachs sowie an den Prüfungs- und Studienordnun­

gen auszurichten. Den Honorarprofessoren wird für 

Lehrveranstaltungen, die zur Vollständigkeit des 

Lehrangebots erforderlich sind, eine Lehrvergütung 

gewährt; das Staatsministerium für Unterricht und 

Kultus erläßt im Einvernehmen mit dem Staatsmini­

sterium der Finanzen Bestimmungen über die Ge­

währung und Bemessung der Lehrvergütung.

(3) § 68 des Beamtenversorgungsgesetzes findet 

sinngemäß Anwendung.

Art. 30

Erlöschen, Widerruf und Rücknahme 

der Bestellung

(1) Die Bestellung zum Honorarprofessor erlischt

1. durch Bestellung zum Honorarprofessor oder mit 

dem Erwerb einer vergleichbaren Rechtsstellung 

an einer anderen Hochschule;

2. durch Bestellung zum Privatdozenten oder Profes­

sor oder mit dem Erwerb einer vergleichbaren 

Rechtsstellung an einer Hochschule;

3. durch schriftlichen Verzicht, der gegenüber dem 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus zu 

erklären ist;

4. wenn der Honorarprofessor im ordentlichen Straf­

verfahren durch das Urteil eines deutschen Ge­

richts im Geltungsbereich des Grundgesetzes zu ei­

ner Strafe verurteilt wird, die bei Beamten den 

Verlust der Beamtenrechte nach sich zieht; Art. 48 

und 49 des Bayerischen Beamtengesetzes gelten 

hierbei entsprechend;

5. mit dem Ende des Semesters, in dem der Honorar­

professor das fünfundsechzigste Lebensjahr voll­

endet, insoweit, als sie das Recht nach Art. 29 Abs. 2 

und die Anwartschaft nach Art. 29 Abs. 3 zum In­

halt hat.

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus kann im Benehmen mit der Hochschule die Be­

stellung zum Honorarprofessor widerrufen, wenn

1. er vor Vollendung des zweiundsechzigsten Lebens­

jahres aus Gründen, die er zu vertreten hat, zwei 

Jahre keine Lehrtätigkeit mehr ausgeübt hat,

2. er eine Handlung begeht, die bei einem Beam­

ten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, 

die nur im förmlichen Disziplinarverfahren ver­

hängt werden kann,

3. die Voraussetzungen des Art. 2 Abs. 5 nicht vor­

liegen.

(3) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus kann im Benehmen mit der Hochschule die Be­

stellung zum Honorarprofessor zurücknehmen, wenn 

ein Grund vorliegt, der bei einem Beamten die Rück­

nahme der Ernennung zum Beamten rechtfertigen 

würde (Art. 15 des Bayerischen Beamtengesetzes).

(4) Mit Erlöschen, Widerruf oder Rücknahme der 

Bestellung zum Honorarprofessor erlischt auch die 

Befugnis zur Führung der Bezeichnung „Honorar­

professor“; dies gilt nicht im Fall des Erlöschens der 

Bestellung nach Absatz 1 Nr. 5.

2. Kapitel

Privatdozenten, außerplanmäßige Professoren

Art. 31

Erteilung der Lehrbefugnis

(1) Unter den Voraussetzungen des Art. 75 des 

Bayerischen Hochschulgesetzes kann auf Antrag der 

Hochschule vom Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus die Lehrbefugnis erteilt werden; dies gilt 

nicht für Inhaber der Lehrbefähigung, die Professor 

oder Hochschulassistent des Fachgebiets ihrer Lehr­

befähigung sind. Art. 28 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Mit der Erteilung der Lehrbefugnis ist das 

Recht zur Führung der Bezeichnung „Privatdozent“ 

verbunden.

(3) Der Privatdozent ist Mitglied der Hochschule. 

Art. 29 Abs. 1 Satz 2 sowie Abs. 2 und 3 gilt entspre­

chend.

(4) Die Forschungseinrichtungen der Hochschule 

sollen den Privatdozenten im Rahmen des Möglichen 

zugänglich gemacht werden.

Art. 32

Bezeichnung „außerplanmäßiger Professor“

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus kann auf Antrag der Hochschule einem Privatdo­

zenten nach mindestens sechsjähriger Tätigkeit als 

Privatdozent einschließlich einer Tätigkeit als habili­

tierter Hochschulassistent die Bezeichnung „außer­

planmäßiger Professor“ verleihen, wenn er sich in 

Lehre und Forschung bewährt hat und den Anforde­

rungen entspricht, die an Inhaber von Stellen für 

Professoren gestellt werden.

(2) Bei Vorliegen außergewöhnlicher wissenschaft­

licher Leistungen kann die Sechsjahresfrist des Ab­

satzes 1 bis auf vier Jahre abgekürzt werden.

(3) Die Verleihung der Bezeichnung „außerplan­

mäßiger Professor“ verändert die rechtliche Stellung 

des Privatdozenten nicht.
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Art. 33

Erlöschen, Widerruf und Rücknahme 

der Lehrbefugnis

(1) Die Lehrbefugnis erlischt

1. durch Bestellung zum Privatdozenten oder mit 

dem Erwerb einer vergleichbaren Rechtsstellung 

an einer anderen Hochschule;

2. durch Bestellung zum Professor oder Honorarpro­

fessor oder mit dem Erwerb einer vergleichbaren 

Rechtsstellung an einer Hochschule;

3. aus den in Art. 30 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 genannten 

Gründen;

4. mit dem Ende des Semesters, in dem der Privatdo­

zent das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet, 

insoweit, als sie die Rechte nach Art. 31 Abs. 3 Satz 

2 und Abs. 4 zum Inhalt hat.

(2) Die Lehrbefugnis soll im Benehmen mit der 

Hochschule widerrufen werden, wenn der Privatdo­

zent vor Vollendung des zweiundsechzigsten Lebens­

jahrs länger als ein Studienjahr keine Lehrtätigkeit 

ausübt.

(3) Die Lehrbefugnis kann im Benehmen mit der 

Hochschule widerrufen oder zurückgenommen wer­

den, wenn die in Art. 30 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 sowie 

Abs. 3 genannten Voraussetzungen vorliegen.

(4) Mit Erlöschen, Widerruf oder Rücknahme der 

Lehrbefugnis erlischt auch die Befugnis zur Führung 

der Bezeichnung „Privatdozent“ oder „außerplanmä­

ßiger Professor“; dies gilt nicht im Fall des Erlö­

schens der Lehrbefugnis nach Absatz 1 Nr. 4.

3. Kapitel

Lehrbeauftragte

Art. 34 

Aufgaben

Zur Ergänzung des Lehrangebots können Lehrauf­

träge erteilt werden. Die Lehrbeauftragten nehmen 

die ihnen übertragenen Aufgaben selbständig wahr; 

Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gilt entsprechend.

Art. 35 

Bestellung

(1) Lehrbeauftragte werden für bestimmte Zeit, in 

der Regel zunächst für ein Semester, durch die Hoch­

schule bestellt; sie stehen in einem öffentlich-rechtli­

chen Rechtsverhältnis zum Freistaat Bayern. Der 

Lehrauftrag ist von der Hochschule im einzelnen 

festzulegen. Ein Lehrauftrag ist zu vergüten; dies gilt 

nicht, wenn die durch den Lehrauftrag entstehende 

Belastung bei der Bemessung der Dienstaufgaben ei­

nes hauptberuflich im öffentlichen Dienst Tätigen 

entsprechend berücksichtigt wird.

(2) Lehrbeauftragte sollen mindestens die Voraus­

setzungen des Art. 11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2, fer­

ner im Bereich der Medizin die Voraussetzungen des 

Art. 11 Abs. 1 Sätze 4 und 5 erfüllen; im Bereich der 

Fachhochschulen ist eine mindestens dreijährige be­

rufliche Praxis, auf die Referendarzeiten nicht ange­

rechnet werden können, erforderlich.

(3) Personen, die bereits auf Grund eines Dienstver­

hältnisses zu einer Lehrtätigkeit an einer Hochschule 

verpflichtet sind oder verpflichtet werden können,

können an dieser Hochschule Lehraufträge nur für 

Lehrveranstaltungen erhalten, die nicht zu ihren 

Dienstobliegenheiten zählen.

(4) Die Beschäftigung von Lehrbeauftragten in den 

theologischen Fachbereichen und in den Fächern 

Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des Re­

ligionsunterrichts der wissenschaftlichen Hochschu­

len oder Gesamthochschulen kann im Hinblick auf 

die Bestimmungen des Art. 3 § 2 des Konkordats mit 

dem Heiligen Stuhl sowie des Art. 2 Abs. 2 und Art. 5 

Abs. 3 bis 5 des Vertrags mit der Evangelisch-Luthe­

rischen Kirche in Bayern erst dann erfolgen, wenn 

das Staatsministerium für Unterricht und Kultus der 

Hochschule schriftlich mitgeteilt hat, daß keine Ein­

wendungen erhoben werden.

(5) Der Lehrauftrag ist dem Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus rechtzeitig unter Beifügung 

der Unterlagen mitzuteilen.

Art. 36

Lehrauftragsvorschriften

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

erläßt im Benehmen mit den Hochschulen Bestim­

mungen über die Beschäftigung von Lehrbeauftrag­

ten, insbesondere über die von den Lehrbeauftragten 

zu erbringenden Nachweise, und im Einvernehmen 

mit dem Staatsministerium der Finanzen über die 

Lehrauftragsvergütung.

4. Kapitel

Sonstige nebenberuflich Tätige

Art. 37

(1) Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbei­

ter sowie Lehrkräfte für besondere Aufgaben können 

auch nebenberuflich in einem privatrechtlichen 

Dienstverhältnis beschäftigt werden.

(2) Für wissenschaftliche und künstlerische Mitar­

beiter gelten Art. 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 und 3, 

Art. 6, 22 und 25 entsprechend, für Lehrkräfte für be­

sondere Aufgaben Art. 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 und 

3, Art. 6 und 27 Abs. 1, 2, 3 Sätze 2 und 3 sowie Abs. 4.

(3) Als nebenberufliche studentische Hilfskräfte 

können geeignete Studenten bestellt werden. Die 

fachliche Eignung setzt voraus, daß die Bewerber in 

dem für die Tätigkeit als studentische Hilfskraft er­

forderlichen Studium hinreichend fortgeschritten 

sind und gute Kenntnisse in dem entsprechenden 

Fach aufweisen, insbesondere daß sie

1. eine in der jeweiligen Prüfungsordnung vorge­

schriebene Prüfung, die nach der Prüfungsordnung 

frühestens nach dem dritten Semester, nicht aber 

erst nach dem sechsten Semester abgelegt werden 

kann, bestanden haben oder,

2. soweit eine solche Prüfung in der entsprechenden 

Prüfungsordnung nicht vorgesehen ist, ein erfolg­

reiches Studium von mindestens vier Fachseme­

stern nachweisen können.

Die mit der Tätigkeit als studentische Hilfskraft ver­

bundene Ausbildungsfunktion des Dienstverhältnis­

ses erfordert mit Rücksicht auf die Studiendauer eine 

Befristung der Beschäftigungsdauer auf höchstens 

zwei Jahre; das Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus kann Ausnahmen zulassen.
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Dritter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen

1. Kapitel 

Ubergangsregelungen

Art. 38

Entpflichtung und Altersgrenze

(1) Das Recht der am Tag vor allgemeinem In­
krafttreten dieses Gesetzes vorhandenen ordentli­
chen und außerordentlichen Professoren an wissen­
schaftlichen Hochschulen und an Gesamthochschu­
len im Sinn des Hochschullehrergesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1974 
(GVB1 S. 765), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), nach Erreichen der Al­
tersgrenze von ihren amtlichen Verpflichtungen 
entbunden zu werden (Entpflichtung), bleibt unbe­
rührt; dies gilt auch bei Wechsel des Dienstherrn. 
Satz 1 findet auf Antrag des Professors keine Anwen­
dung; der Antrag kann nur gestellt werden, solange 
der Professor noch nicht entpflichtet ist.

(2) Die Rechtsverhältnisse der am Tag vor allge­
meinem Inkrafttreten dieses Gesetzes entpflichteten 
ordentlichen oder außerordentlichen Professoren 
bleiben unberührt.

(3) Für die Entpflichtung der in Absatz 1 genann­
ten Beamten sowie für die in Absatz 2 genannten Be­
amten gelten — unbeschadet der bundesrechtlichen 
Vorschriften über deren Besoldung — Art. 18 bis 21 
des Hochschullehrergesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 9. Oktober 1974 (GVB1 S. 765), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVB1 
S. 498), weiter.

(4) Für beamtete Hochschullehrer an Kunsthoch­
schulen und an Fachhochschulen, die bei allgemei­
nem Inkrafttreten dieses Gesetzes das fünfundsech­
zigste Lebensjahr bereits vollendet haben, gelten Art. 
56e Abs. 2 sowie Art. 59 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 und 5 
in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Satz 1 des Hoch­
schullehrergesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 9. Oktober 1974 (GVB1 S. 765), zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), 
weiter.

Art. 39

Privatdozenten, außerplanmäßige Professoren, 
Honorarprofessoren

Auf die bei allgemeinem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes bestellten Privatdozenten, nicht beamteten au­
ßerplanmäßigen Professoren und Honorarprofesso­
ren sind die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwen­
den. Für die bei allgemeinem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes bestellten nicht beamteten außerplanmäßigen 
Professoren und Honorarprofessoren gilt Art. 14 des 
Hochschullehrergesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 9. Oktober 1974 (GVB1 S. 765), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), 
fort. Ist ein Honorarprofessor bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an mehreren Hochschulen bestellt, hat es 
hierbei sein Bewenden.

Art. 40

Überleitung kraft Gesetzes

(1) Die bei allgemeinem Inkrafttreten dieses Ge­
setztes vorhandenen

1. nichtentpflichteten ordentlichen und außerordent­
lichen Professoren,

2. Abteilungsvorsteher (und Professoren) im Beam­
tenverhältnis auf Lebenszeit,

3. Wissenschaftlichen Räte (und Professoren) im Be­
amtenverhältnis auf Lebenszeit,

4. beamteten außerplanmäßigen Professoren,

5. leitenden Oberärzte

sind Professoren im Sinn dieses Gesetzes; eine Funk­
tionsbeschreibung gemäß Art. 9 Abs. 4 bleibt Vorbe­
halten. Beamte auf Widerruf sind in das Beamten­
verhältnis auf Lebenszeit zu übernehmen.

(2) Die Einordnung der nach Absatz 1 in die 
Rechtsstellung von Professoren übergeleiteten Be­
amten in die Gruppen der Besoldungsordnung C der 
Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes sowie die 
Änderung der Amtsbezeichnung ergeben sich aus 
folgender Überleitungsübersicht:

Neue
Bisherige Besoldungsgruppe Besol- Neue
und Amtsbezeichnung dungs- Amts-
_______________________________gruppe bezeichnung

Besoldungsgruppe HS 2
Abteilungsvorsteher bei einer 
Anstalt oder einem Institut einer 
wissenschaftlichen Hochschule 
oder an der Hochschule für 
Fernsehen und Film im Beam­
tenverhältnis auf Lebenszeit C 2 Professor
Abteilungsvorsteher und Profes­
sor bei einer Anstalt oder einem 
Institut einer wissenschaftlichen 
Hochschule oder an der Hoch­
schule für Fernsehen und Film 
im Beamtenverhältnis auf Le­
benszeit C 2 Professor
außerplanmäßiger Professor an 
einer wissenschaftlichen Hoch­
schule C 3 Professor
Wissenschaftlicher Rat an einer 
wissenschaftlichen Hochschule 
oder an der Hochschule für 
Fernsehen und Film im Beam­
tenverhältnis auf Lebenszeit C 2 Professor
Wissenschaftlicher Rat und Pro­
fessor an einer wissenschaftli­
chen Hochschule oder an der 
Hochschule für Fernsehen und 
Film im Beamtenverhältnis auf >
Lebenszeit C 2 Professor

Besoldungsgruppe HS 3 
Abteilungsvorsteher bei einer 
Anstalt oder einem Institut einer 
wissenschaftlichen Hochschule
oder an der Hochschule für Fern­
sehen und Film im Beamtenver­
hältnis auf Lebenszeit C 3 Professor
Abteilungsvorsteher und Profes­
sor bei einer Anstalt oder einem 
Institut einer wissenschaftlichen 
Hochschule oder an der Hoch­
schule für Fernsehen und Film 
im Beamtenverhältnis auf Le­
benszeit C 3 Professor
außerordentlicher Professor an
einer Kunsthochschule, wenn er 
kein Sondergrundgehalt und kei­
nen ruhegehaltfähigen Zuschuß 
zur Ergänzung des Grundgehalts 
erhält C 3 Professor
außerordentlicher Professor an 
einer Kunsthochschule, wenn er 
ein Sondergrundgehalt oder ei­
nen ruhegehaltfähigen Zuschuß 
zur Ergänzung des Grundgehalts 
erhält C 4 Professor
außerordentlicher Professor an 
einer wissenschaftlichen Hoch­
schule C 4 Professor
außerplanmäßiger Professor an 
einer wissenschaftlichen Hoch­
schule C 3 Professor
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Neue
Bisherige Besoldungsgruppe Besol-
und Amtsbezeichnung dungs­

gruppe

Neue
Amts­
bezeichnung

leitender Oberarzt an einer wis­
senschaftlichen Hochschule oder 
wissenschaftlichen Anstalt C 3 Professor

Wissenschaftlicher Rat an einer 
wissenschaftlichen Hochschule
oder an der Hochschule für Fern­
sehen und Film im Beamtenver­
hältnis auf Lebenszeit C 3 Professor

Wissenschaftlicher Rat und Pro­
fessor an einer wissenschaftli­
chen Hochschule oder an der 
Hochschule für Fernsehen und 
Film im Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit C 3 Professor

Besoldungsgruppe HS 4 

ordentlicher Professor an einer 
Kunsthochschule C 4 Professor

ordentlicher Professor an einer 
wissenschaftlichen Hochschule C 4 Professor

(3) Die Planstellen der nach den Absätzen 1 und 2 

übergeleiteten Beamten gelten als entsprechend um­

gewandelt. Das Staatsministerium der Finanzen wird 

ermächtigt, die Stellenpläne des Haushaltsgesetzes 

1977/78 an diese Stellenumwandlungen anzupassen.

Art. 41 

Übernahme

(1) Die Übernahme des bei allgemeinem Inkraft­

treten dieses Gesetzes vorhandenen beamteten wis­

senschaftlichen und künstlerischen Personals an den 

Hochschulen erfolgt nach Maßgabe der folgenden 

Vorschriften, soweit sie nicht nach Art. 40 übergelei­

tet werden.

(2) Beamte, die bei allgemeinem Inkrafttreten die­

ses Gesetzes an einer Hochschule hauptamtlich aus­

schließlich oder überwiegend Aufgaben im Sinn des 

Art. 9 Abs. 1 wahrnehmen und die Einstellungsvor­

aussetzungen mit Ausnahme des Art. 11 Abs. 1 Satz 3 

erfüllen, werden innerhalb von zwei Jahren nach 

Maßgabe ihrer Qualifikation, des Bedarfs in den je­

weiligen Fächern und nach Maßgabe des staatlichen 

Haushalts mit ihrem Einverständnis als beamtete 

Professoren übernommen; ein Rechtsanspruch auf 

Übernahme besteht nicht.

(3) Bei Beamten, die bei allgemeinem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes an einer Fachhochschule oder in ei­

nem entsprechenden Studiengang an einer Gesamt­

hochschule hauptamtlich in der Lehre tätig sind, 

kann im Rahmen der Übernahme nach Absatz 2 von 

den Einstellungsvoraussetzungen nach Art. 11 Abs. 3 

Satz 1 Nrn. 2 und 3 Buchst, c abgesehen werden, 

wenn eine qualifizierte Lehrtätigkeit an einer Fach­

hochschule oder Gesamthochschule nachgewiesen 

wird.

(4) Hauptamtlich in der Lehrerbildung tätige 

Lehrpersonen der Studienratslaufbahn, die vor dem

1. August 1972 an den Pädagogischen Hochschulen 

und danach weiterhin an den Erziehungswissen­

schaftlichen Fakultäten und Fachbereichen tätig wa­

ren und hauptamtlich ausschließlich oder überwie­

gend Aufgaben im Sinn des Art. 9 Abs. 1 wahrneh­

men, werden entsprechend ihrer Stellenbeschrei­

bung mit ihrem Einverständnis als beamtete Profes­

soren übernommen, sofern sie die Einstellungsvor­

aussetzungen mit Ausnahme des Art. 11 Abs. 1 Satz 3 

erfüllen; ein Rechtsanspruch auf Übernahme besteht 

nicht.

(5) Beamte, die bei allgemeinem Inkrafttreten die­

ses Gesetzes an einer Hochschule hauptamtlich Auf­

gaben im Sinn des Art. 18 wahrnehmen und die Vor­

aussetzungen für die Einstellung als Hochschulassi­

stenten erfüllen, werden nach Maßgabe ihrer Quali­

fikation, des Nachwuchsbedarfs in den jeweiligen 

Fächern und nach Maßgabe des staatlichen Haus­

halts auf Antrag als Hochschulassistenten übernom­

men; ein Rechtsanspruch auf Übernahme besteht 

nicht.

(6) Beamte auf Lebenszeit oder auf Probe, die bei 

allgemeinem Inkrafttreten dieses Gesetzes an einer 

Hochschule hauptamtlich ausschließlich oder über­

wiegend Aufgaben im Sinn des Art. 27 Abs. 1 wahr­

nehmen und die Einstellungsvoraussetzungen nach 

Art. 27 Abs. 2 Sätze 1 und 3 und die jeweiligen Lauf­

bahnvoraussetzungen erfüllen, sind als Lehrkräfte 

für besondere Aufgaben in die Laufbahnen des Stu­

dienrats oder des Fachlehrers zu übernehmen.

(7) An den Hochschulen tätige Beamte auf Lebens­

zeit oder auf Probe, die hauptamtlich Aufgaben im 

Sinn des Art. 22 Abs. 1 wahrnehmen sollen, sind in 

ihrer Besoldungsgruppe unter Wahrung des besol­

dungsrechtlichen Besitzstands in die Laufbahn des 

Akademischen Rats zu übernehmen. Dies gilt nicht 

für Wissenschaftliche Räte (und Professoren), Abtei­

lungsvorsteher (und Professoren) und Oberärzte, die 

im Einzelfall nicht als Professoren übernommen wer­

den.

(8) Beamte, die bei allgemeinem Inkrafttreten die­

ses Gesetzes an einer Hochschule tätig sind, verblei­

ben, wenn sie nicht in ein anderes Amt übergeleitet 

oder übernommen werden, in ihrem bisherigen 

Dienstverhältnis und führen ihre bisherige Amtsbe­

zeichnung weiter; soweit nichts anderes bestimmt ist, 

bleiben ihre Rechte und Pflichten unberührt. Bleiben 

Universitätsdozenten, Hochschuldozenten, beamtete 

Lektoren, wissenschaftliche Assistenten einschließ­

lich Oberassistenten und Oberingenieure sowie Fach­

hochschullehrer in ihrem bisherigen Dienstverhält­

nis, gelten die Vorschriften des Hochschullehrerge­

setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

9. Oktober 1974 (GVB1 S. 765), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVB1 S. 498) und die darin 

anwendbar erklärten Bestimmungen mit folgenden 

Maßgaben weiter;

1. Die Mitarbeit wissenschaftlicher Assistenten und 

die Anordnungsbefugnis gegenüber wissenschaftli­

chen Assistenten richten sich nach der dienstrecht­

lichen Zuordnung sowie nach Art. 23 Abs. 3 dieses 

Gesetzes.

2. Art. 37 Abs. 2, Art. 40 Satz 1 Nr. 1, Art. 53, 54 Abs. 2 

und Abs. 3 Satz 1, Art. 56, 56b Sätze 2 und 3, Art. 56c 

Abs. 3 sowie Art. 56e Abs. 1 und 3 bis 5 des Hoch­

schullehrergesetzes sind nicht anzuwenden. Eine 

Ernennung zum außerplanmäßigen Professor fin­

det nicht mehr statt.

3. Art. 56c Abs. 1 des Hochschullehrergesetzes gilt 

nur insoweit weiter, als Art. 5 Abs. 1 und Art. 9 des 

Hochschullehrergesetzes für entsprechend an­

wendbar erklärt werden.

(9) Bei Beamten, die nach Absatz 8 in ihrem bishe­

rigen Dienstverhältnis verbleiben, entfällt die dienst­

rechtliche Zuordnung zu bestimmten Hochschulmit­

gliedern; über die dienstrechtliche Zuordnung zu Or­

ganisationseinheiten der Hochschule entscheidet der 

Präsident oder Vorsitzende des Präsidialkollegiums 

im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus. Die Anordnungsbefugnis 

nach Art. 23 Abs. 3 bleibt unberührt.
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(10) Vorschläge auf Übernahme von Beamten, die 

bei Inkrafttreten dieser Vorschrift an Hochschulen 

hauptberuflich tätig sind, als Professor sind von der 

Hochschule dem Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus innerhalb einer von diesem zu bestim­

menden Frist vorzulegen; die Voraussetzungen nach 

den Absätzen 2 bis 4 sind darzulegen. Die Vorschläge 

der Hochschulen werden auf Antrag der Betroffenen 

erstellt, die die Voraussetzungen für die Übernahme 

als Professor darzulegen haben; zu dem Antrag wer­

den zwei Gutachten von Professoren des betreffen­

den Fachs eingeholt; einer der Gutachter soll einer 

anderen Hochschule angehören; im übrigen gelten 

die Vorschriften des Bayerischen Hochschulgesetzes 

für die Erstellung von Berufungsvorschlägen ent­

sprechend. Bei Vorschlägen auf Übernahme von Pro­

fessoren an Fachhochschulen in das Amt eines Pro­

fessors kann das Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus ein von Satz 2 abweichendes Verfahren 

vorsehen.

(11) Für die Übernahme von Beamten nach den Ab­

sätzen 5 bis 7 legt die Hochschule dem Staatsministe­

rium für Unterricht und Kultus innerhalb einer von 

diesem zu bestimmenden Frist Vorschläge vor; die 

Voraussetzungen nach den Absätzen 5 bis 7 sind dar­

zulegen.

(12) Sind Beamte bei allgemeinem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes beurlaubt, ist im Rahmen der Absätze 

2 bis 6 auf die vor der Beurlaubung ausgeübte Tätig­

keit abzustellen.

(13) Waren Bewerber für ein Amt als Hoch­

schulassistent oder Akademischer Rat im Beamten­

verhältnis auf Zeit bereits als wissenschaftlicher As­

sistent tätig, ist die Dienstzeit als Hochschulassistent 

oder Akademischer Rat im Beamtenverhältnis auf 

Zeit um die Dienstzeit als wissenschaftlicher Assi­

stent zu kürzen. Waren Bewerber für ein Amt als 

Akademischer Oberrat im Beamtenverhältnis auf 

Zeit bereits als wissenschaftlicher Assistent tätig, ist 

die Dienstzeit als Akademischer Oberrat in dem Um­

fang zu kürzen, wie die Dienstzeit als wissenschaftli­

cher Assistent die Dauer von sechs Jahren übersteigt. 

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

kann in besonderen Ausnahmefällen die Dienstzeit 

als wissenschaftlicher Assistent bis zu einem Jahr 

nicht anrechnen.

(14) Beamte der Studienratslaufbahn, die noch an 

den Pädagogischen Hochschulen ernannt wurden, 

führen auch nach Übernahme als wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Mitarbeiter oder als Lehrkraft 

für besondere Aufgaben ihre Lehrveranstaltungen 

entsprechend den bisher geltenden Regelungen 

durch.

(15) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­

mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministe­

rium für Unterricht und Kultus die für die Übernah­

me von Beamten nach den Absätzen 2 bis 7 erforder­

lichen Stellenumwandlungen in einem gesonderten 

Stellenplan vorzunehmen (Stellenplanüberleitung). 

Stellen für Akademische Räte und Akademische 

Oberräte im Beamtenverhältnis auf Zeit sind geson­

dert auszuweisen.

Art. 42 

Versorgung

Für den in Art. 68 Abs. 5 des Hochschullehrergeset­

zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Ok­

tober 1974 (GVB1 S. 765), zuletzt geändert durch Ge­

setz vom 25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), genannten Per­

sonenkreis gilt § 69 des Beamtenversorgungsgesetzes 

entsprechend.

2. Kapitel

Schlußvorschriften

Art. 43

Kirchenverträge

Durch dieses Gesetz werden die Verträge mit den 

Kirchen sowie die besondere Rechtsstellung der 

kirchlichen Hochschulen (Art. 138 Abs. 1 und Art. 150 

Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Bayern) nicht 

berührt. Insbesondere sind bei der Einstellung wis­

senschaftlichen und künstlerischen Personals sowie 

bei der Erteilung der Lehrbefugnis Art. 3 § 2 des 

Konkordats mit dem Heiligen Stuhl sowie Art. 2 Abs. 2 

und Art. 5 Abs. 3 bis 5 des Vertrags mit der Evange­

lisch-Lutherischen Kirche in Bayern zu beachten.

Art. 44

Wissenschaftliche Studiengänge und 

Fachhochschulstudiengänge

(1) Die in diesem Gesetz für Personal an wissen­

schaftlichen Hochschulen geltenden Bestimmungen 

finden auch auf Personal in wissenschaftlichen Stu­

diengängen an Gesamthochschulen Anwendung. Die 

in diesem Gesetz für Personal an Fachhochschulen 

geltenden Bestimmungen finden auch auf Personal in 

Fachhochschulstudiengängen an anderen Hochschu­

len Anwendung.

(2) Die Bayerische Beamtenfachhochschule wird 

durch dieses Gesetz nicht berührt.

Art. 45

Trimestereinteilung

Wird an einer Hochschule das Studienjahr in Tri­

mester eingeteilt, sind die für Semester geltenden 

Vorschriften dieses Gesetzes auf Trimester sinnge­

mäß anzuwenden.

Art. 46

Änderung von Gesetzen

(1) Das Bayerische Beamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. November 1970 (GVB1 

S. 569), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. August 

1978 (GVB1 S. 528), wird wie folgt geändert:

1. In der Übersicht erhält Nummer 3 des Abschnitts

VII folgende Fassung:

„3. Hauptamtliches wissenschaftliches und künstle­

risches Personal an Hochschulen .. . Art. 188“

2. In Abschnitt VII erhält Nummer 3 folgende Fas­

sung:

„3. Hauptamtliches wissenschaftliches und künstle­

risches Personal an Hochschulen

Art. 188

Die Rechtsverhältnisse des beamteten wissen­

schaftlichen und künstlerischen Personals an 

Hochschulen werden durch besonderes Gesetz 

geregelt.“

(2) Das Bayerische Personalvertretungsgesetz vom 
29. April 1974 (GVB1 S. 157), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 23. Dezember 1976 (GVB1 S. 570), wird wie 

folgt geändert:

1. Art. 4 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Als Beschäftigte im Sinn dieses Gesetzes

gelten nicht

a) die in Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie Abs. 2 

Nrn. 1 bis 3 des Bayerischen Hochschullehrerge­

setzes genannten Personen,

b) in Lehre und Forschung tätige habilitierte Per­

sonen an Forschungsstätten, die nicht wissen­

schaftliche Hochschulen sind,
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c) Personen, deren Beschäftigung vorwiegend 
durch Beweggründe karitativer oder religiöser 
Art bestimmt ist,

d) Personen, die vorwiegend zu ihrer Heilung, 
Wiedereingewöhnung, sittlichen Besserung 
oder Erziehung beschäftigt werden.“

2. Art. 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „oder dessen ständi­
gen Vertreter“ durch die Worte „ , dessen stän­
digen Vertreter oder den Leiter der Personalab­
teilung“ ersetzt;

b) in Satz 3 Halbsatz 2 werden nach dem Wort 
„Vertreter“ die Worte „oder den Leiter der Per­
sonalabteilung“ eingefügt.

3. In Art. 78 Abs. 1 Buchst, f werden die Worte „wis­
senschaftliche Assistenten“ durch die Worte „wis­
senschaftliche und künstlerische Mitarbeiter und 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben (Art. 2 Abs. 1 
Nrn. 3 und 4 und Abs. 2 Nr. 4 des Bayerischen 
Hochschullehrergesetzes)“ ersetzt.

(3) Soweit die Vorschriften des Eingliederungsge­
setzes vom 25. Juli 1972 (GVB1 S. 292), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 15. Juli 1977 (GVB1 S. 350), sich 
nicht bereits durch Vollzug erledigt haben, sind sie 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß anstelle der or­
dentlichen und außerordentlichen Professoren die 
Professoren im Sinn dieses Gesetzes treten.

(4) Das Bayerische Richtergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Januar 1977 (GVB1 
S. 27), geändert durch Gesetz vom 15. Juli 1977 (GVB1 
S. 352), wird wie folgt geändert:

1. In Art. 11 werden

a) in der Überschrift das Wort „Hochschullehrer“ 
durch „Beamtete Professoren“,

b) in Absatz 1 die Worte „Ordentliche und außer­
ordentliche Professoren des Rechts“ durch „Be­
amtete Professoren des Rechts“ und

c) in Absatz 2 das Wort „Hochschullehrers“ durch 
„beamtete Professoren“

ersetzt.

2. In Art. 71 werden

a) in Absatz 1 Satz 1 das Wort „Hochschullehrer“ 
durch „Professoren“,

b) in Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 das Wort 
„Hochschullehrer“ durch „Professor“ und

c) in Absatz 1 Satz 3 das Wort „Hochschullehrer“ 
durch „Professors“

ersetzt.

3. In Art. 79 werden

a) in Absatz 1 Satz 1 das Wort „Hochschullehrer“ 
durch „Professor“ ersetzt und

b) in Absatz 2

aa) vor dem Wort „Hochschullehrergesetzes“ 
das Wort „Bayerischen“ eingefügt und 

bb) das Wort „Hochschullehrern“ durch „Pro­
fessoren“ ersetzt.

(5) In Art. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Staatsvertrags über die Vergabe von Studien­
plätzen vom 24. Mai 1973 (GVB1 S. 261), geändert 
durch Gesetz vom 21. Dezember 1973 (GVB1 S. 679), 
werden die Worte „Hochschullehrer, die in dieser Ei­
genschaft Beamte sind,“ durch die Worte „beamtete 
Professoren“ ersetzt.

570) und der Bekanntmachung vom 21. März 1978
(GVB1 S. 88), zuletzt geändert durch Gesetz vom
11. August 1978 (GVB1S. 528), wird wie folgt geändert:

1. Art. 15 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Werden im Bundesbesoldungsgesetz ausge­
brachte Amtszulagen, Stellenzulagen oder Grund­
gehaltssätze verändert, gelten diese Änderungen 
entsprechend für vergleichbare Zulagen nach die­
sem Gesetz und, bei Änderungen der Grundge­
haltssätze, für die Sätze der Besoldungsgruppe HS 
1 kw. Das Staatsministerium der Finanzen stellt die 
sich danach ergebende Höhe der Zulagen sowie die 
Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppe HS 1 kw 
durch Bekanntmachung fest.“

2. In der Anlage erhält Nummer 7 der Vorbemer­
kungen zu den Bayerischen Besoldungsordnungen 
folgende Fassung:

„7. Beamte, die bis zu ihrer Wahl zum hauptberuf­
lichen Präsidenten oder Vorsitzenden eines Prä­
sidialkollegiums einer Hochschule als Professor 
der Besoldungsgruppe C 4 ein höheres Grund­
gehalt zuzüglich der Zuschüsse zum Grundge­
halt bezogen haben, erhalten eine Ausgleichszu­
lage in Höhe des Unterschiedsbetrages, die ru­
hegehaltfähig ist, soweit sie zum Ausgleich des 
Grundgehalts oder eines ruhegehaltfähigen Zu­
schusses dient.“

3. Der Anhang zu den Bayerischen Besoldungs­
ordnungen (künftig wegfallende Ämter und Amts­
bezeichnungen) erhält folgende Fassung:

„Anhang
zu den Besoldungsordnungen

Künftig wegfallende Ämter und 
Amtsbezeichnungen

Vorbemerkungen:

1. Hauptamtliche Lehrpersonen an wissenschaftli­
chen Hochschulen und Kunsthochschulen erhal­
ten nach näherer Bestimmung des Staatsministe­
riums für Unterricht und Kultus im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen ei­
nen Anteil an den Prüfungsgebühren.

2. Die Beamten in den Besoldungsgruppen HS 1 kw, 
HS 2 kw und HS 3 kw erhalten für eine angemes­
sene Vertretung ihres Faches in der Lehre nach 
Maßgabe der Fußnoten zu den entsprechenden 
Besoldungsgruppen ein Kolleggeld. In Verwal­
tungsvorschriften ist die Bemessung des Kolleg­
geldes in Vertretungsfällen und bei vorüberge­
hender Nichtausübung der Lehrtätigkeit zu re­
geln. Das Kolleggeld wird in zwölf gleichen Mo­
natsbeträgen gezahlt. § 3 des Bundesbesoldungs­
gesetzes gilt entsprechend.

Besoldungsruppe A3 kw 

Straßenhauptaufseher

Besoldungsgruppe A5 kw 

Forstwart')

Kontrollgehilfe

Städtischer Masseur und Bademeister(6) Das Bayerische Besoldungsgesetz in der Fas­
sung des Gesetzes vom 23. Dezember 1976 (GVB1 S. ') Im staatlichen Forstdienst.
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Besoldungsgruppe A6 kw 

Friedhofverwalter 

Kontrollmeister 

Oberamtsmeister 

Revierforstwart1)

Städtischer Masseur und Oberbademeister 

■) Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A7 kw 

Friedhofoberverwalter 

Oberforstwart1)

Oberkindergärtnerin 

Oberkontrollmeister 

Staatsbankobersekretär 

Städtischer Masseur und Hauptbademeister 

‘) Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A8 kw 

Friedhof hauptverwalter 

Hauptflußmeister 

Hauptforstwart1)

Hauptkindergärtnerin

Hauptkontrollmeister

Oberflußmeister

Obergerichtsvollzieher

Oberstraßenmeister

Staatsbankhauptsekretär

') Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A9 kw 

Hauptgerichtsvollzieher 

Hauptkindergärtnerin 

Kindergarteninspektorin 

Staatsbankinspektor 

Volksschulfachlehrer

Besoldungsgruppe A10 kw 

Betriebsoberinspektor 

Kindergartenoberinspektorin 

Sozialoberinspektor1)

Staatsbankoberinspektor 

Volksschulfachoberlehrer, soweit nicht in 

Besoldungsgruppe All kw 

') Erhält eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 90,10 DM.

Besoldungsgruppe All kw 

Kindergartenamtmann 

Staatsbankamtmann 

Volksschulfachoberlehrer, soweit nicht in 

Besoldungsgruppe A 10 kw

Besoldungsgruppe A12 kw

Fachstudienrat
— im Hochschuldienst —

Institutslehrer
— am Zentrum für Bildungsforschung — 

Kammermusiker in gehobener Stelle 

Kammervirtuose1)

Oberlehrer an einer Volksschule2)

Religionsoberlehrer an einer beruflichen Schule 

Staatsbankrat 

Wirtschaftsoberlehrer 

') Erhält eine Amtszulage von 133,90 DM.

’•) Beamte, die infolge organisatorischer Maßnahmen nach 
Abschnitt II des Volksschulgesetzes oder infolge Er­
richtung einer Verbandsschule nicht mehr als Haupt­
lehrer verwendet und auf ihren Antrag zum Oberlehrer 
zurückversetzt worden sind, erhalten für ihre Person die 
Dienstbezüge eines der Besoldungsgruppe A 13 zugeord­
neten Hauptlehrers als Leiter einer Volksschule.

Besoldungsgruppe A13 kw 

Akademischer Rat1)

Baurat1)

Blindenlehrer

Blindenoberlehrer2)

Chemierat1)

Direktor bei der Staatsbank3)

Gymnasialoberlehrer

Landwirtschaftsrat1)

Medizinalrat1)

Oberlehrer
— am Erziehungswissenschaftlichen Fachbereich 
einer wissenschaftlichen Hochschule — 

Pharmazierat1)

Regierungsrat1)

Studienrat1)

Taubstummenlehrer

Taubstummenoberlehrer2)

Wissenschaftlicher Assistent an einer wissen­
schaftlichen Hochschule oder in einer wissen­
schaftlichen Anstalt4), soweit nicht in Besol­
dungsgruppe HS 1 kw

') Als wissenschaftliches Personal an Hochschulen, soweit 
eine Übernahme in Ämter der neuen Personalstruktur 
noch nicht oder nicht erfolgt.

!) Erhält eine Amtszulage von 133,90 DM.

3) Erhält nach Maßgabe des Stellenplans eine ruhegehalt­
fähige Stellenzulage von 162,— DM.

*) Erhält bei Ausübung einer selbständigen Unterrichtstätig­
keit von mindestens drei Semesterwochenstunden eine 
Vergütung von jährlich 1200,— DM.

Besoldungsgruppe A14 kw 

Akademischer Oberrat1)

Bezirksoberpfarrer

Direktor bei den Naturwissenschaftlichen Samm­
lungen2)

Direktor bei den Wissenschaftlichen Anstalten3) 

Direktor der Brautechnischen Prüf- und Versuchs­
anstalt Weihenstephan

Direktor der Kindergärten und Kinderhorte der 
Landeshauptstadt München4)

Direktor der Kunstsammlungen der Coburger Lan­
desstiftung

Direktor eines Rechnungsprüfungsamts

Hafendirektor

Konzertmeister3)

Landstallmeister

Musikschuldirektor der Stadt Schweinfurt 

Musikschuldirektor der Stadt Weiden i. d. OPf. 

Singschuldirektor der Stadt Würzburg 

Oberbaurat1)

Oberchemierat1)

Oberlandwirtschaftsrat1)

Obermedizinalrat1)
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Oberpharmazierat1)

Oberregierungsarchivrat

Oberregierungsbaurat

Oberregierungsbergrat

Oberregierungsbibliotheksrat

Oberregierungschemierat

Oberregierungsforstrat

Oberregierungsgewerberat

Oberregierungslandwirtschaftsrat

Oberregierungsmedizinalrat

Oberregierungspharmazierat

Oberregierungsrat1)

Oberregierungs vermessungsrat

Oberregierungsveterinärrat

Oberschulrat3)

— im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus, soweit nicht in die Bun­

desbesoldungsordnung überführt —

Oberstudienrat1)

Schulrat

— im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus, soweit nicht in die Bun­

desbesoldungsordnung überführt —

Staatsarchivdirektor

Staatsbankdirektor

■ ) Als wissenschaftliches Personal an Hochschulen, soweit 

eine Übernahme in Ämter der neuen Personalstruktur 

noch nicht oder nicht erfolgt.

:) Erhält als Leiter einer Sammlung eine ruhegehaltfähige 

Stellenzulage von 175,— DM.

*) Erhält eine Amtszulage von 175,— DM.

*) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM.

Besoldungsgruppe A15 kw 

Akademischer Direktor1)

Baudirektor1)

Chemiedirektor1)

Land'wirtschaftsdirektor1)

Medizinaldirektor1)

Pharmaziedirektor1)

Regierungsdirektor1)

Regierungsschuldirektor

— als Leiter einer Landesbildstelle — 

Staatsbankdirektor 

Studiendirektor1)

■ ) Als wissenschaftliches Personal an Hochschulen, soweit 

eine Übernahme in Ämter der neuen Personalstruktur 

noch nicht oder nicht erfolgt.

Besoldungsgruppe A16 kw

Direktor des Freilichtmuseums des Bezirks Ober­

bayern

Oberbaudirektor1)

Oberchemiedirektor1)

Oberlandwirtschaftsdirektor1)

Obermedizinaldirektor1)

Oberpharmaziedirektor1)

Oberregierungsdirektor1)

Oberstudiendirektor1)

Stadtdirektor

— in einer Stadt mit bis zu 50 000 Einwohnern —

') Als wissenschaftliches Personal an Hochschulen, soweit 
eine Übernahme in Ämter der neuen Personalstruktur 
noch nicht oder nicht erfolgt.

Besoldungsgruppe B2 kw 

Stadtdirektor

— in einer Stadt mit bis zu 100 000 Einwohnern — 

Städtischer Museumsdirektor der Stadt Würzburg

Besoldungsgruppe B3 kw

Direktor des Planungsverbandes äußerer Wirt­

schaftsraum München 

Geschäftsleitender Direktor

— bei der Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft 

der Bezirkstagspräsidenten —

Oberlandesanwalt beim Verwaltungsgerichtshof 

Oberverwaltungsdirektor als Geschäftsleiter des 

Zweckverbandes Bayerischer Landschulheime 

Oberverwaltungsdirektor bei der Verwaltungs­

schule

Stadtdirektor

— in einer Stadt mit bis zu 500 000 Einwohnern — - 

Vizepräsident des Polizeipräsidiums München

Besoldungsgruppe B5 kw

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenos­

senschaft Niederbayern-Oberpfalz1)

Erster Direktor der Landwirtschaftlichen Berufs­

genossenschaft Oberfranken und Mittelfran­

ken1)

Stadtdirektor

— als der ständige Vertreter des geschäftsführen­

den Vorstandsmitglieds des Bayerischen Städte­

verbands —

— der Landeshauptstadt München —

') Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 
Tätigkeit für die Landwirtschaftliche Alterskasse und die 

Landwirtschaftliche Krankenkasse.

Besoldungsgruppe B6kw 

Geschäftsleitender Direktor

— Erster Geschäftsführer der Anstalt für Kommu­

nale Datenverarbeitung in Bayern —

Besoldungsgruppe B9 kw 

Oberstadtdirektor

— als geschäftsführendes Vorstandsmitglied des 

Bayerischen Städteverbands —

Besoldungsgruppe HS 1kw

2009,14 — 2116,83 — 2224,52 — 2332,21 —

2439,90 — 2547,59 —  2655,28 — 2762,97 —

2870,66 — 2978,35 — 3086,04 — 3193,73 —

3301,42 — 3409,11 DM >)

Wissenschaftlicher Assistent2)

') Sätze nach dem Sechsten Bundesbesoldungserhöhungs­
gesetz vom 15. November 1977 (BGBl I S. 2117).

:) Dieses Amt kann habilitierten Wissenschaftlichen Assi­
stenten der Besoldungsgruppe A 13 kw auch neu über­
tragen werden. Das Kolleggeld beträgt 2400,— DM jähr­

lich.

Besoldungsgruppe HS 2 kw1)

Abteilungsvorsteher bei einer Anstalt oder einem 

Institut einer wissenschaftlichen Hochschule 

oder an der Hochschule für Fernsehen und 

Film2), soweit nicht in Besoldungsgruppe HS 

3 kw



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/1973 587

Abteilungsvoreteher und Professor bei einer An­

stalt oder einem Institut einer wissenschaftli­

chen Hochschule oder an der Hochschule für 

Fernsehen und Film2), soweit nicht in Besol­

dungsgruppe HS 3 kw 

Hochschuldozent2)

Oberarzt an einer wissenschaftlichen Hochschule 

oder wissenschaftlichen Anstalt3)

Oberassistent an einer wissenschaftlichen Hoch­

schule oder wissenschaftlichen Anstalt2) 

Oberingenieur an einer wissenschaftlichen Hoch­

schule oder wissenschaftlichen Anstalt2)3) 

Professor an Fachhochschulen, soweit nicht in Be­

soldungsgruppe HS 3 kw 

U ni versitätsdozent2)

Wissenschaftlicher Rat an einer wissenschaftlichen 

Hochschule oder an der Hochschule für Fernse­

hen und Film2), soweit nicht in Besoldungsgrup­

pe HS 3 kw

Wissenschaftlicher Rat und Professor an einer wis­

senschaftlichen Hochschule oder an der Hoch­

schule für Fernsehen und Film2), soweit nicht in 

Besoldungsgruppe HS 3 kw

') Das Grundgehalt bemißt sieh nach den für die Besoldungs­
gruppe A 14 geltenden Sätzen der Anlage IV zum BBesG.

:) Das Kolleggeld beträgt 2400,— DM jährlich.

’) Erhält eine nichtruhegehaltfähige Stellenzulage von 
175,— DM.

Besoldungsgruppe HS 3 kw1)2)

Abteilungsvorsteher bei einer Anstalt oder einem 

Institut einer wissenschaftlichen Hochschule 

oder an der Hochschule für Fernsehen und 

Film3), soweit nicht in Besoldungsgruppe HS 

2 kw

Abteilungsvorsteher und Professor bei einer An­

stalt oder einem Institut einer wissenschaftli­

chen Hochschule oder an der Hochschule für 

Fernsehen und Film3), soweit nicht in Besol­

dungsgruppe HS 2 kw

Professor an Fachhochschulen, soweit nicht in Be­

soldungsgruppe HS 2 kw

Wissenschaftlicher Rat an einer wissenschaftlichen 

Hochschule oder an der Hochschule für Fernse­

hen und Film3), soweit nicht in Besoldungsgrup­

pe HS 2 kw

Wissenschaftlicher Rat und Professor an einer wis­

senschaftlichen Hochschule oder an der Hoch­

schule für Fernsehen und Film3), soweit nicht in 

Besoldungsgruppe HS 2 kw

') Das Grundgehalt bemißt sich nach den für die Besoldungs­

gruppe A 15 geltenden Sätzen der Anlage IV zum BBesG.

:) Die Besoldungsgruppe ist auch für entpflichtete außer­
ordentliche Professoren maßgebend. Für diese beträgt 
das Sondergrundgehalt bis 4615,55 DM monatlich, der Zu­

schuß zur Ergänzung des Grundgehalts bis 1384,62 DM 
monatlich (Sätze nach dem Sechsten Bundesbesoldungs­
erhöhungsgesetz vom 15. November 1977 — BGBl I S. 2117 —), 
das ruhegehaltfähige Kolleggeld 3000,— DM jährlich.

*) Das Kolleggeld beträgt 2400,— DM jährlich.

Besoldungsgruppe HS 4 kw1)2)

') Das Grundgehalt bemißt sich nach den für die Besoldungs­
gruppe A 16 geltenden Sätzen der Anlage IV zum BBesG.

!) Die Besoldungsgruppe ist nur noch für entpflichtete or­
dentliche Professoren maßgebend. Für diese beträgt das 

Sondergrundgehalt bis zu 5538,71 DM monatlich, der Zu­
schuß zur Ergänzung des Grundgehalts bis 1384,62 DM 
monatlich (Sätze nach dem Sechsten Bundesbesoldungs­
erhöhungsgesetz vom 15. November 1977 — BGBl I S. 2117 —), 

das ruhcgehaltfähige Kolleggeld 3000,— DM jährlich.“

Für die in den Anhang zu den Bayerischen Besol­

dungsordnungen in die Besoldungsgruppen B 3 kw, 

B 5 kw, B 6 kw und B 9 kw neu aufgenommenen 

Ämter gilt § 3 Abs. 1 des Bayerischen Anpassungs­

gesetzes zum Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung 

und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund 

und Ländern (BayAnpG — 2. BesVNG) vom 23. De­

zember 1976 (GVB1 S. 570), geändert durch Gesetz 

vom 24. Mai 1977 (GVB1 S. 199), entsprechend.

(7) Das Bayerische Reisekostengesetz in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 28. Februar 1974 

(GVB1 S. 77), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

23. Dezember 1975 (GVB1 S. 414), wird wie folgt geän­

dert:

1. In Art. 5 Abs. 1 Satz 1 werden

a) die Worte „A 8 bis A 16, B 1, R 1 und R 2, HS 1 bis 

HS 3“ durch die Worte „A 8 bis A 16, B 1, C 1 bis 

C 3, R 1 und R 2, HS 1 kw bis HS 3 kw“

und

b) die Worte „B 2 bis B 11, R 3 bis R 10, HS 4“ durch 

die Worte „B 2 bis B 11, C 4, R 3 bis R 10“

ersetzt.

2. In Art. 8 Abs. 1 Satz 1 werden

a) die Worte „A 11 bis A 15, B 1, R 1, HS 1 bis HS 3“ 

durch die Worte „A 11 bis A 15, B 1, C 1 bis C 3, 

R 1, HS 1 kw bis HS 3 kw“

und

b) die Worte „A 16, B 2 bis B 11, R 2 bis R 10, HS 4“ 

durch die Worte ,,A 16, B 2 bis B 11, C 4, R 2 bis 

R 10“

ersetzt.

Art. 47

Ausführungsvorschriften

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

erläßt die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor­

derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, so­

weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Vor­

schriften für die Ausgestaltung von Dienstverhältnis­

sen bedürfen bei grundsätzlichen Fragen von allge­

meiner Bedeutung des Einvernehmens des Staatsmi­

nisteriums der Finanzen.

Art. 48

Inkrafttreten

(1) Art. 46 Abs. 6 Nr. 3 tritt bezüglich der in den 

Anhang zu den Bayerischen Besoldungsordnungen in 

den Besoldungsgruppen B 3 kw, B 5 kw, B 6 kw und 

B 9 kw neu aufgenommenen Ämter ab 1. Januar 1977, 

Art. 41 Abs. 10, 11 und 15 sowie die Ermächtigungen 

zum Erlaß von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

treten am 1. September 1978 in Kraft. Im übrigen tritt 

das Gesetz am 1. Oktober 1978 in Kraft.

(2) Ab allgemeinem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

nach Absatz 1 Satz 2 tritt das Hochschullehrergesetz 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Oktober 

1974 (GVB1 S. 765), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), außer Kraft, soweit nicht 

Art. 38 Abs. 1, 3 und 4, Art. 39 Satz 2, Art. 41 Abs. 8 

und Art. 42 etwas anderes bestimmen.

München, den 24. August 1978

Der Bayerische Ministerpräsident

in Vertretung 

Dr. H i 11 e r m e i e r 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 

und Staatsminister der Justiz
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Gesetz
zur Änderung des 

Bayerischen Hochschulgesetzes 
Vom 24. Augut 1978

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

§1
Das Bayerische Hochschulgesetz vom 21. Dezember 

1973 (GVB1 S. 679, ber. 1974 S. 45), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), wird 
wie folgt geändert:

1. Art. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 6 wird nach dem Wort „befä­
higt“ der Punkt durch einen Strichpunkt er­
setzt und folgender Halbsatz angefügt:
„an Fachhochschulen können anwendungsbe­
zogene Entwicklungsaufträge durchgeführt 
werden, soweit dies dem Bildungsauftrag der 
Fachhochschule dient und dafür kostendek- 
kende Drittmittel zur Verfügung stehen.“;

b) die Absätze 2 bis 6 werden durch folgende Ab­
sätze 2 bis 7 ersetzt:

„(2) Die Hochschulen fördern entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung den wissenschaftlichen 
und künstlerischen Nachwuchs.

(3) Die Hochschulen dienen dem weiterbil­
denden Studium und beteiligen sich an Veran­
staltungen der Weiterbildung; sie sollen Mög­
lichkeiten der Weiterbildung entwickeln und 
anbieten. Sie fördern die Weiterbildung ihres 
Personals.

(4) Die Hochschulen wirken an der sozialen 
Förderung der Studenten mit; sie berücksichti­
gen die besonderen Bedürfnisse behinderter 
Studenten. Sie fördern in ihrem Bereich kultu­
relle und musische Belange sowie den Sport.

(5) Die Hochschulen fördern die internatio­
nale, insbesondere die europäische Zusammen­
arbeit im Hochschulbereich und den Austausch 
zwischen deutschen und ausländischen Hoch­
schulen; sie berücksichtigen die besonderen 
Bedürfnisse ausländischer Studenten.

(6) Die Hochschulen wirken bei der Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben untereinander und 
mit anderen staatlichen und staatlich geför­
derten Forschungs- und Bildungseinrichtun­
gen zusammen.

(7) Die Hochschulen unterrichten die Öffent­
lichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben.“;

c) der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. Die Worte 
„und Absatz 2“ werden gestrichen;

d) der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. Die Wor­
te „die Aufgaben der einzelnen Hochschulen“ 
werden durch die Worte „und im Benehmen 
mit den einzelnen Hochschulen deren Aufga­
ben“ ersetzt.

(2) Die Freiheit der Forschung (Art. 5 Abs. 3 
Satz 1 des Grundgesetzes und Art. 108 der Verfas­
sung des Freistaates Bayern) umfaßt insbesondere 
die Fragestellung, die Grundsätze der Methodik 
sowie die Bewertung des Forschungsergebnisses 
und seine Verbreitung. Beschlüsse der zuständi­
gen Hochschulorgane in Fragen der Forschung 
sind insoweit zulässig, als sie sich auf die Organi­
sation des Forschungsbetriebs, die Förderung und 
Abstimmung von Forschungsvorhaben und auf 
die Bildung von Forschungsschwerpunkten bezie­
hen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz 1 
nicht beeinträchtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten für 
künstlerische Entwicklungsvorhaben entspre­
chend.

(3) Die Freiheit der Lehre (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes und Art. 108 der Verfassung 
des Freistaates Bayern) umfaßt, unbeschadet des 
Art. 5 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes, im Rahmen 
der zu erfüllenden Lehraufgaben insbesondere die 
Abhaltung von Lehrveranstaltungen und deren 
inhaltliche und methodische Gestaltung sowie das 
Recht auf Äußerung von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Lehrmeinungen. Beschlüsse der 
zuständigen Hochschulorgane in Fragen der Leh­
re sind insoweit zulässig, als sie sich auf die Orga­
nisation des Lehrbetriebs und auf die Aufstellung 
und Einhaltung von Studien- und Prüfungsord­
nungen beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne 
von Satz 1 nicht beeinträchtigen.

(4) Die Freiheit des Studiums umfaßt, unbe­
schadet der Studien- und Prüfungsordnungen, 
insbesondere die freie Wahl von Lehrveranstal­
tungen, das Recht, innerhalb eines Studiengangs 
Schwerpunkte nach eigener Wahl zu bestimmen, 
sowie die Erarbeitung und Äußerung wissen­
schaftlicher und künstlerischer Meinungen. Be­
schlüsse der zuständigen Hochschulorgane in Fra­
gen des Studiums sind insoweit zulässig, als sie 
sich auf die Organisation und ordnungsgemäße 
Durchführung des Lehr- und Studienbetriebs und 
auf die Gewährleistung eines ordnungsgemäßen 
Studiums beziehen.

(5) Die Wahrung der in den Absätzen 2 bis 4 ge­
nannten Rechte entbindet nicht von der Rücksicht 
auf die Rechte anderer und von der Beachtung der 
Regelungen, die das Zusammenleben in der Hoch­
schule ordnen.“

3. Art. 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden vor dem Komma die Wor­
te „einschließlich Zusagen über die Ausstat­
tung von Aufgabenbereichen“ eingefügt;

b) in Nummer 3 werden nach dem Wort „Räume“ 
die Worte „Errichtung und Betrieb technischer 
Einrichtungen“ eingefügt.

4. In Art. 6 Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Entwicklungsplans“ die Worte „sowie ihrer Aus­
stattungspläne“ eingefügt.

5. Art. 7 wird durch folgende neue Art. 7 bis 7g er­
setzt:

2. Nach Art. 2 wird folgender neuer Art. 2a einge­
fügt:

„Art. 2a

Freiheit von Kunst und Wissenschaft, 
Forschung, Lehre und Studium

(1) Staat und Hochschule haben sicherzustellen, 
daß die Mitglieder der Hochschule die durch Art. 
5 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes und Art. 108 der 
Verfassung des Freistaates Bayern verbürgten 
Grundrechte wahrnehmen können.

„Art. 7

Aufgaben der Forschung

Die Forschung in den mit Forschungsaufgaben 
betrauten Hochschulen dient der Gewinnung wis­
senschaftlicher Erkenntnisse sowie der wissen­
schaftlichen Grundlegung und Weiterentwicklung 
von Lehre und Studium. Gegenstand der For­
schung in den Hochschulen können unter Berück­
sichtigung der Aufgabenstellung der Hochschule 
alle wissenschaftlichen Bereiche sowie die An-
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Wendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der 

Praxis einschließlich der Folgen sein, die sich aus 

der Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse 

ergeben können.

Art. 7a

Koordination der Forschung

(1) Forschungsvorhaben und Forschungs­

schwerpunkte werden von der Hochschule in der 

sachlich gebotenen Weise koordiniert. Zur gegen­

seitigen Abstimmung von Forschungsvorhaben 

und Forschungsschwerpunkten und zur Planung 

und Durchführung gemeinsamer Forschungsvor­

haben wirken die Hochschulen untereinander, mit 

anderen Forschungseinrichtungen und mit Ein­

richtungen der überregionalen Forschungspla­

nung und Forschungsförderung zusammen. For­

schungsschwerpunkte sollen von der Hochschule 

besonders gefördert werden.

(2) Entsprechend ihrer jeweiligen besonderen 

Aufgabenstellung berichtet die Hochschule dem 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus in 

dreijährigen Abständen über die Forschungstä- 

tigkeit an der Hochschule; der Bericht ist von der 

Hochschule zu veröffentlichen. Der Bericht soll 

über eine bloße Zusammenstellung von For­

schungsvorhaben hinaus auch Angaben über we­

sentliche Forschungsergebnisse und über die aus­

scheidbaren Kosten der Forschung in der Hoch­

schule und ihren Fachbereichen enthalten; er soll 

auch die Organisation der Forschung deutlich ma­

chen. Die Finanzierung dieses Berichts ist von der 

Hochschule im Rahmen der bereitgestellten Haus­

haltsmittel sicherzustellen.

Art. 7b

Forschung mit Mitteln Dritter

(1) Die Hochschulmitglieder, bei denen die For­

schung Inhalt ihres Hauptamts ist, können im 

Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben auch solche 

Forschungsvorhaben durchführen, die nicht oder 

nur zum Teil aus den der Hochschule zur Verfü­

gung stehenden Landesmitteln finanziert werden.

(2) Ein Forschungsvorhaben, dessen Finanzie­

rung nicht oder nur zum Teil aus den der Hoch­

schule zur Verfügung stehenden Landesmitteln 

erfolgt und mit Auflagen über Gegenstand, 

Durchführung, Organisation oder Verbreitung der 

Forschungsergebnisse verbunden ist, ist vorher 

der Leitung der Hochschule anzuzeigen. Ein sol­

ches Forschungsvorhaben kann in der Hochschule 

nur durchgeführt werden, wenn durch das For­

schungsvorhaben oder eine damit verbundene In­

anspruchnahme von Personal, Sachmitteln und 

Einrichtungen sowie Aufstellung und Betrieb von 

Geräten die Erfüllung der Aufgaben der Hoch­

schule sowie die Rechte und Pflichten anderer 

Personen nicht beeinträchtigt werden und entste­

hende Folgelasten angemessen berücksichtigt 

sind; die Forschungsergebnisse sollen in der Regel 

in absehbarer Zeit veröffentlicht werden.

Art. 7c

Inanspruchnahme von Personal, 

Sachmitteln und Einrichtungen

(1) Die Inanspruchnahme von Personal, Sach­

mitteln und Einrichtungen der Hochschule für ein 

Forschungsvorhaben nach Art. 7b Abs. 2 Satz 1 

wird von der Leitung der Hochschule untersagt 

oder durch Auflagen beschränkt, soweit die Vor­

aussetzungen des Art. 7b Abs. 2 Satz 2 nicht vor­

liegen.

(2) Hält die Leitung der Hochschule Maßnah­

men nach Absatz 1 für erforderlich, sind vor der 

Entscheidung die Beteiligten, der Zuwendungsge­

ber sowie der Senat zu den für die Entscheidung 

erheblichen Tatsachen zu hören; der Senat hört 

vor seiner Stellungnahme die Fachbereiche, denen 

die Beteiligten angehören.

(3) Die Untersagung oder die Beschränkung 

durch Auflagen nach Absatz 1 ergeht schriftlich. 

Die Entscheidung ist den beteiligten Hochschul­

mitgliedern zuzustellen; dem Zuwendungsgeber 

ist das Ergebnis mitzuteilen.

Art. 7d

Verwaltung der Mittel Dritter

(1) Die Mittel für Forschungsvorhaben, die nach 

Art. 7b Abs. 2 Satz 1 anzuzeigen sind und in der 

Hochschule durchgeführt werden, sollen für die 

Dauer der Mittelbewilligung unter Beachtung der 

vom jeweiligen Zuwendungsgeber festgelegten 

Auflagen und Bedingungen von der Hochschule 

verwaltet und in Einnahme und Ausgabe über den 

staatlichen Haushalt abgewickelt werden. Das 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

kann Ausnahmen zulassen.

(2) Hauptberufliche Mitarbeiter, die aus solchen 

von der Hochschule verwalteten Mitteln bezahlt 

werden, sollen unter Beachtung der vom jeweili­

gen Zuwendungsgeber festgelegten Auflagen und 

Bedingungen nach näherer Bestimmung des 

Staatsministeriums für Unterricht und Kultus als 

Personal des Freistaates Bayern eingestellt wer­

den. Die Dauer des Dienstverhältnisses richtet 

sich nach den zur Deckung des Personalaufwands 

bewilligten oder voraussichtlich verfügbaren Mit­

teln Dritter für das Forschungsvorhaben.

Art. 7e

Künstlerische Entwicklungsvorhaben

Für künstlerische Entwicklungsvorhaben gelten 

Art. 7 bis 7d entsprechend.

Art. 7f

Anwendungsbezogene Entwicklungsaufträge 

an Fachhochschulen

Für anwendungsbezogene Entwicklungsaufträ­

ge im Sinne des Art. 2 Abs. 1 Satz*6 gelten Art. 7b 

Abs. 2, Art. 7c und Art. 7d Abs. 1 entsprechend.

Art. 7g

Nebentätigkeiten

Die Vorschriften über die Ausübung von Neben­

tätigkeiten bleiben durch Art. 7b bis 7f unbe­

rührt.“

6. Art. 8 erhält folgende Fassung:

„Art. 8

Hochschulplanung

(1) Jede Hochschule stellt einen Hochschulent­

wicklungsplan für einen Zeitraum von fünf Jah­

ren auf und schreibt ihn alle zwei Jahre fort. Der 

Entwicklungsplan stellt die Aufgaben der Fach­

bereiche, der wissenschaftlichen Einrichtungen 

und Betriebseinheiten sowie der Verwaltung dar 

und enthält die Vorschläge der Hochschule für die 

Entwicklung dieser Organisationseinheiten. Er 

bezeichnet die Schwerpunkte der Forschung und 

der künstlerischen Entwicklungsvorhaben sowie 

die in den einzelnen Studiengängen vorhandene
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und angestrebte Ausbildungskapazität und gibt 

die für erforderlich gehaltene Ausstattung mit 

Stellen, Sachmitteln und Räumen an.

(2) Hochschulentwicklungspläne sind Unterla­

gen für die Aufstellung und Fortschreibung des 

Hochschulgesamtplans und für die Festsetzung 

von Zulassungszahlen; sie sind so rechtzeitig auf­

zustellen, daß sie für die Planung nach Absatz 3 

zur Verfügung stehen. Bei ihrer Aufstellung und 

Fortschreibung ist der von der Staatsregierung 

festgestellte Hochschulgesamtplan zu berücksich­

tigen. Abweichende Vorschläge der Hochschule 

sind kenntlich zu machen.

(3) Für die staatlichen Hochschulen entwirft 

das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

unter Beachtung der Grundsätze für die Neuord­

nung des Hochschulwesens gemäß Art. 45a und 

unter Berücksichtigung der Entwicklung der 

nichtstaatlichen Hochschulen auf der Grundlage 

der Entwicklungspläne nach gemeinsamer Bera­

tung mit den Hochschulen einen Hochschulge­

samtplan für einen Zeitraum von fünf Jahren und 

schreibt ihn alle zwei Jahre fort. Der Hochschul­

gesamtplan stellt für das Hochschulwesen des 

Freistaates Bayern und für jede Hochschule den 

gegenwärtigen Ausbaustand und die vorgesehene 

Entwicklung dar; dabei sind auch längerfristige 

Zielvorstellungen einzubeziehen. Er wird unter 

dem Vorbehalt der Mittelbewilligung durch den 

Landtag auf Vorschlag des Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus durch die Staatsregierung 

festgestellt und dem Landtag zugeleitet. Der 

Landtag kann von der Staatsregierung die Vorla­

ge der Stellungnahmen der Hochschulen verlan­

gen.

(4) Bei der Aufstellung und Fortschreibung der 

Hochschulentwicklungspläne und des Hochschul­

gesamtplans sind der gemeinsame Rahmenplan 

nach § 5 des Hochschulbauförderungsgesetzes und 

die Rechtsvorschriften über die Ermittlung und 

Festsetzung von Ausbildungskapazitäten zu be­

rücksichtigen sowie ferner die Erfordernisse der 

Raumordnung und Landesplanung zu beachten. 

Die Pläne sind in Abstimmung mit der staatlichen 

Finanzplanung nach Art. 31 der Bayerischen 

Haushaltsordnung aufzustellen und fortzuschrei­

ben.

(5) Unter Berücksichtigung des Hochschulent­

wicklungsplans sowie des Hochschulgesamtplans 

stellt die Hochschule für ihre Fachbereiche, wis­

senschaftlichen Einrichtungen und Betriebsein­

heiten sowie für ihre Verwaltung unter Mitwir­

kung ihrer Organisationseinheiten Ausstattungs­

pläne für einen Zeitraum von vier Jahren auf und 

schreibt sie alle zwei Jahre fort. Die Ausstat­

tungspläne geben die vorhandene sowie die im 

Planungszeitraum für erforderlich gehaltene Aus­

stattung mit Stellen, Sachmitteln und Räumen an. 

Die Ausstattungspläne müssen so gegliedert sein, 

daß sie eine Ermittlung der in den einzelnen Stu­

diengängen entstehenden Kosten sowie einen Ko­

stenvergleich zwischen den Hochschulen ermögli­

chen.

(6) Für Hochschulentwicklungspläne und Aus­

stattungspläne legt das Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus allgemeine Grundsätze, 

Richtwerte und Muster fest.“

7. Art. 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nrn. 2 und 3 erhält folgende Fassung:

„2. die Professoren im Beamten- oder Ange­

stelltenverhältnis (Professoren),

3. die Hochschulassistenten,“;

b) die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Für die Vertretung der Mitglieder in 

den Kollegialorganen und anderen Gremien 

bilden jeweils eine Gruppe

1. die Professoren im Beamten- oder Angestell­

tenverhältnis (Gruppe der Professoren),

2. die hauptberuflichen Lehrkräfte für beson­

dere Aufgaben mit abgeschlossenem Hoch­

schulstudium in anderen als Fachhochschul­

studiengängen, die hauptberuflichen wissen­

schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter 

im Dienst des Freistaates Bayern und diesen 

nach Absatz 3 gleichgestellten Personen so­

wie die Hochschulassistenten (Gruppe der 

wissenschaftlichen und künstlerischen Mit­

arbeiter),

3. die sonstigen an der Hochschule hauptberuf­

lich tätigen Beamten, Angestellten und Ar­

beiter, die im Dienst des Freistaates Bayern 

oder der Hochschule stehen, sowie diesen 

nach Absatz 3 gleichgestellten Personen 

(Gruppe der sonstigen Mitarbeiter),

4. die Studenten.

Kommt für ein Mitglied der Hochschule die 

Zugehörigkeit zu mehr als einer der aufgezähl­

ten Gruppen in Betracht, gehört es zu der in 

der Reihenfolge des Satzes 1 zunächst aufge­

zählten Gruppe. Mitglieder nach Absatz 1 Nrn. 

8 bis 10 nehmen an den Wahlen zu den Kolle­

gialorganen nicht teil.

(3) Die Rechte und Pflichten von Mitgliedern 

der Hochschule haben auch Personen, die, ohne 

Mitglieder nach Absatz 1 zu sein, mit Zustim­

mung der zuständigen Stelle der Hochschule 

hauptberuflich in der Hochschule tätig sind. 

Soweit diese Personen eine wissenschaftliche 

oder künstlerische Tätigkeit ausüben oder 

ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Auf­

gaben wahrnehmen, gehören sie der Mitglie­

dergruppe nach Absatz 2 Nr. 2, im übrigen der 

Mitgliedergruppe nach Absatz 2 Nr. 3 an. Für 

die Zuordnung zum Fachbereich gilt Art. 25 

entsprechend.“

8. Art. 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fas­

sung:

„sie haben sich, unbeschadet weitergehender 

Verpflichtungen aus einem Dienst- oder Ar­

beitsverhältnis, so zu verhalten, daß die Hoch­

schule und ihre Organe ihre Aufgaben erfüllen 

können und niemand gehindert wird, seine 

Rechte und Pflichten an der Hochschule wahr­

zunehmen.“;

b) dem Absatz 1 Satz 2 wird folgender neuer Halb­

satz vorangestellt:

„Die Mitwirkung an der Verwaltung der Hoch­

schule ist Recht und Pflicht der wahlberechtig­

ten Mitglieder und der diesen nach Art. 9 Abs.

3 gleichgestellten Personen;“;

c) folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt:

„(3) Die Hochschulmitglieder dürfen wegen 

ihrer Tätigkeit als Vertreter der einzelnen Mit­

gliedergruppen in den Kollegialorganen nicht 

benachteiligt werden.“;

die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze

4 und 5;

d) Absatz 5 wird aufgehoben.
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9. Art. 11 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Gliederung der Hochschule, insbesondere in 
Fachbereiche sowie in zentrale und sonstige Ein­
richtungen, nimmt das Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus im Benehmen mit der Hoch­
schule vor.“

10. Art. 13 wird wie folgt geändert:

a) Art. 13 erhält folgende neue Überschrift: 

„Hochschulrechtliche Stellung des Präsiden­
ten“;

b) in Absatz 1 werden

aa) nach Satz 3 der Punkt durch einen Strich­
punkt ersetzt und folgender neuer Halb­
satz angefügt:

„die Vorschlagsliste sowie andere Wahl­
vorschläge sind dem Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus zur Kenntnis zu ge­
ben.“;

bb) nach Satz 4 der Punkt durch einen Strich­
punkt ersetzt und folgender Halbsatz an­
gefügt:

„die Hochschule kann für die Bestellung 
eines vorläufigen Präsidenten Vorschläge 
unterbreiten.“;

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Zum Präsidenten kann bestellt werden, 
wer eine abgeschlossene Hochschulausbil­
dung besitzt und auf Grund einer mehr­
jährigen verantwortlichen beruflichen Tä­
tigkeit, insbesondere in Wissenschaft, 
Wirtschaft, Verwaltung oder Rechtspflege, 
erwarten läßt, daß er den Aufgaben des 
Amts gewachsen ist.“;

bb) im Satz 2 wird in Halbsatz 1 das Wort 
„zweiundsechzigste“ durch das Wort 
„neunundfünfzigste“ und in Halbsatz 3 das 
Wort „achtundsechzigste“ durch das Wort 
„fünfundsechzigste“ ersetzt;

d) die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Die Amtszeit des Präsidenten umfaßt 
zwölf Semester einschließlich des Semesters, in 
dem die Bestellung wirksam wird. Die Hoch­
schule kann in der Grundordnung eine kürzere 
Amtszeit vorsehen, die jedoch vier Jahre nicht 
unterschreiten darf; bei Festlegung einer kür­
zeren Amtszeit ist gleichzeitig die Altersgrenze 
des Absatzes 2 Satz 3 Halbsatz 1 so zu bestim­
men, daß vor Vollendung des fünfundsechzig­
sten Lebensjahres eine volle Amtszeit wahrge­
nommen werden kann. Wiederwahl ist zuläs­
sig.

(4) Eine Abwahl des Präsidenten ist ausge­
schlossen.“;

e) dem Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 an­
gefügt:

„Die Vertretungsregelung nach Sätzen 1 
und 2 gilt unbeschadet Absatz 1 Satz 4 Halbsatz 
2 auch, solange für einen aus dem Amt geschie­
denen Präsidenten noch kein Nachfolger be­
stellt ist; sind auch die Vizepräsidenten aus 
dem Amt geschieden, bestellt das Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus einen vor­
läufigen Präsidenten; die Hochschule kann 
Vorschläge unterbreiten.“

11. Nach Art. 13 wird folgender neuer Art. 13a einge­
fügt:

„Art. 13a

Dienstrechtliche Stellung des Präsidenten

(1) Der Präsident wird vom Staatsminister für 
Unterricht und Kultus zum Beamten auf Zeit er­
nannt. Bis 31. Dezember 1976 in einem Angestell­
tenverhältnis bestellte Präsidenten können im 
Angestelltenverhältnis verbleiben, auch im Fall 
einer Wiederbestellung; Absatz 2 Halbsatz 2 gilt 
entsprechend.

(2) Wird ein als Beamter auf Lebenszeit an ei­
ner Hochschule des Freistaates Bayern tätiger Pro­
fessor zum Präsidenten ernannt, gilt er für die 
Dauer seiner Amtszeit als ohne Dienstbezüge be­
urlaubt; der Staatsminister für Unterricht und 
Kultus kann ihm die Ausübung seiner bisherigen 
Rechte als Professor in Forschung und Lehre ganz 
oder teilweise als Nebentätigkeit gestatten.

(3) Ein Präsident im Beamtenverhältnis auf 
Zeit, der nicht zugleich als Professor im Beamten­
verhältnis auf Lebenszeit steht, tritt mit dem Ab­
lauf einer vollen Amtszeit (Art. 13 Abs. 3 Sätze 1 
und 2) in den Ruhestand, wenn er

1. für die folgende Amtszeit nicht wieder bestellt 
und nicht wieder in sein früheres Beamtenver­
hältnis berufen wird und

2. eine Amtszeit von mindestens zehn Jahren zu­
rückgelegt hat.“

12. Art. 14 Abs. 7 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„er kann hauptberuflich oder nebenberuflich an 
der Hochschule tätige Mitglieder mit der Wahr­
nehmung dieser Befugnis beauftragen.“

13. Art. 15 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Die Amtszeit beträgt drei Jahre; regelt die 
Grundordnung die Amtszeit des Präsidenten, hat 
sie die Amtszeit der Vizepräsidenten entsprechend 
zu kürzen.“

14. Art. 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Der Vorsitzende kann die Bezeichnung .Präsi­
dent“, die weiteren gewählten Mitglieder kön­
nen die Bezeichnung .Vizepräsident“ führen.“;

b) in Absatz 2 werden

aa) in Satz 1 das Wort „gilt“ durch das Wort 
„gelten“ und die Worte „Abs. 4 Satz 2 bis 
4“ durch die Worte „Art. 13a“ ersetzt,

bb) nach Satz 3 der Punkt durch einen Strich­
punkt ersetzt und folgende Halbsätze an­
gefügt:

„der Senat erstellt rechtzeitig eine Vor­
schlagsliste; Art. 13 Abs. 1 Satz 3 Halbsätze 
2 und 3 gelten entsprechend.“;

cc) Satz 4 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Von diesen gewählten Mitgliedern des 
Präsidialkollegiums müssen drei und bei 
Mitgliedschaft des Kanzlers zwei dem 
Kreis der Professoren angehören. Die 
Amtszeit dieser gewählten Mitglieder des 
Präsidialkollegiums umfaßt sechs Seme­
ster einschließlich des Semesters, in dem 
die Bestellung wirksam wird; scheidet der 
Vorsitzende des Präsidialkollegiums vor­
zeitig aus dem Amt, endet die Amtszeit der 
anderen Mitglieder des Präsidialkollegi­
ums vorzeitig mit der Bestellung eines 
neuen Präsidialkollegiums; scheidet ein 
anderes gewähltes Mitglied des Präsidial­
kollegiums vorzeitig aus dem Amt, ist ein 
Nachfolger für den Rest der Amtszeit zu
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wählen und dem Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus zur Bestellung vor­

zuschlagen. Art. 13 Abs. 1 Satz 4 und Art. 

15 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 und Satz 4 gel­

ten entsprechend.“;

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Eine Abwahl des Präsidialkollegiums ist 

ausgeschlossen.“;

d) in Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „Abs. 3 

Satz 2 bis 4“ durch die Worte „Abs. 3 Sätze 2 

und 3“ ersetzt;

e) dem Absatz 6 wird folgender neuer Satz 3 an­

gefügt:

„Die Vertretungsregelung nach Sätzen 1 

und 2 gilt unbeschadet Absatz 2 Satz 1 in Ver­

bindung mit Art. 13 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 

auch, solange für einen aus dem Amt geschie­

denen Vorsitzenden des Präsidialkollegiums 

noch kein Nachfolger bestellt ist; sind auch die 

gewählten weiteren Mitglieder des Präsidial­

kollegiums aus dem Amt geschieden, bestellt 

das Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus eine vorläufige Hochschulleitung; die 

Hochschule kann Vorschläge unterbreiten.“;

f) folgender neuer Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Die für Kollegialorgane und andere 

Gremien geltenden Vorschriften dieses Geset­

zes sind auf das Präsidialkollegium nicht anzu­

wenden.“

15. Art. 17 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 4 Halbsatz 2 werden die Worte „zweiter 

Halbsatz“ durch die Worte „zweiter und dritter 

Halbsatz“ ersetzt;

b) nach Satz 5 werden der Punkt durch einen 

Strichpunkt ersetzt und folgender neuer Halb­

satz angefügt:

„die Hochschule kann für die Bestellung eines 

vorläufigen Präsidenten Vorschläge unterbrei­

ten.“;

c) in Satz 6 Halbsatz 1 wird das Wort „zwei“ 

durch das Wort „drei“ ersetzt.

16. Art. 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 4 wird der Punkt nach dem 

Wort „entgegen“ durch einen Strichpunkt er­

setzt und folgender Halbsatz angefügt:

„sie kann darüber beraten.“;

b) in Absatz 2 werden

aa) Satz 1 Nrn. 3 bis 7 durch folgende Num­

mern 3 bis 6 ersetzt:

„3. Vertreter der Professoren (Art. 9 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 1),

4. Vertreter der wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeiter (Art. 9 Abs. 

2 Satz 1 Nr. 2),

5. Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 

(Art. 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3),

6. Vertreter der Studenten.“; 

bb) Satz 3 wie folgt gefaßt:

„Die Zahlen der Vertreter nach Nummern 

3 bis 6 stehen im Verhältnis 6:2:1: 2.“

17. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden

aa) in Nummer 2 vor dem Komma folgende 

Worte eingefügt: „und beschließt Vor­

schläge für die Bestellung einer vorläufi­

gen Hochschulleitung“;

bb) in Nummer 4 vor dem Wort „Wahlorgane“ 

die Worte „und der Grundordnung“ einge­

fügt;

cc) in Nummer 5 vor dem Komma die Worte 

„und die Ausstattungspläne“ eingefügt; 

dd) Nummer 7 wie folgt gefaßt:

„7. bestimmt Forschungsschwerpunkte 

und beschließt Anträge auf Einrichtung 

von Sonderforschungsbereichen,“; 

ee) in Nummer 11 vor den Worten „die Förde­

rung“ die Worte „die Forschung und“ ein­

gefügt;

ff) Nummer 14 wie folgt gefaßt:

„14. beschließt auf der Grundlage des Be­

schlusses des Fachbereichsrats Vor­

schläge der Hochschule für die Beru­

fung von Professoren sowie für die Be­

stellung von Hochschulassistenten und 

Honorarprofessoren,“; 

gg) Nummer 15 wie folgt gefaßt:

„15. beschließt über die Verleihung der 

Würde eines Ehrensenators, Ehren­

bürgers oder Ehrenmitglieds der 

Hochschule,“;

hh) folgende neue Nummern 16 und 17 einge­

fügt:

„16. beschließt über die Erteilung von 

Lehraufträgen, soweit die Grundord­

nung die Zuständigkeit des Senats 

vorsieht,

17. beschließt Anträge auf Erteilung der 

Lehrbefugnis,“;

die bisherigen Nummern 16 und 17 wer­

den Nummern 18 und 19;

b) in Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „An­

gelegenheit“ die Worte „von der Versamm­

lung,“ eingefügt;

c) in Absatz 2 werden

aa) in Satz 1 die Nummern 3 bis 7 durch fol­

gende Nummern 3 bis 6 ersetzt:

„3. sechs Vertreter der Professoren (Art. 9 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1),

4. zwei Vertreter der wissenschaftlichen 

und künstlerischen Mitarbeiter (Art. 9 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2),

5. ein Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 

(Art. 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3),

6. zwei Vertreter der Studenten.“; 

bb) Satz 2 durch folgende Sätze ersetzt:

„Die Zahl der Vertreter der Professoren 

erhöht sich auf sieben, wenn die Hoch­

schule von einem Präsidialkollegium mit 

einem hauptberuflichen Vorsitzenden ge­

leitet wird oder der hauptberufliche Präsi­

dent von nur einem Vizepräsidenten unter­

stützt wird. Die Zahlen der Vertreter nach 

Satz 1 Nrn. 3 bis 6 können in der Grund­

ordnung unter Wahrung des Verhältnisses 

6 : 2 : 1 : 2 an Hochschulen mit mehr als 

sechs Fachbereichen verdoppelt werden; 

dies gilt auch für Hochschulen, die nicht in 

Fachbereiche gegliedert sind, wenn die 

Zahl der Professoren eine Besetzung der 

Sitze der Professorenvertreter zuläßt.“; 

die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 

4 und 5;

cc) folgende neue Sätze 6 und 7 angefügt:

„Ist die Hochschule nicht in Fachbereiche 

gegliedert, werden die Vertreter der Pro-
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fessoren von allen Professoren der Hoch­

schule gewählt, soweit nicht die Grund­

ordnung eine Verteilung der Sitze der Pro­

fessorenvertreter auf Fachgebiete vor­

sieht; Art. 33 findet entsprechende Anwen­

dung. Die Grundordnung kann vorsehen, 

daß die Fachbereichssprecher an den Sit­

zungen des Senats oder an der Erörterung 

einzelner Tagesordnungspunkte im Senat 

mit beratender Stimme teilnehmen kön­

nen.“

18. Art. 20 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 erhalten die Halbsätze 1 und 2 folgen­

de Fassung:

„Der Senat kann aus seiner Mitte auch Aus­

schüsse einsetzen, denen Aufgaben nach Art. 

19 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 9 bis 13 und 18 zur 

selbständigen Erledigung übertragen werden; 

in diesen Ausschüssen müssen die in Art. 19 

Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 6 genannten Mitglieder­

gruppen im Verhältnis 6 : 2 :1 : 2 vertreten 

sein;“;

b) folgender neuer Satz 3 wird angefügt:

„Werden einem Ausschuß des Senats die in 

Art. 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 genannten Angele­

genheiten zur selbständigen Erledigung über­

tragen, müssen die Professoren über die abso­

lute Mehrheit der Stimmen verfügen; Art. 38 

Abs. 5 gilt entsprechend.“

19. Art. 21 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden

aa) in Satz 1 folgende neue Nummer 6 einge­

fügt:

„6. zentrale Einrichtungen“; 

bb) in Satz 2 Halbsatz 3 die Zahl „16“ durch die 

Zahl „18“ ersetzt;

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Neben dem Vorsitzenden gehören

1. der Ständigen Kommission für Lehre und 

Studierende

fünf Vertreter der Professoren (Art. 9 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 1),

zwei Vertreter der wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeiter (Art. 9 Abs. 2 Satz 

1 Nr. 2) sowie

zwei Vertreter der Studenten 

an,

2. der Ständigen Kommission für Forschung 

und wissenschaftlichen Nachwuchs

fünf Vertreter der Professoren (Art. 9 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 1),

zwei Vertreter der wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeiter (Art. 9 Abs. 2 Satz 

1 Nr. 2) sowie

ein Vertreter der Studenten mit erstem Stu­

dienabschluß,

3. den Ständigen Kommissionen für Hoch­

schulplanung, für Haushaltsangelegenhei­

ten, für Raum- und Bauangelegenheiten und 

für zentrale Einrichtungen

sechs Vertreter der Professoren (Art. 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1),

zwei Vertreter der wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeiter (Art. 9 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 2),

ein Vertreter der sonstigen Mitarbeiter (Art. 

9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) sowie

ein Vertreter der Studenten.“

20. Art. 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden folgende neue Sätze 2 und 3 

eingefügt:

„Wissenschaftliche Einrichtungen sollen in der 

Regel durch eine kollegiale, eine befristete 

oder eine kollegiale und befristete Leitung ver­

waltet werden. Für medizinische Einrichtun­

gen, die die Verantwortungsbereiche mehrerer 

weisungsfreier Ärzte umfassen, gilt Satz 2 ent­

sprechend.“;

b) in Absatz 5 wird Satz 4 durch folgende neue 

Sätze 4 bis 6 ersetzt:

„Dem Buch- und Zeitschriftenerwerb der Teil­

bibliotheken ist die Titelauswahl in den Fach­

bereichen zugrunde zu legen; Erwerbungen 

durch die zentrale Bibliothek und die Teilbi­

bliotheken sind aufeinander abzustimmen. Die 

Teilbibliotheken sind grundsätzlich Präsenzbi­

bliotheken. Das Staatsministerium für Unter­

richt und Kultus kann für die Benutzung der 

Bibliotheken allgemeine Richtlinien erlassen.“

21. In Art. 23 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „höch­

stens achtzehn“ gestrichen.

22. Art. 24 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 3 an­

gefügt:

„Die Fachbereiche wissenschaftlicher Hoch­

schulen sowie die Fachbereiche von Gesamt­

hochschulen, denen wissenschaftliche Studien­

gänge zugeordnet sind, führen die Bezeich­

nung .Fakultät1.“;

b) in Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „er­

füllt“ die Worte „unbeschadet der Gesamtver­

antwortung der Hochschule“ eingefügt;

c) in Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „nach der 

Regelstudienzeit“ durch die Worte „nach Maß­

gabe der Prüfungsordnung innerhalb der Re­

gelstudienzeit, spätestens aber sechs Monate 

nach ihrem Ablauf“ ersetzt;

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Fachbereich trägt auf der Grundla­

ge der Ausstattungspläne im Rahmen seiner 

Gesamtausstattung dafür Sorge, daß seine Mit­

glieder, seine wissenschaftlichen Einrichtun­

gen und seine Betriebseinheiten die ihnen 

obliegenden Aufgaben erfüllen können. Soweit 

die Stellen und Mittel ausschließlich den wis­

senschaftlichen Einrichtungen und Betriebs­

einheiten des Fachbereichs zugewiesen sind, 

obliegt diesen die Verpflichtung nach Satz 1.“

23. Art. 25 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Soweit“ die 

Worte „unter Berücksichtigung der dienst­

rechtlichen Zuordnung“ eingefügt;

b) in Satz 3 werden das Wort „Zulassung“ durch 

das Wort „Immatrikulation“ und das Wort 

„Rückmeldung“ durch die Worte „Anmeldung 

zum Weiterstudium“ ersetzt.

24. In Art. 26 wird das Wort „Dekan“ durch das 

Wort „Fachbereichssprecher“ ersetzt und folgen­

der neuer Satz 2 angefügt:

„Der Fachbereichssprecher führt die Bezeichnung 

.Dekan“ und sein Stellvertreter die Bezeichnung 

.Prodekan1.“

25. Art. 27 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift sowie in Absatz 1 Sätze 4 mit 

8 und Absatz 2 Sätze 1 und 2 Halbsatz 2 werden 

das Wort „Dekan“ jeweils durch das Wort
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„Fachbereichssprecher“ und in Absatz 2 Satz 2 

Halbsatz 1 das Wort „Dekans“ durch das Wort 

„Fachbereichssprechers“ ersetzt;

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Fachbereichssprecher vollzieht die Be­

schlüsse des Fachbereichsrats und führt die 

laufenden Geschäfte des Fachbereichs sowie 

die ihm vom Fachbereichsrat zur Erledigung 

zugewiesenen Angelegenheiten in eigener Zu­

ständigkeit.“;

c) in Absatz 1 wird nach Satz 5 folgender neuer 

Satz 6 eingefügt:

„Der Fachbereichssprecher entscheidet nach 

Maßgabe der Ausstattungspläne über die Ver­

wendung der wissenschaftlichen, künstleri­

schen und sonstigen Mitarbeiter des Fachbe­

reichs, soweit diese nicht einer wissenschaftli­

chen Einrichtung oder einer Betriebseinheit 

des Fachbereichs zugewiesen sind.“; 

die bisherigen Sätze 6 bis 8 werden Sätze 7 bis 

9;

d) im neuen Absatz 1 Satz 8 werden die Worte 

„Art. 29 Abs. 1 Satz 4“ durch die Worte „Art. 29 

Abs. 4 Satz 2“ ersetzt;

e) dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 10 an­

gefügt :

„Der Fachbereichssprecher unterrichtet die 

Mitglieder des Fachbereichs über die Tätigkeit 

des Fachbereichsrats.“;

f) in Absatz 2 Satz 2 Halbsätze 1 und 2 wird je­

weils das Wort „Amtsdauer“ durch das Wort 

„Amtszeit“ ersetzt.

26. Art. 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Fachbereichsrat ist zuständig in al­

len Angelegenheiten des Fachbereichs, für die 

nicht die Zuständigkeit des Fachbereichsspre­

chers bestimmt ist. Der Fachbereichsrat soll 

seine Beratungen und Entscheidungen auf An­

gelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung 

beschränken. Soweit es die Art der Angelegen­

heiten zuläßt, sollen sie dem Fachbereichsspre­

cher zur Erledigung zugewiesen werden; die 

Zuweisung kann durch die Grundordnung so­

wie durch den Fachbereichsrat allgemein oder 
im Einzelfall vorgenommen werden.“;

b) in Absatz 2 Satz 1 werden die Nummern 1 bis 5 

durch folgende Nummern 1 bis 4 ersetzt:

„1. sieben Vertreter der Professoren (Art. 9 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1),

2. zwei Vertreter der wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeiter (Art. 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2),

3. ein Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 
(Art. 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3),

4. zwei Vertreter der Studenten.“;

c) folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt:

„(3) Die Grundordnung kann vorsehen, daß

1. bei der Bildung des Berufungsausschusses,

2. bei der Erörterung der Vorschlagsliste für 

die Berufung von Professoren,

3. bei der Erörterung der Studien- und Prü­

fungsordnungen einschließlich der Promo- 

tions- und Habilitationsordnungen sowie der 
Studienpläne,

4. bei der Erörterung des Lehrangebots ein­

schließlich der Vergabe von Lehraufträgen 

und Gastvorträgen,

5. bei der Erörterung von Vorschlägen zur Be­

stellung von Honorarprofessoren sowie von 

Anträgen auf Erteilung der Lehrbefugnis,

6. bei der Erörterung von Bibliotheksangele­

genheiten

im Fachbereichsrat alle nichtentpflichteten 

Professoren des Fachbereichs beratend mit- 

wirken können.“;

die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 

und 5.

27. Art. 29 erhält folgende Fassung:

„Art. 29

Wissenschaftliche Einrichtungen, 

Betriebseinheiten

(1) Unter der Verantwortung eines oder mehre­

rer Fachbereiche können wissenschaftliche Ein­

richtungen und Betriebseinheiten vom Staatsmi­

nisterium für Unterricht und Kultus im Beneh­

men mit der Hochschule gebildet werden, soweit 

und solange für die Durchführung einer Aufgabe 

in größerem Umfang Personal und Sachmittel des 

Fachbereichs ständig bereitgestellt werden müs­

sen. Für gleiche und verwandte Fächer soll nur ei­

ne wissenschaftliche Einrichtung oder Betriebs­

einheit errichtet werden.

(2) Für die Bestellung der Leitung von wissen­

schaftlichen Einrichtungen und von Betriebsein­

heiten machen die beteiligten Fachbereiche im 

Benehmen mit den an der Einrichtung tätigen 

Professoren Vorschläge. Art. 22 Abs. 2 Sätze 2 und 

3 findet Anwendung. Werden sämtliche an einer 

Einrichtung tätige Professoren als Mitglieder der 

Leitung bestellt, soll ein Geschäftsführer be­

stimmt werden.

(3) Die erforderlichen Stellen und Mittel wer­

den entweder dem Fachbereich oder gesondert 

den wissenschaftlichen Einrichtungen und Be­

triebseinheiten zugewiesen. Anträge im Rahmen 

der Bewirtschaftung von Stellen, die wissen­

schaftlichen Einrichtungen oder Betriebseinheiten 

zugewiesen sind, werden von der Leitung der Ein­

richtung über den Fachbereichssprecher, der Stel­

lung nehmen kann, vorgelegt. Art. 46 und 47 blei­

ben unberührt.

(4) Wissenschaftliche Einrichtungen und Be­

triebseinheiten entscheiden über die Verwendung 

der wissenschaftlichen, künstlerischen und sonsti­

gen Mitarbeiter und der Sachmittel, die ihnen zu­

gewiesen sind. Im übrigen gilt Art. 22 Abs. 3 und 4 

entsprechend.“

28. Art. 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Für Aufgaben, die eine Zusammenarbeit 

mehrerer Fachbereiche erfordern, können von 

den beteiligten Fachbereichen im Einverneh­

men mit dem Senat gemeinsame Kommissio­

nen gebildet werden; dies gilt insbesondere für 

die Verwaltung von Einrichtungen unter der 

Verantwortung mehrerer Fachbereiche, für die 

Entwicklung und Reform von Studiengängen, 

die Fächer aus mehreren Fachbereichen einbe­

ziehen, sowie für die Planung und Sicherstel­

lung eines abgestimmten Lehrangebots für 

derartige Studiengänge.“;

b) in Absatz 3 Satz 4 werden die Zahlen 

„7:1:12:1“ durch die Zahlen „7:2:1:2“ ersetzt.

29. Art. 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fas­
sung:
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„Die Vertreter gemäß Art. 18 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 
3 bis 6, Art. 19 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 4 bis 6 und 
Art. 28 Abs. 2 Satz 1 werden von den Mitglie­
dern der Gruppe, der sie angehören, in glei­
cher, freier und geheimer Wahl nach den 
Grundsätzen der personalisierten Verhältnis­
wahl unmittelbar gewählt;“;

b) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen; der bisherige 
Satz 3 wird Satz 2;

c) dem Absatz 3 wird folgender neuer Satz 4 an­
gefügt:

„In den Fachbereichsräten und im Senat müs­
sen die Professoren unabhängig von der Wahl­
beteiligung über die absolute Mehrheit der 
Stimmen verfügen; Art. 38 Abs. 5 gilt entspre­
chend.“;

d) nach Absatz 5 Satz 4 Halbsatz 1 werden der 
Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und der 
zweite Halbsatz gestrichen;

e) folgender neuer Absatz 6 wird angefügt:

„(6) Die Wahl des Präsidenten und der Vize­
präsidenten oder der Mitglieder des Präsidial­
kollegiums sowie der Fachbereichssprecher 
und deren Stellvertreter wird in der Grund­
ordnung geregelt. Die Grundordnung kann für 
die Durchführung dieser Wahlen Wahlorgane 
vorsehen. Art. 35 Abs. 3 Sätze 1 bis 3 und Abs. 4 
sowie Art. 37 gelten für diese Wahlen nicht."

30. Nach Art. 33 wird folgender neuer Art. 33a einge­
fügt:

„Art. 33a

Unvereinbarkeit mehrerer Ämter

„Wurde in einer Gruppe nicht mindestens ein 
Vertreter in die Versammlung, in den Senat 
oder in einen Fachbereichsrat gewählt, bestellt 
die Hochschulleitung einen vorläufigen Ver­
treter; wird in einer erneuten Wahl innerhalb 
der Gruppe kein Vertreter gewählt, verbleibt 
der vorläufige Vertreter für den Rest der 
Amtszeit Mitglied des Kollegialorgans. Verfü­
gen die Professoren im Senat oder in einem 
Fachbereichsrat nach der Wahl nicht über die 
absolute Mehrheit der Stimmen, bestellt die 
Hochschulleitung die erforderliche Zahl von 
vorläufigen Professorenvertretern; Satz 2 
Halbsatz 2 und Art. 38 Abs. 5 gelten entspre­
chend. Ist bei Ausscheiden eines Gruppenver­
treters kein gewählter Ersatzmann vorhanden, 
bestellt die Hochschulleitung für den Rest der 
Amtszeit einen Vertreter, wenn andernfalls ei­
ne Gruppe in Versammlung, Senat oder einem 
Fachbereichsrat nicht vertreten wäre oder die 
Professoren im Senat oder einem Fachbe­
reichsrat nicht mehr über die absolute Mehr­
heit der Stimmen verfügen würden.“

32. Art. 35 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender neuer 
Satz 2 eingefügt:

„Sie geben sich Geschäftsordnungen.“;

die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 3 bis
6;

b) in Absatz 3 werden

aa) nach Satz 1 Halbsatz 1 folgender neuer 
Halbsatz 2 eingefügt:

(1) Die Vertretung einer Mitgliedergruppe in ei­
nem Kollegialorgan oder in anderen Gremien ist 
mit der Tätigkeit als Präsident, Mitglied des Prä­
sidialkollegiums, Vizepräsident, Kanzler oder des­
sen ständiger Vertreter nicht vereinbar.

(2) Wird ein Präsident, ein Mitglied des Präsi­
dialkollegiums oder ein Vizepräsident zum Ver­
treter einer Mitgliedergruppe in einem Gremium 
gewählt oder bestellt, kann er nur dann als Ver­
treter seiner Mitgliedergruppe in einem Gremium 
tätig werden, wenn er sein Amt als Präsident, 
Mitglied des Präsidialkollegiums oder Vizepräsi­
dent vor erstem Zusammentritt des Gremiums 
niederlegt; die Wahl als Gruppenvertreter ist ein 
wichtiger Grund für die Niederlegung. Wird das 
Amt nicht nach Satz 1 niedergelegt, fällt der Sitz 
in dem Gremium einem anderen Hochschulmit­
glied nach den maßgebenden Bestimmungen zu.

(3) Vertreter einer Mitgliedergruppe in einem 
Gremium einschließlich der Fachbereichssprecher 
können eines der in Absatz 2 genannten Ämter 
nur nach Niederlegung ihres Amts als Gruppen­
vertreter und als Fachbereichssprecher ausüben; 
Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wird ein Leiter einer klinischen Einrichtung 
oder ein Mitglied der Leitung einer klinischen 
Einrichtung als Professorenvertreter in den Fach­
bereichsrat eines medizinischen Fachbereichs ge­
wählt, kann dieselbe Einrichtung nicht zusätzlich 
nach Art. 28 Abs. 2 Satz 3 im Fachbereichsrat ver­
treten werden.“

31. Art. 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Halbsatz 2 werden die Worte „oder 
eine Wahl mangels Wahlvorschlägen unter­
bleibt“ gestrichen;

b) dem Absatz 1 werden folgende neue Sätze 2 bis 
4 angefügt:

„schriftliche Stimmrechtsübertragungen 
werden bei der Feststellung von Anwesen­
heit und Stimmrecht von Mitgliedern mit­
berücksichtigt.“;

bb) der bisherige Satz 1 Halbsätze 2 und 3 neu­
er Satz 2; das Wort „sie“ wird durch die 
Worte „Die Kollegialorgane“ ersetzt; die 
bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 bis 
5;

cc) der neue Satz 5 Halbsatz 1 wie folgt gefaßt: 
„Wird ein Kollegialorgan zum zweiten Mal 
zur Verhandlung über denselben Gegen­
stand zusammengerufen, weil es das erste 
Mal beschlußunfähig war, ist es ohne Rück­
sicht auf die Zahl der anwesenden Stimm­
berechtigten beschlußfähig;“;

c) in Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „hat“ 
die Worte „bei Entscheidungen über Personal­
angelegenheiten sowie“ eingefügt;

d) in Absatz 5 werden

aa) in Satz 1 das Wort „Mitglieds“ durch die 
Worte „Vertreters einer Mitgliedergruppe“ 
und

bb) in Satz 2 Halbsatz 2 das Wort „Ersatz­
mann“ durch das Wort „Ersatzvertreter“ 
ersetzt sowie

cc) in Satz 3 nach dem Wort „kann“ das Wort 
„nur“ eingefügt;

e) dem Absatz 6 wird folgender neuer Satz 2 an­
gefügt:

„Bei Prüfungsgremien sind Stimmenthaltung, 
geheime Abstimmung und Stimmrechtsüber­
tragung nicht zulässig.“

33. In Art. 36 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „Art. 10
Abs. 3“ durch die Worte „Art. 10 Abs. 4“ ersetzt.
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34. Art. 37 erhält folgende Fassung:

„Art. 37

Ausschluß wegen persönlicher Beteiligung

(1) Für Mitglieder der Kollegialorgane gelten 
die Art. 20 und 21 des Bayerischen Verwaltungs­
verfahrensgesetzes auch für Beratungen und Ab­
stimmungen, die nicht in einem Verwaltungsver­
fahren erfolgen. Für Amtshandlungen von Einzel­
organen und Mitgliedern der Hochschule gilt Satz 
1 entsprechend.

(2) Von einer Prüfungstätigkeit ist unbeschadet 
der Art. 20 und 21 des Bayerischen Verwaltungs­

verfahrensgesetzes ausgeschlossen,

1. wer über die zu prüfende Person das Sorgerecht 
hat,

2. wer zu der zu prüfenden Person nahe wirt­
schaftliche Beziehungen unterhält,

3. wer zu der zu prüfenden Person in einer engen 
persönlichen Beziehung steht.

In besonderen Fällen kann das Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus Ausnahmen von Satz 1 
Nrn. 1 und 2 zulassen.

(3) Die Mitwirkung eines nach den Absät­
zen 1 und 2 sowie Art. 20 des Bayerischen Ver­
waltungsverfahrensgesetzes ausgeschlossenen 
Mitglieds bei der Stimmabgabe oder bei der Prü­
fung hat die Ungültigkeit des Beschlusses zur Fol­
ge, wenn die Mitwirkung für das Ergebnis ent­
scheidend war. Amtshandlungen von Einzelperso­
nen, die wegen persönlicher Beteiligung ausge­
schlossen sind, sind unwirksam; dies gilt nicht im 
Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 3.“

35. Art. 38 wird wie folgt gdSndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird durch folgende neue Sätze 
1 und 2 ersetzt:

„Die Mitglieder eines Gremiums werden, so­
weit sie dem Gremium nicht kraft Amtes ange­
hören, für eine bestimmte Amtszeit bestellt 
oder gewählt. Sie haben durch ihre Mitwir­
kung dazu beizutragen, daß das Gremium seine 
Aufgaben wirksam erfüllen kann.“; 

die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4;

b) die Absätze 2 bis 4 werden durch folgende 
neue Absätze 2 bis 6 ersetzt:

„(2) An Entscheidungen, die Forschung, 
künstlerische Entwicklungsvorhaben, Lehre 
oder die Berufung von Professoren unmittel­
bar berühren, wirken, sofern sie dem Gremium 
angehören, die Professoren, der Präsident oder 
der Vorsitzende des Präsidialkollegiums, die 
Hochschulassistenten, die wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiter, die Studenten 
sowie die nach Art. 9 Abs. 3 gleichgestellten 
Personen stimmberechtigt mit; zu den Ent­
scheidungen, die die Forschung unmittelbar 
berühren, gehören auch die Entscheidungen in 
Personalangelegenheiten des wissenschaftli­
chen Personals. Dem Gremium angehörende 
sonstige Hochschulmitglieder haben Stimm­
recht in Angelegenheiten der Forschung, so­
weit sie entsprechende Funktionen in der 
Hochschule wahrnehmen und über besondere 
Erfahrungen im Bereich der Forschung verfü­
gen; Entsprechendes gilt für ihre Mitwirkung 
in Angelegenheiten der Lehre und der künstle­
rischen Entwicklungsvorhaben. Ob ein sonsti­
ges Hochschulmitglied dieses Stimmrecht hat, 
entscheidet das jeweilige Gremium für die ge­

samte Dauer der Mitgliedschaft. Soweit Mit­
glieder des Gremiums nach Satz 2 kein Stimm­
recht haben, wirken sie beratend mit.

(3) Entscheidungen, die Forschung, künstleri­
sche Entwicklungsvorhaben und die Berufung 
von Professoren unmittelbar berühren, bedür­
fen außer der Mehrheit des Gremiums auch 
der Mehrheit der dem Gremium angehörenden 
Professoren. Kommt danach ein Beschluß auch 
im zweiten Abstimmungsgang nicht zustande, 
so genügt für eine Entscheidung die Mehrheit 
der dem Gremium angehörenden Professoren. 
Bei Berufungsvorschlägen ist die Mehrheit des 
Gremiums berechtigt, ihren Vorschlag als wei­
teren Berufungsvorschlag vorzulegen.

(4) Entscheidet ein Gremium über die Bewer­
tung von Prüfungsleistungen einschließlich 
Promotions- und Habilitationsleistungen, dür­
fen nur die Mitglieder mitwirken, die als Prü­
fer für die jeweilige Prüfung bestellt werden 
können.

(5) Professoren im Sinne der Absätze 2 und 3 
sind auch Professoren, die zu nicht hauptbe­
ruflich tätigen Mitgliedern der Hochschullei­
tung oder zu Vizepräsidenten bestellt wurden.“

36. Art. 39 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 an­
gefügt:

„Art. 22 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt.“;

b) in Absatz 3 Satz 1 werden

aa) die Worte „Leitung, Gliederung, Betrieb 
und Benutzung“ durch die Worte „Leitung 
und Gliederung“ und

bb) der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
sowie folgende neue Halbsätze angefügt: 
„im übrigen findet Art. 22 Abs. 3 Satz 1 
Anwendung; das Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus kann für Betrieb 
und Benutzung klinischer Einrichtungen 
im Benehmen mit der Hochschule allge­
meine Grundsätze festlegen.“;

c) in Absatz 7 werden

aa) in Satz 2 Halbsatz 1 die Worte „Art. 28 Abs. 
3 Satz 2“ durch die Worte „Art. 28 Abs. 4 
Satz 2“ und

bb) nach Satz 3 der Punkt durch einen Strich­
punkt ersetzt und folgender neuer Halb­
satz angefügt:

„Art. 22 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt.“

37. Art. 41 wird aufgehoben.

38. In Art. 42 werden Absatz 3 Sätze 1 und 3 sowie 
Absatz 4 aufgehoben.

39. Art. 43 erhält folgende Fassung:

„Art. 43

Kooperative Gesamthochschulen

(1) Die kooperative Gesamthochschule verbin­
det verschiedene Hochschulen unter Aufrechter­
haltung deren rechtlicher Selbständigkeit durch 
gemeinsame Gremien. Die kooperative Gesamt­
hochschule dient einer besseren Aufgabenerfül­
lung der beteiligten Hochschulen insbesondere 
auf den in Art. 45a Abs. 3 genannten Gebieten.

(2) Gemeinsame Gremien im Sinne des Absat­
zes 1 werden durch Rechtsverordnung des Staats­
ministeriums für Unterricht und Kultus gebildet, 
in der auch Zusammensetzung und Befugnisse der 
gemeinsamen Gremien festzulegen sind. Die Be-
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fugnisse können sich auch auf die Beschlußfas­

sung über gemeinsame Entscheidungen und den 

Erlaß gemeinsamer Vorschriften der beteiligten 

Hochschulen erstrecken. Die Mitglieder der ge­

meinsamen Gremien werden von den Senaten der 

beteiligten Hochschulen bestellt. In beschließen­

den gemeinsamen Gremien müssen die in Art. 19 

Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 6 aufgeführten Mitglieder­

gruppen der beteiligten Hochschulen in einem je­

ner Vorschrift entsprechenden Verhältnis vertre­

ten sein.“

40. Art. 44 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 Satz 2 werden der Punkt durch 

einen Strichpunkt ersetzt und folgende neue 

Halbsätze 2 und 3 angefügt:

„sieht die Grundordnung dies vor, hat sie si­

cherzustellen, daß die Professoren im Senat 

oder einem anderen Gremium, dem die Ange­

legenheiten nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 

zur selbständigen Erledigung zugewiesen wer­

den, weiterhin über die absolute Mehrheit der 

Stimmen verfügen; Art. 38 Abs. 5 gilt entspre­

chend.“;

b) in Absatz 2 werden

aa) in Satz 1 Halbsatz 2 die Worte „Art. 10 Abs. 

4,“ gestrichen und

bb) Satz 2 durch folgende Sätze 2 und 3 er­

setzt:

„Eine Versammlung und ständige Kom­

missionen werden nicht gebildet; die Auf­

gaben der Versammlung werden vom Se­

nat wahrgenommen. Die Hochschule für 

Fernsehen und Film wird nicht in Fachbe­

reiche gegliedert.“

41. Art. 45 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 wird das Wort „Dekan“ durch das 

Wort „Fachbereichssprecher“ ersetzt;

b) dem Absatz 5 werden folgende neue Sätze 2 

und 3 angefügt:

„Er ist zuständig insbesondere für das Lehran­

gebot der in ihm zusammengefaßten allge­

meinwissenschaftlichen Fächer. Die Vertreter 

der Studenten im Fachbereichsrat des allge­

meinwissenschaftlichen Fachbereichs werden 

von allen Studenten der Hochschule aus deren 

Mitte gewählt.“

42. Nach Art. 45 werden folgende neue Art. 45a bis 45c 

eingefügt:

„4. Neuordnung des Hochschulwesens 

Art. 45a

Ziel der Neuordnung

(1) Die Hochschulreform ist eine gemeinsame 

Aufgabe von Staat und Hochschulen.

(2) Das Hochschulwesen ist mit dem Ziel neu zu 

ordnen, die gegenwärtig von Hochschulen mit un­

terschiedlicher Aufgabenstellung wahrgenomme­

nen Aufgaben in Forschung, Lehre und Studium 

zu verbinden.

(3) Die Neuordnung soll insbesondere gewähr­

leisten

1. ein Angebot von inhaltlich und zeitlich gestuften 

und aufeinander bezogenen Studiengängen mit 

entsprechenden Abschlüssen in dafür unter Be­

rücksichtigung der Berufsmöglichkeiten geeig­

neten Bereichen; soweit es der Inhalt der Stu­

diengänge zuläßt, sollen gemeinsame Studien­

abschnitte oder aufeinanderfolgende Studien­

gänge geschaffen werden;

2. einen Aufbau der Studiengänge, der bei einem 

Übergang in Studiengänge gleicher oder ver­

wandter Fachrichtungen eine weitgehende An­

rechnung erbrachter vergleichbarer Studien- 

und Prüfungsleistungen ermöglicht;

3. eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende 

Verbindung von Wissenschaft oder Kunst und 

Praxis;

4. die Aufstellung und Durchführung fachbe- 

reichs- und hochschulübergreifender For- 

schungs- und Lehrprogramme sowie die Bil­

dung von Schwerpunkten in Forschung und 

Lehre auch in Abstimmung mit anderen For- 

schungs- und Bildungseinrichtungen und mit 

Einrichtungen der Forschungsförderung;

5. eine fachbezogene und fächerübergreifende 

Förderung der Hochschuldidaktik;

6. eine wirksame Studienberatung;

7. die bestmögliche Nutzung der Hochschulein­

richtungen;

8. die Eröffnung von Forschungsmöglichkeiten für 

Professoren solcher Hochschulen oder Hoch­

schuleinrichtungen, in denen keine oder keine 

ausreichenden, ihren Dienstaufgaben entspre­

chenden Forschungsmöglichkeiten bestehen;

9. eine den Zusammenhang aller Hochschulein­

richtungen berücksichtigende Planung sowie 

ein regional und überregional ausgeglichenes 

Angebot an Hochschuleinrichtungen.

Art. 45b

Bildung von Gesamthochschulen

(1) Zur Erreichung der Ziele nach Art. 45a 

Abs. 3 sind die verschiedenen Hochschularten in 

einem neuen Hochschulsystem zusammenzuführen. 

Hochschulen sind als Gesamthochschulen auszu­

bauen oder zusammenzuschließen (integrierte Ge­

samthochschulen) oder unter Aufrechterhaltung 

ihrer rechtlichen Selbständigkeit durch gemein­

same Gremien zu Gesamthochschulen zu verbin­

den (kooperative Gesamthochschulen). Hochschu­

len, die zu integrierten Gesamthochschulen zu­

sammengeschlossen werden, verlieren mit dem 

Zusammenschluß die Eigenschaft einer selbstän­

digen Hochschule. In den Fällen, in denen Gesamt­

hochschulen nicht oder noch nicht gebildet werden 

können, ist ein Zusammenwirken der Hochschu­

len sicherzustellen.

(2) Bei der Bildung einer Gesamthochschule ist 

dafür Sorge zu tragen, daß sie nach ihrer Struk­

tur, den in ihr vertretenen Fachrichtungen, ihrer 

Größe und der räumlichen Entfernung ihrer Ein­

richtungen ihre Aufgaben wirksam erfüllen und 

ein Angebot von Studiengängen gewährleisten 

kann, das den Anforderungen des Art. 45a Abs. 3 

Nrn. 1 bis 3 entspricht. Die Bildung einer koopera­

tiven Gesamthochschule setzt voraus, daß die 

Aufgaben der beteiligten Hochschulen überwie­

gend im Zusammenwirken erfüllt und die Befug­

nisse der Mehrzahl der Organe der beteiligten 

Hochschulen überwiegend gemeinsamen Gremien 

übertragen werden sollen.

(3) Für die Planung und Errichtung neuer 

Hochschulen gelten die Grundsätze der Absätze 1 

und 2 entsprechend.

Art. 45c

Zusammenwirken von Hochschulen

(1) Zur besseren Erfüllung ihrer Aufgaben, ins­

besondere zur Verwirklichung der in Art. 45a ge­

nannten Ziele, wirken Hochschulen zusammen.
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Das Zusammenwirken ist durch das Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus im Benehmen 
mit den beteiligten Hochschulen sicherzustellen.

(2) Für das Zusammenwirken nach Absatz 1 
kann das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus — auch versuchsweise — durch Rechtsver­
ordnung gemeinsame Organe der beteiligten 
Hochschulen vorsehen sowie deren Zusammenset­
zung und Befugnisse festlegen. Art. 43 Abs. 2 Sät­
ze 2 bis 4 gilt entsprechend.“

43. Art. 46 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden

aa) Satz 3 Halbsatz 2 wie folgt gefaßt:

„im übrigen können habilitierte Hoch­
schulassistenten und sonstige Hochschul­
lehrer Mitglieder mit beratender Stimme 
sein.“;

bb) folgender neuer Satz 5 angefügt:

„Der Berufungsausschuß legt das Ergebnis 
seiner Beratungen dem Fachbereichsrat 
vor.“;

b) in Absatz 4 werden

aa) nach Satz 2 folgender neuer Satz 3 einge­
fügt:

„Die Aufnahme von Mitgliedern der jewei­
ligen Hochschule in die Vorschlagsliste be­
darf einer besonderen Begründung.“; 

die bisherigen Sätze 3 bis 7 werden Sätze 4 
bis 8;

bb) nach dem neuen Satz 7 folgender neuer 
Satz 8 eingefügt:

„Die Feststellung der pädagogischen Eig­
nung soll sich in Ergänzung der Gutachten 
auch auf Vorträge der Bewerber an einer 
Hochschule stützen.“; 

der bisherige Satz 8 wird Satz 9;

c) nach Absatz 6 Satz 1 werden der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb­
satz angefügt:

„Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Sätze 2, 3 und 5 
gelten entsprechend.“;

d) in Absatz 6 Satz 3 Halbsatz 1 wird das Wort 
„Dekan“ durch das Wort „Fachbereichsspre­
cher“ ersetzt;

e) Absatz 7 Satz 3 wird durch folgende neue Sätze 
3 bis 5 ersetzt:

„Die Vorschlagslisten für die Ernennung oder 
Bestellung von Professoren der Theologie, Re­
ligionspädagogik und Didaktik des Religions­
unterrichts werden von dem theologischen 
Fachbereich des gleichen Bekenntnisses der 
nächstgelegenen Hochschule erstellt, wenn an 
der Hochschule kein theologischer Fachbereich 
des gleichen Bekenntnisses besteht. Die vor­
handenen Professoren der Theologie, Reli­
gionspädagogik und Didaktik des Religionsun­
terrichts gehören den jeweiligen Berufungsaus­
schüssen dieser Fachbereiche der nächstgele­
genen Hochschulen an. Art. 3 § 4 des Konkor­
dats mit dem Heiligen Stuhl bleibt unberührt.“

44. Art. 47 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 3 an­
gefügt:

„Mitglieder der eigenen Hochschule können 
bei der Berufung von Professoren nur in be­
gründeten Ausnahmefällen berücksichtigt 
werden.“;

b) folgender neuer Absatz 5 wird angefügt:

„(5) Professoren dürfen Zusagen über die 
Ausstattung des vorgesehenen Aufgabenbe­
reichs nur im Rahmen bereits vor der Aus­
schreibung geltender Ausstattungspläne erteilt 
werden. Solche Zusagen stehen unter dem Vor­
behalt der Mittelbewilligung durch den Baye­
rischen Landtag sowie staatlicher Maßgaben 
zur Verteilung von Stellen und Mitteln.“

45. Art. 48 Abs. 3 und 4 werden durch folgende neue 
Absätze 3 bis 5 ersetzt:

„(3) In seinem Antrag auf Immatrikulation 
wählt der Studienbewerber seinen Studiengang 
und, soweit die Prüfungsordnung für einen Stu­
diengang eine Fächerverbindung oder Studien­
richtung vorsieht, außerdem seine Studienfächer 
oder Studienrichtung sowie gegebenenfalls die 
besondere Form des Studiums. Die Immatrikula­
tion erfolgt grundsätzlich nur für einen Studien­
gang. Der Studienbewerber kann für mehrere 
Studiengänge immatrikuliert werden, wenn er in 
der Lage ist, ordnungsgemäß in den verschiede­
nen Studiengängen zu studieren; ist mindestens 
einer der Studiengänge zulassungsbeschränkt, ist 
die Immatrikulation für mehrere Studiengänge 
darüberhinaus nur zulässig, wenn ein besonderes 
wissenschaftliches oder künstlerisches Interesse 
an gleichzeitigen Studien in den verschiedenen 
Studiengängen vorliegt. Satz 3 gilt für die Hinzu­
nahme eines weiteren Studiengangs entsprechend.

(4) Die Immatrikulation erfolgt grundsätzlich 
nur an einer Hochschule. Der Studienbewerber 
kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 
Satz 3 an mehreren Hochschulen immatrikuliert 
werden, wenn einzelne Studiengänge, Studienfä­
cher oder Teile eines Studiengangs nur an ande­
ren Hochschulen studiert werden können und der 
Studienbewerber nach übereinstimmender Auf­
fassung der beteiligten Hochschulen in der Lage 
ist, ordnungsgemäß auch an den verschiedenen 
Hochschulen zu studieren.

(5) Ein Wechsel des Studiengangs, des Studien­
fachs oder der Studienrichtung, die Hinzunahme 
eines weiteren Studiengangs oder eines weiteren 
Studienfachs und ein zweites Studium nach einem 
abgeschlossenen Studium sind bei der Hochschule 
zu beantragen. Der Antrag kann von der Hoch­
schule nur aus den in den Absätzen 3 und 4 sowie 
Art. 51 Satz 1 Nrn. 1, 4 bis 7 sowie Art. 52 Satz 1 
Nrn. 3 und 5 genannten Gründen abgelehnt wer­
den; im Falle der Hinzunahme eines weiteren Stu­
diengangs oder eines weiteren Studienfachs gilt 
ferner Art. 51 Satz 1 Nr. 8 entsprechend.“

46. Art. 50 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 3 an­
gefügt:

„Für das Studium eines Sportstudiengangs ist 
neben der Hochschulreife die Eignung für die­
sen Studiengang in einer Prüfung nachzuwei­
sen; das Nähere über die Abnahme dieser Prü­
fung wird durch Rechtsverordnung geregelt.“;

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die für das Studium an Kunsthochschu­
len erforderliche Qualifikation ist in einer Prü­
fung der Begabung und Eignung für den ge­
wählten Studiengang nachzuweisen. Die Prü­
fung wird nach Maßgabe einer Rechtsverord­
nung von einer Kommission durchgeführt. 
Durch Rechtsverordnung können zusätzlich 
der Vorbildungsnachweis nach Absatz 1 Satz 1
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und weitere Vorbildungsnachweise gefordert 
sowie Altersgrenzen festgelegt werden. Stu­
denten für das Studium des Lehramts an Gym­

nasien und Realschulen in den Fächern Kunst­
erziehung und Musik müssen auch den Vorbil­
dungsnachweis nach Absatz 1 Satz 1 erbringen. 
Die Qualifikation nach Satz 1 ist auch für ent­
sprechende Studiengänge an anderen Hoch­
schulen erforderlich.“;

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Qualifikation für ein Aufbaustudium 
(Art. 61 Abs. 7) bestimmt sich nach dessen 
Erfordernissen im Hinblick auf eine Ver­
tiefung und Ergänzung des bisherigen Stu­
diums.“;

bb) in Satz 2 Halbsatz 3 werden die Worte „mit 
Zustimmung des“ durch die Worte „im 
Einvernehmen mit dem“ ersetzt;

d) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Das weiterbildende Studium (Art. 2 Abs. 3) 
steht Bewerbern mit abgeschlossenem Hoch­
schulstudium und solchen Bewerbern offen, 
die die für eine Teilnahme erforderliche Eig­
nung im Beruf oder auf andere Weise erwor­
ben haben. Das Nähere wird durch Rechtsver­
ordnung geregelt.“;

e) in Absatz 8 wird die Zahl „2“ durch die Zahl „1“ 
ersetzt.

47. Art. 51 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nrn. 3 bis 5 erhält folgende Fassung: 

„3. solange der Studienbewerber durch unan­
fechtbaren oder vorläufig vollziehbaren Be­
scheid einer Hochschule im Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes von einer erneuten 
Immatrikulation ausgeschlossen ist, es sei 
denn, daß er sich an einer anderen Hoch­
schule bewirbt und für den Bereich dieser 
anderen Hochschule die Gefahr einer Be­
einträchtigung nach Art. 76 Abs. 3 Satz 2 
nicht oder nicht mehr besteht,

4. wenn der Studienbewerber eine nach der 
Prüfungsordnung erforderliche Vor-, Zwi­
schen- oder Abschlußprüfung in einem Stu­
diengang endgültig nicht bestanden hat, für 
den jeweiligen oder einen verwandten, im 

Grundstudium aber gleichen Studiengang,

5. wenn die Rechte des Studienbewerbers aus 
der Immatrikulation in einem Studiengang 
gemäß Art. 70a Abs. 3 und 4 erloschen sind, 

für den jeweiligen oder einen verwandten, 
im Grundstudium aber gleichen Studien­
gang,“;

b) in Satz 1 Nr. 6 werden

aa) die Worte „der entsprechenden Fachrich­
tung oder“ gestrichen und 

bb) das Wort „Höchstzahlen“ durch das Wort 
„Zulassungszahlen“ ersetzt;

c) in Satz 1 werden nach Nummer 6 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende neue 
Nummern 7 bis 9 angefügt:

„7. wenn der Studienbewerber — abgesehen 
von den Fällen des Art. 48 Abs. 4 Satz 2 — 
an einer anderen Hochschule immatriku­
liert ist,

8. wenn der Studienbewerber — abgesehen 

von den Fällen des Art. 48 Abs. 3 Satz 3 — 
die Immatrikulation für mehr als einen 
Studiengang beantragt,

9. wenn der Studienbewerber bei der Imma­
trikulation oder bei der jeweiligen Rück­
meldung die Zahlung des Studentenwerks­
beitrags nicht nachweist und auch inner­
halb einer schriftlich gesetzten Nachfrist 

von einer Woche nicht nachweisen kann.“;

d) Satz 2 wird durch folgende neue Sätze 2 und 3 
ersetzt:

„Die Entscheidung über eine Immatrikulation 
nach Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 2 ist allen anderen 
Hochschulen im Geltungsbereich des Grund­
gesetzes mitzuteilen. Vor einer Versagung der 
Immatrikulation nach Satz 1 Nrn. 7 und 8 soll 
der Studienbewerber unter Fristsetzung auf­
gefordert werden, den Immatrikulationsantrag 
auf einen Studiengang oder auf eine Hoch­
schule zu beschränken.“

48. Art. 52 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 5 werden nach den Worten „erfor­
derlichen Angaben“ die Worte „trotz Hinwei­
ses auf die Folgen“ eingefügt und das Komma 
am Schluß der Nummer durch einen Punkt er­
setzt;

b) Nummer 6 wird aufgehoben.

49. Art. 53 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden

aa) in Satz 1 die Worte „in einer Fachrichtung 
oder“,

bb) in Satz 2 die Worte „der betreffenden 
Fachrichtung oder“ und 

cc) in den Sätzen 4 und 5 jeweils die Worte 
„eine Fachrichtung oder“ gestrichen sowie 

dd) in Satz 3 die Worte „Die Anordnung nach 
Satz 2 darf nur getroffen werden“ ersetzt 
durch die Worte „Eine Immatrikulation 

nach Satz 1 sowie eine Anordnung nach 
Satz 2 dürfen nur vorgenommen werden“ 
und

ee) in den Sätzen 4 und 5 das Wort „Höchst­
zahlen“ jeweils durch das Wort „Zulas­
sungszahlen“ ersetzt;

b) in Absatz 2 werden

aa) in Satz 1 die Worte „eine Fachrichtung 
oder“ und

bb) in Satz 2 die Worte „in der betreffenden 
Fachrichtung oder“ gestrichen sowie 

cc) in Satz 2 das Wort „Höchstzahlen“ durch 
das Wort „Zulassungszahlen“ und die 
Worte „kann nach Maßgabe näherer Vor­
schriften ein Teil der“ durch die Worte 
„können nach Maßgabe näherer Vorschrif­
ten die“ ersetzt;

c) in Absatz 3 werden

aa) folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Die Erteilung eines Ubernahmevorschlags 
kann von der fristgerechten Stellung eines 
Antrags abhängig gemacht werden.“; 

die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 
3 und 4;

bb) im neuen Satz 3 Halbsatz 2 die Worte „und 
Satz 2“ durch die Worte „sowie 7 bis 9“ er­
setzt;

cc) im neuen Satz 4 die Worte „und 2“ durch 
die Worte „bis 3“ ersetzt.

50. Art. 54 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Zurücknah­
me“ durch das Wort „Rücknahme“ ersetzt;



600 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/1973

b) es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

„(2) Die Immatrikulation soll zurückgenom­

men werden, wenn in dem entsprechenden 

Studiengang Zulassungszahlen festgesetzt sind 

und die zuständige Stelle durch unanfechtbar 

gewordenen Bescheid die Zuteilung eines Stu­

dienplatzes zurückgenommen hat.“; 

der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3;

c) im neuen Absatz 3 werden

aa) nach dem Wort „Versagungsgrundes“ die 

Worte „des Art. 51 Satz 1 Nrn. 7 und 8 

oder“ eingefügt und 

bb) die Worte „und 6“ gestrichen.

51. Art. 55 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Student ist exmatrikuliert, wenn er

1. das Zeugnis über die bestandene Abschluß­

prüfung erhalten hat,

2. sich nach Aufforderung nicht zur Vor-, Zwi­

schen- oder Abschlußprüfung gemeldet hat, 

ohne eine Nachfrist beantragt zu haben, oder 

eine ihm gesetzte Nachfrist nicht eingehalten 

hat, mit dem Ablauf der Meldefrist oder ei­

ner ihm gesetzten Nachfrist.

Der Student soll über die eingetretene Rechts­

wirkung unterrichtet werden.“;

b) in Absatz 2 werden

aa) Nummer 3 wie folgt gefaßt:

„3. er eine nach der Prüfungsordnung er­

forderliche Vor-, Zwischen- oder Ab­

schlußprüfung oder an Kunsthochschu­

len auch eine durch Satzung festgelegte 

Probezeit endgültig nicht bestanden hat 

oder er aus Gründen, die er zu vertreten 

hat, die Voraussetzungen für die Mel­

dung zu einer dieser Prüfungen endgül­

tig nicht mehr beibringen kann, es sei 

denn, daß er in einen Studiengang 

wechselt, der im Grundstudium nicht 

gleich ist,“;

bb) nach Nummer 4 der Punkt durch ein Kom­

ma ersetzt und

cc) folgende neue Nummer 5 angefügt:

„5. er aus Gründen, die er zu vertreten hat, 

eine für die Zuweisung des Studien­

platzes geforderte Verpflichtung nicht 

mehr anerkennt, seinen Beruf in Berei­

chen öffentlichen Bedarfs auszuüben.“;

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort „hat“ 

die Worte „oder keine Lehrveranstaltun­

gen belegt“ und

bb) in Nummer 4 nach den Worten „Art. 10 

Abs. 1 Satz 3“ die Worte „trotz Hinweises 

auf die Folgen“ eingefügt;

d) Absatz 4 wird aufgehoben.

52. Art. 56 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Art. 51 Satz 1 Nrn. 7 und 8 sowie Art. 55 

Abs. 2 Nr. 3 sind nicht anzuwenden.“

53. Art. 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird durch folgende neue Absätze 2 

und 3 ersetzt:

„(2) Dem studentischen Konvent gehören an 

1. die in den Senat und die in die Versammlung 

gewählten Studentenvertreter sowie

2. mindestens vier Studentenvertreter je Fach­

bereich.

Soweit die Zahl der Studenten, die Mitglieder 

eines Fachbereichs sind, 1500 übersteigt, erhöht 

sich die Zahl der Studentenvertreter dieses 

Fachbereichs im studentischen Konvent je an­

gefangene weitere 700 Studenten um eins. Stu­

dentenvertreter nach Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 

sind die Studentenvertreter in den Fachbe­

reichsräten sowie diejenigen Studenten in der 

erforderlichen Anzahl, auf die bei der Wahl der 

Studentenvertreter in den Fachbereichsräten 

weitere Sitze entfallen würden. Bestehen an 

einer Hochschule keine Fachbereiche, tritt der 

Sprecherrat an die Stelle des studentischen 

Konvents.

(3) Der studentische Konvent wählt unver­

züglich nach den Wahlen zu den Kollegialorga­

nen aus seiner Mitte bis zu vier Sprecher, die 

verschiedenen Fachbereichen angehören sollen 

(Sprecherrat); das erste Zusammentreten des 

studentischen Konvents wird bis zur Wahl ei­

nes Vorsitzenden vom Präsidenten oder Vorsit­

zenden des Präsidialkollegiums geleitet; das 

Nähere regelt die Grundordnung. Bestehen an 

einer Hochschule keine Fachbereiche, gehören 

dem Sprecherrat vier Studentenvertreter an; 

Studentenvertreter nach Halbsatz 1 sind die 

Studentenvertreter im Senat sowie diejenigen 

Studenten in der erforderlichen Anzahl, auf 

die bei der Wahl der Studentenvertreter im Se­

nat weitere Sitze entfallen würden.“; 

die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 

4 und 5;

b) nach Absatz 4 (neu) wird folgender neuer Ab­

satz 5 eingefügt:

„(5) Die Studentenvertreter eines Fachbe­

reichs nach Absatz 2 Satz 3 bilden die Fach­

schaftsvertretung. Fachschaftssprecher ist der 

Studentenvertreter im Fachbereichsrat, der bei 

der Wahl die meisten Stimmen erhalten hat; 

bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der 

Fachschaftsvertretung obliegt im Rahmen des 

Absatzes 4 die Wahrnehmung fachbereichsbe­

zogener Angelegenheiten der Studenten.“;

c) der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 mit der 

Maßgabe, daß

aa) in Satz 1 die Worte „den studentischen 

Konvent und den Sprecherrat“ durch die 

Worte „den studentischen Konvent, den 

Sprecherrat und die Fachschaftsvertretun­

gen“ und

bb) in Satz 2 die Worte „des studentischen 

Konvents oder des Sprecherrats“ durch 

die Worte „des studentischen Konvents, 

des Sprecherrats oder der Fachschaftsver­

tretungen“ ersetzt werden,

54. Art. 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Im Rahmen des staatlichen Haushalts werden 

Mittel für Zwecke des studentischen Konvents 

einschließlich des Sprecherrats und der Fach­

schaftsvertretungen zur Verfügung gestellt.“;

b) In Absatz 2 werden

aa) in Satz 2 die Worte „Art. 58 Abs. 3“ durch 

die Worte „Art. 58 Abs. 5“ und 

bb) in Satz 3 die Worte „Art. 58 Abs. 4 Satz 2“ 

durch die Worte „Art. 58 Abs. 6 Satz 2“ 

ersetzt.
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55. Art. 61 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Lehre und Studium sollen den Studen­
ten auf ein berufliches Tätigkeitsfeld vorberei­
ten und ihm die dafür erforderlichen fachli­
chen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden 
dem jeweiligen Studiengang entsprechend so 
vermitteln, daß er zu wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Arbeit und zu verantwortlichem 
Handeln in einem freiheitlichen, demokrati­
schen und sozialen Rechtsstaat befähigt wird.“;

b) Absatz 2 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas­
sung:

„Als berufsqualifizierend im Sinne dieses Ge­
setzes gilt auch der Abschluß eines Studien­
gangs, durch den die fachliche Eignung für ei­
nen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine 
berufliche Einführung vermittelt wird. Soweit 
bereits das jeweilige Studienziel eine berufs- 
oder ausbildungsbezogene praktische Tätigkeit 
erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des 
Studiums inhaltlich und zeitlich abzustimmen 
und nach Möglichkeit in den Studiengang ein­
zuordnen.“;

c) die Absätze 3 und 4 werden durch folgende Ab­
sätze 3 bis 9 ersetzt:

„(3) Studiengänge können in geeigneten Fäl­
len in Studienrichtungen aufgegliedert sein, 
die in der Regel im Hauptstudium zu einer 
Spezialisierung auf einem nicht zu engen Ge­
biet führen und dem Studenten im Rahmen der 
Prüfungsordnung zur Wahl stehen.

(4) In den Prüfungsordnungen und in den

der Wiederholungsprüfungen benötigte Seme­
ster nicht angerechnet; praktische Studiense­
mester in Fachhochschulstudiengängen sind 
keine berufspraktische Tätigkeit. Für ver­
wandte Studiengänge soll ein gemeinsames 
Grundstudium vorgesehen werden.

(7) Für die Vertiefung und Ergänzung eines 
Studiums, insbesondere für die Heranbildung 
des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Nachwuchses, sollen Aufbaustudien angeboten 
werden, die in der Regel einen berufsqualifi­
zierenden Abschluß voraussetzen.

(8) Beim weiterbildenden Studium (Art. 2 
Abs. 3) sollen die Veranstaltungen nach Mög­
lichkeit mit dem übrigen Lehrangebot abge­
stimmt werden und berufspraktische Erfah­
rungen für die Lehre nutzbar machen. Das 
Lehrangebot für das weiterbildende Studium 
soll aus in sich geschlossenen Abschnitten be­
stehen und die aus der beruflichen Praxis ent­
standenen Bedürfnisse der Teilnehmer berück­
sichtigen.

(9) Über die Einführung neuer Studiengänge 
entscheidet das Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus im Benehmen mit der Hoch­
schule, über die Aufhebung von Studiengängen 
entscheidet das Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus im Benehmen mit der Hoch­
schule und unter Berücksichtigung des Hoch­
schulgesamtplans. Für einen neuen Studien­
gang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen 
werden, wenn eine entsprechende Prüfungs­
ordnung erlassen ist.“

56. Art. 62 wird wie folgt geändert:Empfehlungen der Studienreformkommissio­
nen sind die Studienzeiten vorzusehen, in de­
nen in der Regel, eine entsprechende Gestal­
tung der Studienordnungen und des Lehrange­
bots vorausgesetzt, ein erster berufsqualifizie­
render Abschluß erworben werden kann (Re­
gelstudienzeit). Die Regelstudienzeit ist maß­
gebend für die Gestaltung der Studienord­
nung, für die Sicherstellung des Lehrangebots, 
für die Gestaltung des Prüfungsverfahrens so­
wie für die Ermittlung und Festsetzung der 
Ausbildungskapazitäten und die Berechnung 
von Studentenzahlen bei der Hochschulpla­
nung.

(5) Bei der Festsetzung der Regelstudienzeit 
für den einzelnen Studiengang sind die allge­
meinen Ziele des Studiums und die besonderen 
Erfordernisse des jeweiligen Studiengangs, die 
Möglichkeiten der Weiterbildung und des Auf­
baustudiums sowie Erfahrungen mit bereits 
bestehenden Studiengängen und mit vergleich­
baren Studiengängen im Ausland zu berück­
sichtigen.

(6) Die Regelstudienzeit bis zum ersten be- 
rufsqualifizierenden Abschluß soll vier Jahre 
nur in besonders begründeten Fällen über­
schreiten. In geeigneten Fachrichtungen sind 
Studiengänge einzurichten, die bereits inner­
halb von drei Jahren zu einem ersten berufs­
qualifizierenden Abschluß führen; an einer 
wissenschaftlichen Hochschule soll ein Fach­
hochschulstudiengang, der bereits an einer 
Fachhochschule im Einzugsbereich dieser wis­
senschaftlichen Hochschule geführt wird, nicht 
eingerichtet werden. Auf die Regelstudienzeit 
werden eine nach Absatz 2 in den Studiengang 
eingeordnete berufspraktische Tätigkeit sowie 
nach der Prüfungsordnung für die Ablegung

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Für jeden Studiengang stellt die Hoch­
schule eine Studienordnung durch Satzung 
auf. Für Studiengänge mit geringen Studen­
tenzahlen kann das Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus Ausnahmen zulassen. Die 
Studienordnung regelt auf der Grundlage der 
Prüfungsordnung und unter Berücksichtigung 
der fachlichen und hochschuldidaktischen Ent­
wicklung und der Anforderungen der berufli­
chen Praxis Inhalt und Aufbau des Studiums, 
gegebenenfalls einschließlich einer in den Stu­
diengang eingeordneten berufspraktischen Tä­
tigkeit. Die Studienordnung sieht im Rah­
men der Prüfungsordnung Studienrichtungen 
und Schwerpunkte vor, die der Student nach 
eigener Wahl bestimmen kann; sie soll nach 
Möglichkeit zulassen, Studienleistungen in un­
terschiedlichen Formen zu erbringen. Sie kann 
die Voraussetzungen für die Teilnahme an ein­
zelnen Unterrichtsveranstaltungen regeln, ins­
besondere die Teilnahme an einzelnen Lehr­
veranstaltungen vom Nachweis ausreichender 
Kenntnisse abhängig machen. Andere das Stu­
dium regelnde Rechtsvorschriften, insbesonde­
re staatliche Rahmenprüfungs- und Rahmen­
studienordnungen, sind zu beachten. Art. 3 
Abs. 4 des Eingliederungsgesetzes bleibt unbe­
rührt.

(2) Die für den Studiengang in Betracht 
kommenden Studieninhalte sind so auszuwäh­
len und zu begrenzen, daß das Studium in der 
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 
Die Studienordnung bezeichnet Gegenstand 
und Art der Lehrveranstaltungen und der Stu­
dienleistungen, die für den erfolgreichen Ab­
schluß des Studiums erforderlich sind. Sie be-
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stimmt deren Anteil am zeitlichen Gesamtum­
fang. Der Gesamtumfang der nach Satz 2 er­
forderlichen Lehrveranstaltungen ist so zu be­
messen, daß dem Studenten Gelegenheit zur 
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung 
des Stoffs und zur Teilnahme an zusätzlichen, 
auch fächerübergreifenden Lehrveranstaltun­
gen nach eigener Wahl verbleibt.“;

b) in Absatz 3 werden

aa) in Satz 2 Nr. 1 der Klammerzusatz „(Art. 66 
Abs. 3)“ gestrichen;

bb) nach Satz 2 der Punkt durch das Wort 
„oder“ ersetzt und folgende neue Num­
mern 3 und 4 angefügt:

„3. die Durchführung der Studienordnung 
einen überdurchschnittlichen Personal­
aufwand erfordern würde oder 

4. die haushaltsmäßigen Voraussetzungen 
für die Durchführung der Studienord­
nung nicht vorliegen.“;

cc) folgender neuer Satz 3 angefügt:

„Die Genehmigung von Studienordnungen 
für Studiengänge, die mit einer staatlichen 
Prüfung abgeschlossen werden, wird im 
Benehmen mit dem für den Vollzug der 
staatlichen Ausbildungs- oder Prüfungs­
ordnung zuständigen Staatsministerium 
erteilt.“

57. Art. 63 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Hochschule stellt auf der Grundlage 
einer nach Gegenstand, Zeit und Ort abge­
stimmten jährlichen Studienplanung das Lehr­
angebot sicher, das zur Einhaltung der Stu­
dienordnungen erforderlich ist. Dabei sollen 
auch Möglichkeiten des Selbststudiums und 
des Fernstudiums genutzt und Maßnahmen zu 
deren Förderung getroffen werden. Die Lehr­
personen haben ihre Lehrtätigkeit an den Er­
fordernissen des Fachs und an den Prüfungs­
und Studienordnungen auszurichten. Art. 2a 
bleibt unberührt. Zeitliche Verlegungen von 
Lehrveranstaltungen sind nur ausnahmsweise 
zulässig und dem Fachbereichssprecher, an 
Hochschulen ohne Fachbereiche der Hoch­
schulleitung, rechtzeitig anzuzeigen.“;

b) nach Absatz 2 werden der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgende Sätze ange­
fügt:

„dabei sind der unterschiedliche Aufwand 
nach Art und Umfang der Lehrveranstaltun­
gen und die Beanspruchung durch sonstige 
dienstliche Aufgaben entsprechend den jeweils 
geltenden dienstrechtlichen Regelungen zu be­
rücksichtigen. Satz 1 gilt auch, wenn eine in 
das Lehrangebot einbezogene Fernstudienein­
heit mit begleitenden oder ergänzenden Lehr­
veranstaltungen des Präsenzstudiums verbun­
den werden soll; das Recht zur Darstellung ab­
weichender Lehrinhalte und Lehrmeinungen 
bleibt unberührt.“;

c) folgender neuer Absatz 5 wird eingefügt:

„(5) Der Zugang zu Lehrveranstaltungen, die 
mit einem Schadensrisiko für Studierende ver­
bunden sind, kann in der Studienordnung vom 
Nachweis einer Haftpflichtversicherung des 
Studierenden abhängig gemacht werden. Dies 
gilt für berufspraktische Tätigkeiten und für

die Tätigkeit in praktischen Studiensemestern
an Fachhochschulen entsprechend.“;

der bisherige Absatz 5 wird neuer Absatz 6.

58. Art. 64 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Halbsatz 1 werden die Worte „einer 
Fachrichtung oder“ gestrichen;

b) folgender neuer Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Werden Unterrichtsveranstaltungen 
gleichen Inhalts an verschiedenen Orten 
durchgeführt und können dabei an einzelnen 
Orten wegen beschränkter Platzzahl nicht alle 
Studenten berücksichtigt werden, so bestimmt 
sich die Verteilung der Studenten auf die ein­
zelnen Orte nach den für die Ortswahl maß­
geblichen sozialen, insbesondere familiären 
und wirtschaftlichen Gründen. Einzelheiten 
werden im Einvernehmen mit dem Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus durch Sat­
zung der Hochschule geregelt.“

59. Art. 65 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. Studienrichtungen oder Studienschwer­

punkten oder“;

b) in Absatz 3 Satz 2 werden vor dem Wort 
„Staatsvertrags“ die Worte „Gesetzes zur Aus­
führung des“ eingefügt.

60. Art. 66 wird durch folgende Art. 66 und 66a er­
setzt:

„Art. 66

Studienreform

(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufga­
be, im Zusammenwirken mit dem Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus Studieninhalte 
und Studienformen, Studiengänge und Hoch­
schulprüfungsordnungen im Hinblick auf die Ent­
wicklungen in Wissenschaft und Kunst, die Be­
dürfnisse der beruflichen Praxis und die notwen­
digen Veränderungen in der Berufwelt zu über­
prüfen und weiter zu entwickeln. Die Studienre­
form soll gewährleisten, daß

1. die Studieninhalte im Hinblick auf Veränderun­
gen in der Berufwelt den Studenten breite be­
rufliche Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen,

2. die Formen der Lehre und des Studiums den 
methodischen und didaktischen Erkenntnissen 
entsprechen und die Möglichkeiten eines als 
gleichwertig anerkannten Fernstudiums als be­
sondere Form des Studiums genutzt werden,

3. die Studenten befähigt werden, Studieninhalte 
wissenschaftlich selbständig zu erarbeiten und 
deren Bezug zur Praxis zu erkennen,

4. die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Hochschulabschlüsse gewährleistet und die 
Möglichkeit des Hochschulwechsels erhalten 
bleiben.

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen können 
besondere Studien- und Prüfungsordnungen er­
lassen werden, die neben bestehende Ordnungen 
treten. Diese Maßnahmen dürfen nur eingeleitet 
werden, wenn die finanziellen Auswirkungen ge­
prüft sind und die Finanzierung unter Berück­
sichtigung der staatlichen haushaltsrechtlichen 
Vorschriften sichergestellt ist. Die Erprobung von 
Reformmodellen soll nach einer festgesetzten 
Frist durch die zuständige Studienreformkommis­
sion begutachtet werden.
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(3) Die Hochschulen treffen die für die Studien­

reform und für die Förderung der Hochschuldi­

daktik notwendigen Maßnahmen. Sie sind ver­

pflichtet, laufend und systematisch in jeder Fach­

richtung den Lehrbetrieb und den Ausbildungser­

folg zu beobachten.

Art. 66a

Studienreformkommissionen

(1) Zur Förderung der Reform von Studium und 

Prüfungen und zur Abstimmung und Unterstüt­

zung der an den einzelnen Hochschulen geleiste­

ten Reformarbeit werden Studienreformkommis­

sionen gebildet. Für Studiengänge, die sich auf 

überwiegend gemeinsame Wissenschaftsgebiete 

oder verwandte berufliche Tätigkeitsfelder bezie­

hen, sollen gemeinsame Studienreformkommissio­

nen gebildet werden. Es ist sicherzustellen, daß 

die Arbeit der einzelnen Studienreformkommis­

sionen organisatorisch koordiniert und inhaltlich 

aufeinander abgestimmt wird.

(2) Studienreformkommissionen nach Absatz 1 

Sätze 1 und 2 werden vom Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus im Zusammenwirken mit 

den betroffenen Hochschulen gebildet; Studienre­

formkommissionen für einen Studiengang, der 

durch eine staatliche Ausbildungs- und Prüfungs­

ordnung geregelt ist, werden im Benehmen mit 

dem für den Vollzug zuständigen Staatsministe­

rium eingesetzt.

(3) Studienreformkommissionen setzen sich in 

der Regel je zur Hälfte aus Vertretern zuständiger 

staatlicher Stellen und aus sachverständigen Mit­

gliedern von Hochschulen zusammen; Fachvertre­

ter aus der Berufspraxis nehmen als beratende 

Mitglieder teil. Die Hochschulen können sachver­

ständige Mitglieder Vorschlägen; hierunter sollen 

auch ein Vertreter der hauptberuflichen wissen­

schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und 

Hochschulassistenten sowie ein Vertreter der Stu­

denten sein; Sachverständige können hinzugezo­

gen werden. Bei Studiengängen, die mit einer 

staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, verfü­

gen die Vertreter der zuständigen staatlichen 

Stellen über zwei Drittel der Stimmen.

(4) Die Studienreformkommissionen haben den 

Auftrag, binnen vorzugebender Fristen Empfeh­

lungen zur Neuordnung von Studiengängen und 

zur Entwicklung eines Angebots von Studiengän­

gen zu erarbeiten, das den Anforderungen des 

Art. 45a Abs. 3 Nrn. 1 bis 3 entspricht. Die Emp­

fehlungen beziehen sich auf

1. die Folgerungen, die sich aus der Entwicklung 

der Wissenschaften und der beruflichen Tätig­

keitsfelder sowie aus den Veränderungen in der 

Berufswelt für das jeweilige Ziel und den we­

sentlichen Inhalt eines Studiengangs oder für 

die Einrichtung neuer Studiengänge ergeben,

2. die Anforderungen an den wesentlichen Inhalt 

der den Studiengang abschließenden Prüfung 

einschließlich der Anrechnung vorausgegange­

ner Studien- und Prüfungsleistungen,

3. die für den jeweiligen Studiengang angemesse­

ne Regelstudienzeit (Art. 61 Abs. 4),

4. die Gleichwertigkeit von Fernstudieneinheiten 

für den jeweiligen Studiengang gemäß Art. 70 

Abs. 3 Satz 6 und die Einführung von Fernstu­

dieneinheiten in Studiengänge.

(5) Die Empfehlungen nach Absatz 4 Satz 2 Nrn. 

1 und 2 beschränken sich auf Grundsätze; ihnen 

sollen Musterstudien- und -Prüfungsordnungen

beigefügt werden, die Vorschläge für eine nähere 

Ausgestaltung der Grundsätze enthalten. Die 

Empfehlungen können auch Reformmodelle vor­

sehen, die nur an einzelnen Hochschulen erprobt 

werden sollen.

(6) Die Empfehlungen werden dem Staatsmini­

sterium für Unterricht und Kultus vorgelegt; vor 

ihrer Verabschiedung ist den Hochschulen Gele­

genheit zur Stellungnahme innerhalb einer ange­

messenen Frist zu geben. Das Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus kann nach Anhörung 

der Hochschulen verlangen, daß bestehende Stu­

dien- und Prüfungsordnungen der Hochschulen 

den Empfehlungen angepaßt oder den Empfeh­

lungen entsprechende Studien- und Prüfungsord­

nungen erlassen werden; anstatt einer Änderung 

bestehender Studien- und Prüfungsordnungen 

kann es verlangen, daß den Empfehlungen ent­

sprechende besondere Studien- und Prüfungsord­

nungen (Art. 66 Abs. 2) erlassen werden. Bei Emp­

fehlungen, die sich auf Studiengänge beziehen, die 

mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen wer­

den, für deren Vollzug ein anderes Staatsministe­

rium zuständig ist, kann das Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus Maßnahmen nach Satz 

2 nur im Einvernehmen mit diesem Staatsministe­

rium treffen.

(7) Der Freistaat Bayern wird sich an der Er­

richtung von Studienreformkommissionen für den 

Geltungsbereich des Grundgesetzes (überregiona­

le Studienreformkommissionen) beteiligen. Auf 

Empfehlungen überregionaler Studienreform­

kommissionen findet Absatz 6 entsprechende An­

wendung.“

61. Art. 67 erhält folgende Fassung:

„Art. 67

Studienberatung

Die Hochschule unterrichtet Studenten und 

Studienbewerber über die Studienmöglichkeiten 

und über Inhalte, Aufbau und Anforderungen ei­

nes Studiums; sie unterstützt die Studenten in ih­

rem Studium durch eine studienbegleitende fach­

liche Beratung. Die Hochschule soll bei der Stu­

dienberatung insbesondere mit den für die Be­

rufsberatung und den für die staatlichen Prüfun­

gen zuständigen Stellen Zusammenwirken.“

62. Art. 68 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt:

„(2) Ein Fachhochschulstudiengang umfaßt 

in der Regel einschließlich zweier praktischer 

Studiensemester vier Studienjahre oder acht 

Semester.“;

b) in Absatz 3 werden die Worte „eine Rahmen­

studienordnung“ durch das Wort „Rahmenstu­

dienordnungen“ ersetzt.

63. Art. 69 und 70 werden durch folgende Artikel 69 

bis 70c ersetzt:

„Art. 69 

Prüfungen

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine 

Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine 

kirchliche Prüfung abgeschlossen. Soweit Stu­

diengänge mit einer staatlichen Prüfung abschlie­

ßen und von der Prüfungsordnung Vor- oder Zwi­

schenprüfungen vorgesehen sind, werden diese als 

staatliche Prüfungen durchgeführt.

(2) Die Hochschulprüfungen, mit denen ein Stu­

dienabschnitt oder ein Studiengang abgeschlossen 

wird, dienen der Feststellung, ob der Student bei
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Beurteilung seiner individuellen Leistung das Ziel 

des Studienabschnitts oder des Studiums erreicht 

hat. Auch bei Gruppenarbeiten müssen die indivi­

duellen Leistungen deutlich abgrenzbar und be­

wertbar sein. Als Hochschulprüfungen im Sinne 

dieser Bestimmungen gelten nicht Nachweise 

über Studienleistungen, die als Voraussetzung für 

die Zulassung zu einer Prüfung zu erbringen sind, 

ohne auf das Prüfungsergebnis angerechnet zu 

werden oder eine Prüfungsleistung zu ersetzen; 

auf diese Studienleistungen finden die Absätze 3 

bis 5 keine Anwendung.

(3) Je nach Art des Studiengangs können Hoch­

schulabschlußprüfungen in Abschnitte geteilt so­

wie durch eine Vor- oder Zwischenprüfung oder 

durch die Anrechnung studienbegleitender Lei­

stungsnachweise oder beides entlastet werden, so­

fern die Studienleistung nach Anforderung und 

Verfahren einer Prüfungsleistung gleichwertig 

ist. Studienbegleitende Leistungsnachweise dür­

fen die Prüfungsgesamtnote höchstens zu einem 

Drittel bestimmen und können nur dann berück­

sichtigt werden, wenn die Prüfung ohnehin be­

standen ist. Mündliche Prüfungen zur Verbesse­

rung der Note in einem nach der Hochschulprü­

fungsordnung ausschließlich schriftlich geprüften 

Prüfungsfach (mündliche Ergänzungsprüfungen) 

sind ausgeschlossen.

(4) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind 

nach Maßgabe der Hochschulprüfungsordnung 

nur

1. Hochschullehrer,

2. nach näheren Vorschriften des Staatsministeri­

ums für Unterricht und Kultus nichthabilitierte 

Hochschulassistenten, wissenschaftliche und 

künstlerische Mitarbeiter, Lehrbeauftragte und 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in 

der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahre­

ne Personen

befugt. Prüfungsleistungen dürfen nur von Perso­

nen bewertet werden, die selbst mindestens die 

durch die Prüfung festzustellende oder eine 

gleichwertige Qualifikation besitzen.

(5) Prüfungsleistungen in Hochschulabschluß­

prüfungen und in Prüfungen, deren Bestehen 

Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums 

ist, sind in der Regel von mindestens zwei Prüfern 

zu bewerten; mündliche Prüfungen sind von meh­

reren Prüfern oder von einem Prüfer in Gegen­

wart eines sachkundigen Beisitzers abzunehmen.

Art. 70

Prüfungsordnungen

(1) Hochschulprüfungen werden aufgrund von 

Hochschulprüfungsordnungen abgelegt, die von 

den Hochschulen durch Satzung erlassen werden 

und der Genehmigung des Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus bedürfen. Die Genehmi­

gung ist zu versagen, wenn die Hochschulprü­

fungsordnung gegen eine Rechtsvorschrift ver­

stößt. Sie kann versagt werden, wenn

1. die Hochschulprüfungsordnung den Empfeh­

lungen einer Studienreformkommission nicht 

entspricht oder

2. durch die Hochschulprüfungsordnung die im 

Hochschulbereich erforderliche Einheitlichkeit 

oder die Gleichwertigkeit der Ausbildung oder 

der Abschlüsse nicht gewährleistet ist oder

3. durch eine nicht angemessene Unterteilung der 

Prüfung eine Beeinträchtigung des Leistungs­

charakters zu besorgen ist oder

4. die haushaltsmäßigen Voraussetzungen für die 

Durchführung der Hochschulprüfungsordnung 

nicht vorliegen.

Die Feststellung der Regelstudienzeit bedarf des 

Einvernehmens des Staatsministeriums für Un­

terricht und Kultus.

(2) Die Hochschulprüfungsordnungen sollen 

unter Ausrichtung auf ein gestrafftes Studium 

möglichst einheitlich gestaltet sein. Prüfungsan­

forderungen und -verfahren sind so zu gestalten, 

daß die Abschlußprüfung grundsätzlich innerhalb 

der Regelstudienzeit, spätestens aber sechs Monate 

nach ihrem Ablauf abgenommen wird. Der Durch­

lässigkeit der Studiengänge ist Rechnung zu tra­

gen.

(3) Die Hochschulprüfungsordnung regelt die 

Prüfungsanforderungen und das Prüfungsverfah­

ren. Sie muß insbesondere regeln:

1. den Zweck der Prüfung und die Anforderun­

gen in der Prüfung,

2. die Gegenstände der Prüfung,

3. die Prüfungsorgane,

4. die Voraussetzungen für die Zulassung zur 

Prüfung, für den Erwerb der Zulassungsvor­

aussetzungen und dessen Wiederholbarkeit, 

ferner welche verwandten Studiengänge im 

Grundstudium gleich sind,

5. die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- 

und Prüfungsleistungen in anderen Studien­

gängen und im Fernstudium oder an anderen 

Hochschulen,

6. Termine für die Meldung zu einer Vor-, Zwi­

schen- oder Abschlußprüfung sowie für den 

Antrag auf Einräumung oder Verlängerung ei­

ner Nachfrist und den Zeitraum, innerhalb 

dessen nach einer Exmatrikulation gemäß Art. 

70a Abs. 3 Satz 3 ein Anspruch auf Zulassung 

zur Prüfung bestehenbleibt, ferner das Melde­
verfahren,

7. die für die Aufforderung nach Art. 70a Abs. 2 

Satz 2 zuständige Stelle,

8. die Regelstudienzeit,

9. die Bekanntmachung der Prüfung und die Be­

nachrichtigung der Prüfungsteilnehmer,

10. die Form und das Verfahren der Prüfung, die 

Bearbeitungszeiten für die Anfertigung 

schriftlicher Prüfungsarbeiten sowie die Fol­

gen von Verstößen gegen Prüfungsvorschrif­
ten,

11. die Grundsätze für die Bewertung der einzel­

nen Prüfungsleistungen und die Ermittlung 

des Prüfungsgesamtergebnisses,

12. die Wiederholung der Prüfung; diese kann nur 

einmal, und zwar spätestens innerhalb eines 

weiteren Jahres nach Ablauf des jeweiligen 

Prüfungsverfahrens erfolgen, sofern nicht dem 

Prüfungsteilnehmer wegen besonderer von 

ihm nicht zu vertretender Gründe eine Nach­

frist gewährt wird; eine zweite Wiederholung 

der Prüfung kann nur in Ausnahmefällen, und 

zwar zum nächsten regulären Prüfungstermin, 

vorgesehen werden; zwischen dem Ablauf des 

Prüfungsverfahrens und dem nächsten Prü­

fungstermin muß ein Zeitraum von mindestens 

sechs Monaten liegen.
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Die Hochschulprüfungsordnung kann als Voraus­

setzung für die Zulassung zu einer Prüfung den 

Nachweis einer dem Studienziel dienenden prak­

tischen Tätigkeit festlegen. Studenten mit fachge­

bundener Hochschulreife können zu Prüfungen 

nur in den betreffenden Studiengängen oder Stu­

dienrichtungen oder in den Fächern des Lehramts, 

zu dessen Studium sie auf Grund ihrer fachgebun­

denen Hochschulreife immatrikuliert sind, zuge­

lassen werden. Studienzeiten und in einer Stu­

dien- oder Prüfungsordnung vorgesehene Stu­

dien- oder Prüfungsleistungen werden auch durch 

die erfolgreiche Teilnahme an einer entsprechen­

den Fernstudieneinheit nachgewiesen, soweit die 

Einheit dem entsprechenden Lehrangebot des 

Präsenzstudiums inhaltlich gleichwertig ist. Die 

inhaltliche Gleichwertigkeit wird vom Staatsmi­

nisterium für Unterricht und Kultus festgestellt, 

nachdem die betroffenen Hochschulen um eine 

Stellungnahme gebeten worden sind und die ein­

schlägige Studienreformkommission unter Be­

rücksichtigung dieser Stellungnahmen eine Emp­

fehlung ausgesprochen hat. Soweit es sich um 

Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 

handelt, die in staatlichen Prüfungsordnungen 

vorgesehen sind, entscheidet die für die staatliche 

Prüfung zuständige Stelle nach Anhörung der be­

troffenen Hochschulen. Die Entscheidung wird im 

Amtsblatt des Staatsministeriums für Unterricht 

und Kultus veröffentlicht. Eine Regelstudienzeit 

ist auch in staatlichen Prüfungsordnungen festzu­

legen.

(4) Soweit in Hochschulprüfungsordnungen zu 

treffende Regelungen für den gesamten Bereich 

einer Hochschule getroffen werden können, ist ei­

ne allgemeine Prüfungsordnung zu erlassen. Vor­

schläge für die vom Senat zu erlassenden Fach­

prüfungsordnungen werden von den beteiligten 

Fachbereichen ausgearbeitet.

(5) Studenten des gleichen Studiengangs sollen 

nach Maßgabe der Prüfungsordnung als Zuhörer 

bei mündlichen Prüfungen zugelassen werden.

Art. 70a

Prüfungsfristen

(1) Hochschulprüfungen können vor Ablauf des 

für die Meldung festgelegten Termins abgelegt 

werden, sofern die für die Zulassung zur Prüfung 

erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind.

(2) Die Meldung zu einer Vor- oder Zwischen­

prüfung hat innerhalb der in der Hochschulprü­

fungsordnung für die Zulassung zu dieser Prü­

fung vorgesehenen Studienzeit, die Meldung zur 

Abschlußprüfung so rechtzeitig zu erfolgen, daß 

die Prüfung in dem unter Beachtung des Art. 70 

Abs. 2 festgelegten Termin abgelegt werden kann. 

Überschreitet der Student diese Frist, wird er von 

der hierfür zuständigen Stelle aufgefordert, sich 

zur Prüfung zu melden; die Aufforderung darf öf­

fentlich bekanntgegeben werden. Auf seinen An­

trag ist ihm eine Nachfrist von sechs Monaten ein­

zuräumen. Bei Vorliegen besonderer Gründe kann 

eine längere Nachfrist eingeräumt werden; die 

Gesamtdauer der Nachfrist darf jedoch zwölf Mo­

nate nicht überschreiten, wenn der Student die 

Gründe zu vertreten hat; Art. 61 Abs. 6 Satz 3 gilt 

entsprechend. Die Nachfrist beginnt mit dem Ab­

lauf der Frist für die Meldung zur Prüfung. Die 

Sätze 3 bis 5 gelten entsprechend, wenn sich ein 

Student zwar fristgerecht gemeldet, die Meldung 

jedoch nicht den Anforderungen der jeweiligen 

Prüfungsordnung entsprochen hat.

(3) Meldet sich ein Student nach Aufforderung 

nicht zur Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung, 

ohne eine Nachfrist beantragt zu haben, oder ent­

spricht die Meldung nicht den Anforderungen der 

jeweiligen Prüfungsordnung oder hält der Stu­

dent eine ihm gesetzte Nachfrist nicht ein oder 

entspricht eine innerhalb der Nachfrist abgegebe­

ne Meldung nicht den Anforderungen, erlöschen 

seine Rechte aus der Immatrikulation. In Fällen 

sozialer Härte können ihm auf Antrag die mit der 

Einschreibung verbundenen sozialen Vergünsti­

gungen bis zu einem weiteren Jahr belassen wer­

den; der Antrag ist innerhalb einer Ausschluß­

frist, die zwei Monate nicht überschreiten darf, bei 

der Hochschule zu stellen. Die Hochschulprü­

fungsordnung kann bestimmen, daß ein Anspruch 

auf Zulassung zur Abschlußprüfung nach Vollzug 

der gemäß Satz 1 ausgesprochenen Exmatrikula­

tion bestehen bleibt; die Benutzung von Hoch­

schuleinrichtungen in dem für die Ablegung der 

Prüfung erforderlichen Umfang ist durch die 

Hochschulen zu regeln. Der Anspruch auf Zulas­

sung zu einer Vor- oder Zwischenprüfung erlischt 

endgültig mit der Exmatrikulation gemäß Satz 1.

(4) Auch in den Ordnungen für staatliche Prü­

fungen sind die Termine festzulegen, zu denen 

sich ein Student zu einer Vor-, Zwischen- oder 

Abschlußprüfung zu melden hat. Für die Über­

schreitung dieser Fristen gelten die Absätze 2 und 

3 entsprechend.

(5) Auf Studenten eines Studiengangs, der 

durch eine vom Bund erlassene Prüfungsordnung 

geregelt ist, findet Absatz 3 mit der Maßgabe ent­

sprechende Anwendung, daß eine Exmatrikula­

tion wegen Überschreitung der Meldefristen einen 

Versagungsgrund im Sinne des Art. 51 Satz 1 Nr. 5 

darstellt. Bei einer Exmatrikulation wegen Über­

schreitung der Meldefristen zu einer Abschluß­

prüfung ist für die Dauer eines Jahres nach Voll­

zug der Exmatrikulation die Benutzung der Hoch­

schuleinrichtungen in dem für die Ablegung der 

Prüfung erforderlichen Umfang nach Maßgabe 

der durch die Hochschulen getroffenen Regelung 

gestattet.

Art. 70b

Studium an Hochschulen 

außerhalb des Geltungsbereichs 

des Grundgesetzes

Studien- und Prüfungsleistungen, die an Hoch­

schulen außerhalb des Geltungsbereichs des 

Grundgesetzes erbracht worden sind, werden an­

läßlich der Fortsetzung des Studiums, der Able­

gung von Prüfungen oder der Zulassung zu Auf­

baustudien oder zur Promotion an einer Hoch­

schule auf Antrag anerkannt, wenn ihre Gleich­

wertigkeit festgestellt ist. Die Feststellung der 

Gleichwertigkeit trifft die in den Prüfungs- oder 

Promotionsordnungen oder in sonstigen Rechts­

vorschriften vorgesehene Stelle. § 5 Abs. 2 und 

§ 112 des Deutschen Richtergesetzes bleiben unbe­

rührt.

Art. 70c 

Promotion

Die Promotion dient dem Nachweis einer eigen­

ständigen wissenschaftlichen Leistung. Sie setzt 

in der Regel ein mit einer Prüfung erfolgreich ab­

geschlossenes Studium in einem wissenschaftli­

chen Studiengang voraus. Für die von den Hoch­

schulen als Satzungen zu erlassenden Promotions­

ordnungen gilt Art. 70 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 und 

Abs. 3 Sätze 1 und 2 Nrn. 1 bis 4 und 9 bis 12 Halb-
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satz 1 sowie Abs. 4 entsprechend. Die Zahl der ab­

zuliefernden Pflichtexemplare ist nach den Be­

dürfnissen des Schriftentausches in der Promo­
tionsordnung im Einvernehmen mit dem Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus festzule­

gen. Sätze 1 bis 4 gelten nicht für eine Ehrenpro­

motion.“

64. Art. 71 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz 3 an­

gefügt:

„Die Rahmenstudienordnungen können vorse­

hen, daß der Besuch bestimmter Fachsemester 

oder der Eintritt in das Hauptstudium von be­
stimmten Prüfungsleistungen in der Vorprü­

fung abhängig ist.“;

b) Absatz 3 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas­

sung:

„Absolventen einer Fachhochschule sind be­

rechtigt, an eine wissenschaftliche Hochschule, 
Kunsthochschule oder Gesamthochschule ohne 
Beschränkung auf eine Fachrichtung überzu­

treten. Die Sätze 1 und 2 gelten für Studenten 

und Absolventen an Fachhochschulen und 
Fachhochschulstudiengängen außerhalb des 

Geltungsbereichs dieses Gesetzes, welche die 
nach diesem Gesetz erforderliche Qualifikation 

für die Immatrikulation an einer Fachhoch­

schule besitzen und gleichwertige Studienlei­
stungen nachweisen können.“

65. Art. 73 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 wird durch folgende 

neue Sätze 1 bis 6 ersetzt:

„Auf Grund der Hochschulprüfung, mit der ein 

berufsqualifizierender Abschluß erworben 
wird, verleiht die Hochschule einen akademi­

schen Grad. Für den berufsqualifizierenden 
Abschluß eines wissenschaftlichen oder künst­

lerischen Studiengangs wird der Diplomgrad 
verliehen; die Absolventen von Fachhoch­

schulstudiengängen werden graduiert. Die 

Fachrichtung ist jeweils anzugeben; auf An­
trag kann der Studiengang (wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Studiengang oder Fach­
hochschulstudiengang) angegeben werden. Die 

Hochschule kann einen akademischen Grad 

auch auf Grund einer staatlichen Prüfung oder 
einer kirchlichen Prüfung, mit der ein Hoch­
schulstudium abgeschlossen wird, verleihen, 

zung, die des Einvernehmens des Staatsmini- 

Das Nähere regelt die Hochschule in einer Sat- 
steriums für Unterricht und Kultus und bei 

staatlichen Abschlußprüfungen zusätzlich des 
Einvernehmens des für den Vollzug der staatli­

chen Prüfungsordnung zuständigen Staatsmi­

nisteriums bedarf. Die Hochschule kann in ei­

ner im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus erlassenen 

Satzung festlegen, welche weiteren akademi­

schen Grade verliehen werden.“; 

der bisherige Satz 1 Halbsatz 2 sowie Satz 3 

werden Sätze 7 und 8; im neuen Satz 7 wird das 
Wort „eine“ durch „Eine“ ersetzt;

b) in Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Satz 1 

zweiter Halbsatz“ durch „Satz 7“ ersetzt.

66. Art. 74 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 an­

gefügt:

„Die Vorschriften der Art. 69 Abs. 4, Art. 70 

Abs. 1 Sätze 1 bis 3, Abs. 3 Sätze 1 und 2 Nrn. 
1 bis 4, 10, 11 und 12 Halbsatz 1 sowie Abs. 4 

finden entsprechende Anwendung.“;

b) dem Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 an­

gefügt:

„Die Lehrbefähigung kann bei Personen, die 

die entsprechende Lehrbefugnis an einer ande­
ren wissenschaftlichen Hochschule oder inte­

grierten Gesamthochschule oder einer diesen 

gleichstehenden Hochschule des In- oder Aus­
lands besessen haben, unter Befreiung von ein­

zelnen oder allen Habilitationsleistungen fest­
gestellt werden; erbrachte Habilitationslei­

stungen können anerkannt werden.“;

c) dem Absatz 4 wird folgender neuer Satz 5 an­

gefügt:

„Habilitationsordnungen für das Fach Katholi­
sche Theologie können vorsehen, daß der Be­

werber zum Habilitationsverfahren nur zuge­

lassen wird, wenn er ein Zeugnis des zuständi­
gen Bischofs vorlegt, daß gegen eine Feststel­

lung der Lehrbefähigung für das Fach Katho­
lische Theologie keine Erinnerung zu erheben 

ist.“;

d) in Absatz 6 werden

aa) in Satz 1 das Wort „Dekan“ durch das Wort 
„Faehbereichssprecher“ ersetzt, 

bb) Satz 2 gestrichen;

e) in Absatz 7 wird das Wort „Dekan“ durch das 
Wort „Fachbereichssprecher“ ersetzt.

67. Art. 75 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen;

b) in Absatz 3 werden die Worte „Art. 3 § 1 und 

Art. 5 § 1 des Konkordats mit dem Heiligen 

Stuhl vom 29. März 1924 sowie des Art. 2 Abs. 1 
und Art. 5 Abs. 2 bis 4 des Vertrags mit der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
vom 15. November 1924“ durch die Worte „Art. 

3 § 2 des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl 
sowie des Art. 2 Abs. 2 und Art. 5 Abs. 3 bis 5 

des Vertrags mit der Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche in Bayern“ ersetzt.

68. Art. 76 erhält folgende Fassung:

„Art. 76

Ordnungsverstöße und Ordnungsmaßnahmen

(1) Gegen Mitglieder der Hochschulen können, 
soweit auf sie keine beamtenrechtlichen oder ar­

beitsrechtlichen Vorschriften anzuwenden sind, 
ordnungsrechtliche Maßnahmen getroffen wer­

den, wenn die Mitglieder entgegen Art. 10 Abs. 1 
schuldhaft

1. den bestimmungsgemäßen Betrieb einer Hoch­
schuleinrichtung, die Tätigkeit eines Hoch­

schulorgans oder die Durchführung einer Hoch­
schulveranstaltung behindern oder

2. ein Hochschulmitglied von der Ausübung seiner 
Rechte und Pflichten abhalten oder abzuhalten 
versuchen oder

3. widerrechtlich in Räume der Hochschule ein- 
dringen oder auf Aufforderung des Berechtig­
ten sich nicht entfernen oder

4. Gebäude oder Räume der Hochschule oder de­
ren Zwecken dienende Gegenstände zerstören 
oder beschädigen oder

5. an einer der in den Nummern 1 bis 4 genannten 
Handlungen teilnehmen oder andere öffentlich 
dazu auffordern, eine dieser Handlungen zu be­
gehen.
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Dies gilt auch, wenn Mitglieder der Hochschule 

eine dieser Handlungen an einer anderen Hoch­

schule im Geltungsbereich des Grundgesetzes be­

gehen.

(2) Ordnungsmaßnahmen sind

1. Anordnungen zur Verhinderung weiterer 

Pflichtverletzungen nach Absatz 1, insbesonde­

re die Versagung der weiteren Teilnahme an 

einzelnen Unterrichtsveranstaltungen oder der 

Benutzung einzelner Einrichtungen der Hoch­

schule für ein oder mehrere Semester,

2. Widerruf der Immatrikulation,

3. Ausschluß als Mitglied der Hochschule bis zu 

zwei Jahren.

Ordnungsmaßnahmen nach Satz 1 Nr. 1 können 

mit der Androhung weiterer Ordnungsmaßnah­

men verbunden werden. Wird gegen ein Hoch­

schulmitglied zum zweiten Mal eine Ordnungs­

maßnahme nach Satz 1 Nr. 1 getroffen, ist damit 

die Androhung einer Ordnungsmaßnahme nach 

Satz 1 Nrn. 2 oder 3 zu verbinden.

(3) Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 

Nr. 3 können gegen Studenten nicht getroffen 

werden. Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 2 

Satz 1 Nrn. 2 und 3 setzen voraus, daß

1. Ordnungsverstöße nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 

durch Anwendung von Gewalt, durch Aufforde­

rung zur Gewalt oder durch Bedrohung mit Ge­

walt begangen wurden oder

2. an Ordnungsverstößen nach Nummer 1 teilge­

nommen wurde oder

3. wiederholt Anordnungen nach Absatz 2 Satz 1 

Nr.l zuwidergehandelt wurde.

Mit dem Widerruf der Immatrikulation nach Ab­

satz 2 Satz 1 Nr. 2 ist eine Frist bis zur Dauer von 

zwei Jahren festzusetzen, innerhalb derer eine er­

neute Einschreibung an der Hochschule ausge­

schlossen ist.

(4) Gegen die in Art. 9 Abs. 3 genannten Perso­

nen, die nicht in einem Beamten- oder Arbeitsver­

hältnis zur Hochschule oder zum Freistaat Bayern 

stehen, sowie gegen Gaststudierende können ord­

nungsrechtliche Maßnahmen getroffen werden, 

wenn ihr Verhalten bei Mitgliedern der Hoch­

schule ein ordnungsrechtliches Einschreiten 

rechtfertigen würde. Die Vorschriften der Absätze 

2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

(5) Anordnungen zur Verhinderung von 

Pflichtverletzungen, die nicht im Verfahren nach 

Art. 77 getroffen werden, sind keine Ordnungs­

maßnahmen im Sinne des Absatzes 2.“

69. Art. 77 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden

aa) in Satz 1 nach dem Wort „einzuleiten“ das 

Komma durch das Wort „und“ ersetzt so­

wie die Worte „und dabei die belastenden, 

die entlastenden und die für die Bemes­

sung der Ordnungsmaßnahmen bedeutsa­

men Umstände zu ermitteln“ gestrichen; 

bb) Satz 3 aufgehoben; der bisherige Satz 4 

wird Satz 3;

cc) im neuen Satz 3 die Worte „Abs. 2“ durch 

„Abs. 4“ ersetzt;

b) in Absatz 4 werden

aa) in Satz 1 die Worte „Abs. 3“ durch „Abs. 2“ 

ersetzt und die Worte „zu begründen“, ge­

strichen;

bb) in Satz 2 die Worte „Abs. 3 Satz 1 Num­

mern 2 oder 3“ durch die Worte „Abs. 2 

Satz 1 Nrn. 2 oder 3“ ersetzt;

c) in Absatz 7 Satz 1 werden die Worte „Nr. 3“ 

durch „Nr. 2“ ersetzt.

70. In Art. 78 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „für 

staatliche Baumaßnahmen“ gestrichen.

71. Art. 80 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Zur Abgeltung eines mit der Verwaltung 

des Körperschaftsvermögens verbundenen staatli­

chen Aufwands an Sachmitteln und Personal wird 

ein vom Staatsministerium für Unterricht und 

Kultus festzusetzender Teil der Einnahmen der 

Körperschaft an den Freistaat Bayern abgeführt. 

Bei der Festsetzung dieser Pauschale ist der Um­

fang eines Einsatzes von Bediensteten der Körper­

schaft in anderen Angelegenheiten als der Ver­

waltung des Körperschaftsvermögens zu berück­

sichtigen.“

72. Art. 85 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „unter ent­

sprechender Anwendung des Art. 13 Abs. 4 

Satz 1“ gestrichen;

b) dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz 4 an­

gefügt:

„Scheidet ein Mitglied nach Nummer 3 aus, 

rückt dessen ständiger Vertreter nach.“;

c) in Absatz 4 werden

aa) in Satz 2 die Worte „Art. 35 Abs. 3 Satz 4“ 

durch die Worte „Art. 35 Abs. 3 Satz 5“ er­

setzt und

bb) folgender neuer Satz 5 angefügt:

„Der Verwaltungsrat kann mit einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder 

der Vertreterversammlung abgewählt 

werden, sofern gleichzeitig ein neuer Ver­

waltungsrat unter Beachtung des Art. 86 

Abs. 3 gewählt wird; die Abwahl wird erst 

wirksam, wenn alle Mitglieder des Ver­

waltungsrats neu gewählt sind.“

73. In Art. 86 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „Art. 16 

Abs. 3 Satz 1“ durch die Worte „Art. 85 Abs. 4 Satz 

5“ ersetzt.

74. Art. 91 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden

aa) nach Nummer 2 folgende neue Nummer 3 

eingefügt:

„3. Eine Mehrzahl von nebeneinander be­

stehenden oder aufeinander folgenden 

Studiengängen muß an der Einrichtung 

allein oder im Verbund mit anderen 

Einrichtungen des Bildungswesens vor­

handen oder im Rahmen einer Ausbau­

planung vorgesehen sein; dies gilt 

nicht, wenn innerhalb einer Fachrich­

tung die Einrichtung einer Mehrzahl 

von Studiengängen durch die wissen­

schaftliche Entwicklung oder das ent­

sprechende berufliche Tätigkeitsfeld 

nicht nahegelegt wird.“; 

bb) die bisherigen Nummern 3 bis 8 zu Num­

mern 4 bis 9;

cc) folgende neue Nummer 10 angefügt:

„10. Die Angehörigen der Einrichtung 

müssen an der Gestaltung des Studi­

ums in sinngemäßer Anwendung der 

Grundsätze dieses Gesetzes mitwir- 

ken.';
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Für Studiengänge kirchlicher Hoch­
schulen, die nicht an staatlichen Hochschulen 
geführt werden, können Ausnahmen von den 
in Absatz 2 Nrn. 3 und 7 bis 10 genannten Vor­
aussetzungen zugelassen werden, für theologi­
sche Studiengänge kirchlicher Hochschulen 
ferner Ausnahmen von Absatz 2 Nr. 4. Eine 
Ausnahme kann nur zugelassen werden, wenn 
gewährleistet ist, daß das Studium einem Stu­
dium an einer staatlichen Hochschule gleich­
wertig ist.“

75. Dem Art. 92 werden folgende neue Absätze 5 und 
6 angefügt:

„(5) Die staatlich anerkannten Hochschulen sol­
len an der gemeinsamen Beratung bei der Auf­
stellung des Hochschulgesamtplans beteiligt wer­
den. In die Studienreformkommissionen können 
Angehörige staatlich anerkannter Hochschulen 
berufen werden. Eine staatlich anerkannte Hoch­
schule ist auf Antrag des Trägers der Hochschule 
in die zentrale Vergabe von Studienplätzen ein­
zubeziehen.

(6) Staatlich anerkannte Hochschulen können 
mit staatlichen Hochschulen Zusammenwirken; 
Art. 45c ist sinngemäß änzuwenden.“

76. Art. 93 erhält folgende Fassung:

„Art. 93

Rücknahme und Widerruf der Anerkennung; 
Aufhebung einer nichtstaatlichen Hochschule

(1) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, 
wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung 
im Zeitpunkt der Erteilung nicht gegeben waren 
und diesem Mangel trotz Aufforderung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus in­
nerhalb einer bestimmten Frist nicht abgeholfen 
worden ist.

(2) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn

1. die Voraussetzungen für die Anerkennung weg­
gefallen sind und diesem Mangel trotz Auffor­
derung des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus innerhalb einer bestimmten Frist 
nicht abgeholfen worden ist oder

2. der Träger oder Leiter der Hochschule wieder­
holt gegen die ihm nach diesem Gesetz oblie­
genden oder auferlegten Verpflichtungen ver­
stößt oder

3. zwei durch das Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus innerhalb zweier Jahre abge­
nommene Feststellüngprüfungen ergeben, daß 
der Leistungsstand der Studenten einer nicht 
von einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts getragenen Hochschule hinter dem Lei­
stungsstand der Studenten entsprechender Stu­
diengänge staatlicher Hochschulen zurück­
bleibt.

(3) Eine Rücknahme oder ein Widerruf der An­
erkennung nach den Vorschriften des Bayerischen 
VerwaltungsVerfahrensgesetzes bleibt unberührt.

(4) Im Fall der Rücknahme oder des Widerrufs 
der Anerkennung einer nichtstaatlichen Hoch­
schule oder ihrer Aufhebung durch den Träger 
soll den Studierenden dieser Hochschule die Mög­
lichkeit der Beendigung ihres Studiums gewähr­
leistet werden.

(5) Die Aufhebung einer nichtstaatlichen Hoch­
schule durch ihren Träger ist bei Einteilung des 
Studiums in Semester nur zum Ende eines Seme­
sters und bei Einteilung des Studiums in Studien­

jahre nur zum Ende eines Studienjahrs zulässig; 
sie ist spätestens ein Jahr vor ihrem Wirksamwer­
den dem Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus anzuzeigen.“

77. Art. 95 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „vorsätz­
lich“ die Worte „oder fahrlässig“ eingefügt;

b) die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

78. Art. 96 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Hochschule der Bundeswehr“;

b) die Worte „Art. 91 Abs. 2 Nrn. 4 und 7“ werden 
durch die Worte „Art. 91 Abs. 2 Nrn. 5 und 8“ 
sowie „Art. 98 Abs. 3 Satz I“ ersetzt.

79. Art. 98 Abs. 1 Nrn. 4 bis 6 erhalten folgende Fas­
sung:
„4. für die Immatrikulation Art. 48 Abs. 1 und 2, 
Art. 50 und 51 Satz 1 Nrn. 1 bis 5 und 9 sowie 
Satz 2, Art. 52, 54, 55 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nrn. 2 
bis 4 sowie 6 und Abs. 3 Nr. 1, Art. 56 sowie 57 
Abs. 2,

5. für das Studium Art. 61 Abs. 1 bis 8, Art. 62, 67 
und 70b,

6. für Prüfungen Art. 37 Abs. 2 und 3, Art. 63 
Abs. 4, Art. 69, 70 sowie 71 Abs. 1 und Abs. 3 
bis 5“.

80. Art. 99 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „wenn die Fach­
hochschule oder die Fachhochschulstudiengän­
ge das staatliche Fachhochschulwesen entla­
sten“ gestrichen;

b) Satz 5 erhält folgende Fassung:
„Das Nähere, insbesondere über die Höhe der 
Zuschüsse für Fachhochschulen und Fach­
hochschulstudiengänge im einzelnen, regelt 
das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus durch Rechtsverordnung, in der auch die 
Möglichkeit einer Pauschalierung des Zu­
schusses für den laufenden Betrieb vorgesehen 
werden kann.“

81. Dem Art. 100 wird folgender neuer Satz 2 ange­
fügt: „Die Befugnisse des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus aus Art. 55 Nr. 5 Satz 1 der 
Verfassung des Freistaates Bayern in staatlichen 
Angelegenheiten bleiben unberührt.“

82. Art. 103 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 7 wird folgender neuer Satz 2 an­
gefügt:
„Die danach fortgeltenden Regelungen über 
die Immatrikulation von Bewerbern mit aus­
ländischem Reifezeugnis an wissenschaftlichen 
Hochschulen finden auf Studenten des Stu­
dienkollegs bei den Fachhochschulen entspre­
chende Anwendung.“;

b) Absatz 9 wird aufgehoben;

c) dem Absatz 10 wird folgender neuer Satz 3 an­
gefügt:
„Kanzler im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Beamte der Verwaltungen von Hochschulen, 
denen unter den Voraussetzungen des Art. 32 
Abs. 3 vom Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus die Funktionen eines Kanzlers 
übertragen werden.“;

d) dem Absatz 14 wird folgender neuer Satz 2 an­
gefügt:
„Die Bestellung der Hochschulleitung nach 
diesem Gesetz erfolgt an der Universität Passau 
erst nach Ablauf der Amtszeit des auf Grund 
des Errichtungsgesetzes bestellten Präsiden­
ten.“;
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e) folgender neuer Absatz 15 wird angefügt:

„(15) Das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsver­
ordnung die Voraussetzungen für die Verlei­
hung einer staatlichen Anerkennung an Absol­
venten von Fachhochschulstudiengängen der 
Fachrichtung Sozialwesen festzulegen. Die 
staatliche Anerkennung kann von einem prü­
fungsmäßigen Nachweis praktischer Berufser­
fahrung sowie von der gesundheitlichen Eig­
nung und persönlichen Zuverlässigkeit des An­
tragstellers abhängig gemacht werden.“

83. Art. 103a Abs. 3 wird aufgehoben; der bisherige 
Absatz 4 wird Absatz 3.

84. Nach Art. 103a wird folgender neuer Art. 103b ein­
gefügt:

„Art. 103b 

Regelstudienzeiten

(1) Art. 70a ist erstmals auf Studenten anzu­
wenden, die ihr Studium unter Geltung einer den 
Anforderungen des Art. 62 in der Fassung vom 
21. Dezember 1973 entsprechenden Studienord­
nung, spätestens jedoch nach dem 30. Januar 1978 
begonnen haben. Ist zu diesem Zeitpunkt eine 
Studienordnung nach Satz 1 nicht erlassen, soll 
die Prüfungsordnung eine Übergangsregelung 
vorsehen.

(2) Studenten, auf die Art. 70a nach Absatz 1 
nicht anzuwenden ist, sollen exmatrikuliert wer­
den, sobald sie aus Gründen, die sie zu vertreten 
haben, die Regelstudienzeit erheblich überschrei­
ten; eine erhebliche Überschreitung liegt späte­
stens dann vor, wenn die Regelstudienzeit für die 
Abschlußprüfung um vier Semester oder die in 
der Prüfungsordnung vorgesehene Studienzeit bis 
zur Zwischen- oder Vorprüfung um zwei Seme­
ster überschritten wird. Die nach der Prüfungs­
ordnung für die Ablegung von Wiederholungs­
prüfungen benötigten Semester bleiben unbe­
rücksichtigt. Bei der Berechnung der Höchststu­
diendauer werden Semester angerechnet,

1. die an anderen Hochschulen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes verbracht worden sind oder 
in anderen Fachrichtungen oder Studiengängen 
zurückgelegt wurden und

2. auf das nunmehrige Fachstudium angerechnet 
werden.
Für jeden Studiengang haben die Hochschulen 
durch Satzung im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus zu regeln, 
welche Überschreitung der Regelstudienzeit zu 
den Rechtsfolgen nach Satz 1 führt; hierbei sind 
die besonderen Verhältnisse in den einzelnen Stu­
diengängen zu berücksichtigen; die Geltungsdau­
er der Regelung ist zu befristen. Art. 51 Satz 1 Nr. 5 
und Art. 54 Abs. 1 Nr. 2 gelten für Studenten, die 
nach Satz 1 exmatrikuliert wurden, entsprechend.

(3) In den Prüfungsordnungen sind spätestens 
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten die­
ses Gesetzes*) die Regelstudienzeit und Fristen für 
die Meldung zur Prüfung nach Art. 70a festzuset­
zen. Im übrigen sind Prüfungs- und Studienord­
nungen, die den Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht entsprechen, innerhalb einer vom Staatsmi­
nisterium für Unterricht und Kultus festzulegen­
den Frist anzupassen.“

85. In Art. 104 Abs. 2 Nr. 5 wird das Wort „Dekane“ 
durch das Wort „Fachbereichssprecher“ ersetzt.

86. Art. 105 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 werden die Worte 
„Art. 13 Abs. 4 Satz 4“ durch die Worte „Art. 
13a Abs. 3“ ersetzt;

*) dies ist der 30. September 1980.

b) in Absatz 4 Satz I werden die Worte „Art. 12 
und Art. 15 Abs. 1“ durch die Worte „Art. 12, 15 
Abs. 1, Art. 28 Abs. 3 und Art. 30 Abs. 2“ er­
setzt.

87. Dem Art. 106 werden folgende neue Absätze 4 und 
5 angefügt:

„(4) Hochschulen, die im letzten Jahr vor allge­
meinem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus staatli­
chen Mitteln gefördert wurden und bei allgemei­
nem Inkrafttreten dieses Gesetzes staatlich ge­
nehmigt waren, können nach Maßgabe der bishe­
rigen Genehmigung weiter betrieben werden. Art. 
92 Abs. 3, Art. 93, 94 Abs. 3, Art. 95 und 102 gelten 
entsprechend.

(5) Eine Anerkennung nichtstaatlicher Hoch­
schulen erfolgt unbeschadet einer Überprüfung 
der Lehrenden nach Inkrafttreten des Bayeri­
schen Hochschullehrergesetzes. Absatz 3 bleibt 
unberührt.“

88. Art. 108 erhält folgende Fassung:

„Art. 108

Ubergangsvorschriften für die Personalstruktur

(1) Für wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal im Beamtenverhältnis, das bei allgemei­
nem Inkrafttreten des Bayerischen Hochschulleh­
rergesetzes noch nicht in Ämter der neuen Perso­
nalstruktur übernommen ist oder nach Art. 41 
Abs. 8 Satz 1 des Bayerischen Hochschullehrerge­
setzes im bisherigen Dienstverhältnis verbleibt, 
sowie für wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal im Angestelltenverhältnis gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes nach Maßgabe der 
folgenden Absätze.

(2) Oberärzte, Wissenschaftliche Räte (und Pro­
fessoren), Abteilungsvorsteher (und Professoren), 
Universitäts- und Hochschuldozenten sowie Fach­
hochschullehrer üben ihre Mitgliedschaftsrechte 
in der Gruppe der Professoren aus; sie sind jedoch 
nicht Professoren im Sinne der Art. 17 Satz 2, Art. 
39 Abs. 2, Art. 46, 47, 103 Abs. 5 Satz 2 und Abs. 8 
sowie Art. 104 Abs. 4 Satz 6; für Fachhochschul­
lehrer gilt Halbsatz 2 erst ab 1. Oktober 1980. 
Satz 1 gilt für Personen entsprechend, die bei all­
gemeinem Inkrafttreten des Bayerischen Hoch­
schullehrergesetzes bis zur endgültigen Besetzung 
eines Lehrstuhls übergangsweise die Aufgaben ei­
nes Lehrstuhls wahrnehmen, für die Dauer dieser 
Tätigkeit.

(3) Die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Personals, 
das nicht von der Regelung des Absatzes 2 erfaßt 
wird, richtet sich nach dessen Zuordnung zu den 
Mitgliedergruppen nach Art. 9 Abs. 2. Die Zuord­
nung entscheidet die Leitung der Hochschule ent­
sprechend den Dienstaufgaben des Personals; die 
Entscheidung ist dem betreffenden Hochschulmit­
glied mitzu teilen.

(4) Für die Prüfungsbefugnis der in Absatz 2 
Sätze 1 und 2 Genannten gilt Art. 69 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 und Satz 2 entsprechend.“

89. Nach Art. 110 wird folgender neuer Art. 110a ein­
gefügt:

„Art. 110a

Abschlüsse von Berechtigten nach § 92 des 
Bundesvertriebenengesetzes

(1) Nach § 92 des Bundesvertriebenengesetzes 
Berechtigte und deren Abkömmlinge, die auf 
Grund einer abgeschlossenen Hochschulausbil­
dung vor der Vertreibung, Aussiedlung oder Zu­
wanderung im Herkunftsland einen akademi-
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sehen Grad erworben haben, dessen materielle 

Gleichwertigkeit mit einem im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes vorgesehenen akademischen 
Grad nachgewiesen ist, können im Rahmen des 

Verfahrens nach dem Gesetz über die Führung 
akademischer Grade auf Antrag die Genehmi­
gung erhalten, ihren akademischen Grad in der 
Form des gleichwertigen akademischen Grades 

im Geltungsbereich des Grundgesetzes zu führen.

(2) Auf Antrag kann ferner die Führung eines 
staatlichen Grades (Berufs- und Standesbezeich­
nung) genehmigt werden, der in einem Land ver­
liehen wurde, aus welchem nach § 92 des Bundes- 
vertriebenengesetzes Berechtigte oder deren Ab­
kömmlinge stammen, sofern der staatliche Grad 
im Anschluß an ein Hochschulstudium verliehen 
wurde. Die Genehmigung ist den nach § 92 des 
Bundesvertriebenengesetzes Berechtigten und de­
ren Abkömmlingen zu erteilen, wenn die mate­
rielle Gleichwertigkeit des staatlichen Grades mit 
einem akademischen Grad im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes nachgewiesen ist; für die Füh­
rungsform gilt in diesem Falle Absatz 1 entspre­
chend. Andere gesetzliche Bestimmungen über die 
Führung von Berufsbezeichnungen im Geltungs­

bereich des Grundgesetzes bleiben unberührt.

(3) Nach § 92 des Bundesvertriebenengesetzes 
Berechtigten und deren Abkömmlingen, die vor 
der Vertreibung, Aussiedlung oder Zuwanderung 
im Herkunftsland einen berufsqualifizierenden 
Abschluß erworben haben, der dem Abschluß ei­
ner öffentlichen oder staatlich anerkannten Bil­
dungseinrichtung im Geltungsbereich des Grund­
gesetzes, die in den Fachhochschulbereich einbe­
zogen wurde, gleichwertig ist, kann auf Antrag 
die Berechtigung zuerkannt werden, die gleiche 

Bezeichnung zu führen wie Absolventen der 
gleichwertigen Bildungseinrichtungen im Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes. Die Zuerken­
nung dieser Berechtigung kann versagt werden, 
wenn entsprechende Bildungseinrichtungen in 
Bayern nicht vorhanden waren oder nicht in den 
Hochschulbereich einbezogen wurden.

(4) Für die Genehmigungen nach den Absätzen 
1 und 2 sowie für die Zuerkennung der Berechti­
gung nach Absatz 3 ist das Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus zuständig. Die Genehmi­
gung sowie die Zuerkennung kann mit Auflagen 
und Bedingungen verbunden werden; insbesonde­

re kann die Auflage erteilt werden, die genehmig­
te Bezeichnung mit einem auf das Herkunftsland 
hinweisenden Zusatz zu führen.

(5) Das Staatsministerium für Unterricht und 

Kultus kann die Genehmigung nach Absatz 2 un­
ter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 des Geset­
zes über die Führung akademischer Grade wider­
rufen. Es kann ferner die unbefugte Führung von 

akademischen oder staatlichen Graden oder von 
Bezeichnungen, die diesen zum Verwechseln ähn­
lich sind, auch gegenüber Personen, die nicht Be­
rechtigte nach § 92 des Bundesvertriebenengeset­
zes sind, untersagen.

(6) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Geneh­

migungen nach den Absätzen 1 bis 3 und für das 
Antragsverfahren näher zu regeln. Es wird ferner 
ermächtigt, die Zuständigkeiten nach den Absät­

zen 4 und 5 auf nachgeordnete Behörden zu über­
tragen.“

§2

Ubergangsvorschriften
(1) Die Bestimmungen über die Zusammensetzung 

der Kollegialorgane und anderen Gremien in der

Fassung dieses Gesetzes mit Ausnahme der Art. 19 
Abs. 2 Satz 7 und Art. 28 Abs. 3 finden erstmals bei 
der nächsten, nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
stattfindenden Wahlen zu den Kollegialorganen An­

wendung.

(2) Für die laufende Amtszeit der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestellten hauptberuflichen Präsi­

denten und Vorsitzenden von Präsidialkollegien gilt 
Art. 13 Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen Hochschulgeset­

zes in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung weiter.

(3) Für die Universität Erlangen-Nürnberg gilt 
Art. 103 Abs. 9 des Bayerischen Hochschulgesetzes in 

der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas­
sung fort.

§3

(1) Das Bayerische Fachhochschulgesetz vom 
27. Oktober 1970 (GVB1 S. 481), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 21. Dezember 1973 (GVB1 S. 679), wird wie 
folgt geändert:

1. Art. 1 Abs. 1 Satz 4, Art. 22, 23 Abs. 1 bis 3, Art. 25, 
26, 70 und 71 Abs. 1 wei den aufgehoben.

2. In Art. 71 Abs. 2 werden die Worte „für den alten 

und den neuen Abschluß dieselben sein“ durch die 
Worte „dieselben sein wie diejenigen, die für den 
entsprechenden Fachhochschulabschluß bis zum 

1. Oktober 1978 verliehen wurden“ ersetzt.

(2) Nach Art. 25 des Bayerischen Beamtenfach­
hochschulgesetzes vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387), 
geändert durch Gesetz vom 11. August 1978 (GVB1 

S. 528), wird folgender neuer Art. 25a eingefügt:

„Art. 25a

Bildungseinrichtungen des Bundes

Bildungseinrichtungen des Bundes auf der Ebene 
der Fachhochschulen, die ausschließlich der Ausbil­
dung für den gehobenen öffentlichen Dienst des Bun­
des dienen, können auf Antrag durch das Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen Befugnisse 
staatlicher Hochschulen verliehen werden. Der zwei­

te und dritte Abschnitt des Bayerischen Hochschul­
gesetzes gelten entsprechend, soweit es mit der be­
sonderen Struktur und Aufgabenstellung dieser Ein­
richtungen vereinbar ist; anstelle der Anforderungen 

des Art. 98 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Hochschul­

gesetzes treten die Anforderungen an vergleichbaren 
staatlichen Bildungseinrichtungen.“

§ 4

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
wird ermächtigt, das Bayerische Hochschulgesetz 

neu bekanntzumachen sowie Änderungen in der Rei­
henfolge der Vorschriften und dabei notwendig er­
scheinende redaktionelle Änderungen vorzunehmen, 
insbesondere Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be­

seitigen.

§5

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1978 in Kraft.

München, den 24. August 1978

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Dr. Hillermeier

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 

und Staatsminister der Justiz
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Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 

über die Führung akademischer Grade

Vom 31. Juli 1978

Auf Grund des § 8 des Gesetzes über die Führung 
akademischer Grade vom 7. Juni 1939 (BayBS ErgB 
S. 115), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 
1974 (GVB1 S. 354), erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus folgende Verord­
nung:

§1

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Führung akademischer Grade vom 21. Juli 
1939 (BayBS ErgB S. 116) wird wie folgt geändert:

1. Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3

Zuständig für die Entscheidung über die Entzie­
hung eines akademischen Grades ist das in der je­
weils einschlägigen Habilitations-, Promotions­
oder sonstigen Hochschulprüfungsordnung be­
stimmte Gremium. Soweit hierin keine Regelung 
getroffen ist, ist der Fachbereichsrat zuständig.“

2. Nummer 4 wird aufgehoben.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1978 in Kraft.

München, den 31. Juli 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister

Zweite Verordnung
zur Änderung der Hufbeschlagverordnung

Vom 1. August 1978

Auf Grund des § 4 des Gesetzes über den Hufbe­
schlag vom 20. Dezember 1940 (RGBl 1941 I S. 3, 
BGBl III 7112-1) in Verbindung mit Art. 129 Abs. 2 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land und § 1 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 122 über den Er­
laß von Rechtsverordnungen auf Grund vormaligen 
Reichsrechts vom 8. Mai 1948 (BayBS I S. 47) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten folgende Verordnung:

§ 1

Die Hufbeschlagverordnung vom 10. April 1968 
(GVB1 S. 147), geändert durch Verordnung vom 21. 
Juli 1976 (GVB1 S. 350), wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Schmie­
dehandwerk“ die Worte eingefügt „oder einem 
mit dem Schmiedehandwerk verwandten 
Handwerk“;

b) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. als Lehrling oder Geselle mindestens ein 
Jahr bei anerkannten Hufbeschlagschmie­
den im Hufbeschlag tätig gewesen ist und“.

2. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „mindestens zwei“ 
durch das Wort „vier“ ersetzt.

3. § 22 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. das 24. Lebensjahr vollendet hat,-die Meisterprü­
fung im Schmiedehandwerk oder einem mit dem 
Schmiedehandwerk verwandten Handwerk be­
standen hat, als geprüfter Hufbeschlagschmied 
nach dieser Verordnung oder nach der Hufbe­
schlagverordnung vom 14. Dezember 1965 (BGBl 
I S. 2095), geändert durch Verordnung vom 12. 
Juli 1974 (BGBl I S. 1477), anerkannt ist und als 
solcher mindestens drei Jahre im Hufbeschlag 
tätig gewesen ist,“.

4. In § 23 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Ge­
burtszeugnis“ die Worte „der Meisterbrief“ einge­
fügt.

5. In § 24 Satz 1 wird das Wort „zwei“ durch das Wort 
„vier“ ersetzt.

6. § 25 Nr. 3 wird gestrichen; die bisherigen Nummern 
4 bis 8 werden die Nummern 3 bis 7.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in
Kraft.

München, den 1. August 1978

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten

I. V. Simon N ü s s e 1, Staatssekretär

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 

bayerischen Studentenwerke 

Vom 2. August 1978

Auf Grund von Art. 82 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 
Satz 2, Art. 83 Abs. 2 und Art. 90 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 21. Dezember 
1973 (GVB1 S. 679, ber. 1974 S. 45), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVB1 S. 498), erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus, soweit erforderlich im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen, folgen­
de Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die bayerischen Studenten­
werke (StudWV) vom 20. Mai 1974 (GVB1 S. 240) wird 
wie folgt geändert:

1. In § 1 werden nach den Worten „mit dem Sitz in 
München,“ die Worte „das Studentenwerk Ober­
franken mit dem Sitz in Bayreuth,“ eingefügt.

2. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Aufgaben nach Art. 4 des Bayerischen 
Ausführungsgesetzes zum Bundesausbildungsför­
derungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. August 1976 (GVB1 S. 339) sind den Stu­
dentenwerken als staatliche Aufgaben gemäß 
Art. 82 Abs. 1 Satz 2 BayHSchG übertragen.“

3. § 3 erhält folgende Fassung:

„§3

Die Studentenwerke sind für folgende Hochschu­
len und Einrichtungen zuständig:

1. Studentenwerk Augsburg für 

die Universität Augsburg, 

die Fachhochschule Augsburg und 

die Fachhochschule Kempten,
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2. Studentenwerk Erlangen-Nürnberg für 

die Universität Erlangen-Nürnberg,

die Akademie der bildenden Künste Nürnberg, 

die Augustana-Hochschule Neuendettelsau ohne 

die Abteilung München,

die Kirchliche Gesamthochschule Eichstätt ohne 

die Abteilung München, 

die Fachhochschule Nürnberg, 

die Fachhochschule Weihenstephan — Abteilung 

Triesdorf — und

die Stiftungsfachhochschule Nürnberg,

3. Studentenwerk München für 

die Universität München,

die Technische Universität München, 

die Akademie der bildenden Künste München, 

die Hochschule für Musik München, 

die Hochschule für Fernsehen und Film Mün­

chen,

die Hochschule für Politik München, 

die Augustana-Hochschule Neuendettelsau — 

Abteilung München — , 

die Kirchliche Gesamthochschule Eichstätt — 

Abteilung München — , 

die Fachhochschule München, 

die Fachhochschule Rosenheim, 

die Fachhochschule Weihenstephan mit Ausnah­

me der Abteilungen Triesdorf und Schön­

brunn,

das Sprachen- und Dolmetscherinstitut München 

und

die Blocherer-Schule für freie und angewandte 

Kunst München,

Vierte Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 

Ausbildungsrichtungen und Fachrichtungen 
der Fachakademien

Vom 8. August 1978

Auf Grund von Art. 64 Abs. 2, Art. 68 Abs. 1, Art. 70 

Abs. 1 und Art. 71 Abs. 1 des Gesetzes über das beruf­

liche Schulwesen vom 15. Juni 1972 (GVB1 S. 189), zu­

letzt geändert durch Gesetz vom 15. Juli 1977 (GVB1 

S. 349, ber. 1978 S. 15) erläßt das Bayerische Staatsmi­

nisterium für Unterricht und Kultus, soweit erfor­

derlich im Einvernehmen mit dem Bayerischen 

Staatsministerium der Finanzen, folgende Verord­

nung:

§ 1

In § 2 Abs. 1 der Verordnung über die Ausbildungs­

richtungen und Fachrichtungen der Fachakademien 

vom 23. Januar 1973 (GVB1 S. 37), zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 29. September 1975 (GVB1 S. 

349), werden nach dem Wort „Wirtschaft“ die Worte

„Heilpädagogik 

Medizin technik 

Sport“

eingefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in 

Kraft.

München, den 8. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister

4. Studentenwerk Oberfranken für 

die Universität Bayreuth und

die Fachhochschule Coburg einschließlich Stu­

dienkolleg,

5. Studentenwerk Regensburg für 

die Universität Regensburg,

die Universität Passau, 

die Fachhochschule Landshut, 

die Fachhochschule Regensburg und 

die Fachhochschule Weihenstephan, Abteilung 

Schönbrunn,

6. Studentenwerk Würzburg für 

die Universität Würzburg,

die Hochschule für Musik Würzburg,

die Gesamthochschule Bamberg und

die Fachhochschule Würzburg-Schweinfurt.“

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1978 in Kraft.

Verordnung
zur Änderung der Landesfischereiverordnung

Vom 11. August 1978

Auf Grund des Art. 72 des Fischereigesetzes für 

Bayern vom 15. August 1908 (BayBS IV S. 453), zu­

letzt geändert durch Gesetz vom 11. November 1974 

(GVB1 S. 610), und des Art. 54 Abs. 1 Nr. 4 des Landes- 

straf- und Verordnungsgesetzes erläßt das Bayeri­

sche Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­

schaft und Forsten im Einvernehmen mit dem Baye­

rischen Staatsministerium des Innern folgende Ver­

ordnung:

§1

Die Landesverordnung über die Fischerei (Landes­

fischereiverordnung) vom 16. September 1968 (GVB1 

S. 323) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In den Absätzen 1 und 4 werden die Worte „Fi­

sche und Krebse“ durch die Worte „Fische, 

Krebse und Schildkröten“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In der Spaltenüberschrift werden die Worte 

„Fisch- oder Krebsart“ durch das Wort „Art“ 

ersetzt.München, den 2. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister

bb) Für die in Absatz 3 unter Nummer 15 ge­

nannte Fischart wird die Angabe „30 cm“ 

durch einen waagerechten Strich, der waa­

gerechte Strich in der Spalte „Schonzeit“ 

durch das Wort „ganzjährig“ ersetzt.
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cc) Nach der Nummer 15 werden folgende neue 
Nummern 16 bis 20 eingefügt:

„16. Perlfisch (Rutilus frisii meidingeri
[Heckei]) — ganzjährig

17. Streber (Aspro streber [Siebold])
— ganzjährig

18. Zingel (Aspro zingel [L.])
— ganzjährig

19. Bachneunauge (Lampreta planeri
[Bloch]) — ganzjährig

20. Sumpfschildkröte (Emys orbicularis
[L.]) — ganzjährig“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Fische 
und Krebse“ durch die Worte „Fische, Krebse 
und Schildkröten“ ersetzt.

b) In Absatz 4 wird der Strichpunkt durch einen 
Punkt ersetzt. Absatz 4 Halbsatz 2 erhält als 
neuer Satz 2 folgende Fassung:

„Zum Schutz des Fischbestandes kann die Re­
gierung durch Anordnung für den Einzelfall die 
Anwendung zulässiger Fangarten, Fanggeräte 
(insbesondere von Aalfang-Großgeräten) und 
Fangvorrichtungen regeln.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wer ortsveränderliche Elektrofischerei­
anlagen persönlich betreiben will, bedarf der 

Erlaubnis. Die Erlaubnis wird durch die Bayeri­
sche Landesanstalt für Fischerei in Starnberg 
(Landesanstalt) in widerruflicher Weise, nach 
Geräteart und Nennspannung unbeschränkt 
oder beschränkt, als Bedienungsschein erteilt. 
Die Erteilung des Bedienungsscheins ist davon 
abhängig, daß der Antragsteller an einem Lehr­
gang über Elektrofischerei teilgenommen und 
seine Befähigung durch das Bestehen einer Prü­
fung vor der Landesanstalt nachgewiesen hat. 
Eines Bedienungsscheins bedarf nicht, wer als 
Teilnehmer an einem Lehrgang oder einer Prü­
fung für Elektrofischer auf Weisung oder unter 
Aufsicht des Lehrgangsleiters oder eines Prü­
fungsausschußmitgliedes eine Elektrofischerei­
anlage persönlich betreibt. Ein in einem ande­
ren Land der Bundesrepublik Deutschland aus­
gestellter Bedienungsschein steht der Erlaubnis 
nach Satz 1 gleich, wenn die Landesanstalt 
durch Bescheid festgestellt hat, daß der Bedie­

nungsschein auf Grund einer gleichwertigen 
Prüfung erteilt worden ist.“

b) In Absatz 5 wird Satz 2 gestrichen.

4. Nach § 3 wird folgender neuer § 3a eingefügt:

„§ 3a

Nachweis der Befähigung

(1) Die in der Prüfung nach §3 Abs. 3 Satz 3
nachzuweisende Befähigung umfaßt ausreichende
Kenntnisse und Fertigkeiten auf folgenden Gebie­
ten:

1. Fischereiliche und elektrotechnische Grundlagen 
der Anwendung von Elektrizität in der Fischerei,

2. Elektrofischereigeräte, ihr Einsatz am Gewässer 
und ihre Wartung,

3. die Wirkungen der Elektrizität auf die Fische 
und die Behandlung der gefangenen Fische,

4. Unfallverhütung und Erste Hilfe bei Elektrofi­
schereiunfällen,

5. einschlägige technische Bestimmungen und 
Rechtsvorschriften.

(2) Die Durchführung der Prüfung wird einem 
Prüfungsausschuß übertragen, der bei der Landes­
anstalt gebildet wird. Der Prüfungsausschuß be­
steht aus

1. dem Ausbildungsleiter der Landesanstalt oder 
einem Vertreter als Vorsitzenden,

2. dem für die Elektrofischerei zuständigen Sach­
bearbeiter der Landesanstalt,

3. zwei ehrenamtlichen Prüfern, und zwar einem 
Elektrotechniker, der mit den einschlägigen 
VDE-Bestimmungen vertraut ist, und einem in 
der Elektrofischerei erfahrenen Praktiker.

(3) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen 
und einem mündlich-praktischen Teil. Bei nicht 
ausreichender Leistung in einem Prüfungsteil hat 
der Bewerber die Prüfung nicht bestanden. Uber 
das Prüfungsergebnis ist dem Bewerber ein Zeug­
nis zu erteilen, das vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu unterzeichnen ist.

(4) Uber das Ergebnis und den wesentlichen In­
halt der Prüfung ist eine Niederschrift aufzuneh­
men, die vom Vorsitzenden des Prüfungsausschus­
ses zu unterzeichnen ist.“

5. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Ausnahmen

(1) Unbeschadet der fischerei- und wasserrechtli­
chen Vorschriften sind die Bayerische Landesan­
stalt für Fischerei in Starnberg und die Bayerische 
Landesanstalt für Wasserforschung in München im 
Rahmen ihrer jeweiligen Dienstaufgaben befreit

1. von den Fangbeschränkungen des § 1,

2. von dem Verbot des Fischens gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 1, soweit es sich um Lichtquellen handelt, 
ferner von den Verboten des § 2 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 4 
und Nr. 5.

(2) Für die von den Dienstangehörigen der An­
stalten ausgeübte Elektrofischerei gelten die Vor­
schriften des § 3 Abs. 3 mit Abs. 7 und des § 3a so­
wie die Dienstvorschriften für die Elektrofische­
rei.“

6. Nach § 8 wird folgender neuer § 8a eingefügt:

„§ 8a

Bußgeldvorschriften

(1) Nach Art. 101 Nr. 4 des Fischereigesetzes für 
Bayern kann mit Geldbuße belegt werden, wer

1. entgegen § 1 Abs. 1 Fische, Krebse oder Schild­
kröten, für die Schonzeiten festgesetzt sind, 
während der Schonzeit fängt,

2. entgegen § 1 Abs. 2 Fische oder Krebse, für die 
Schonmaße festgelegt sind, vor Erreichung der 
Schonmaße fängt,

3. entgegen § 1 Abs. 4 Fische, Krebse oder Schild­
kröten, die er unter dem Schonmaß oder in der 
Schonzeit gefangen hat, nicht unverzüglich in 
dieselbe Gewässerstrecke zurücksetzt,

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 1 Abs. 6 
Satz 1 über Schonmaße und Schonzeiten zuwi­
derhandelt oder einer damit verbundenen Auf­
lage nach § 1 Abs. 6 Satz 2 zuwiderhandelt,

5. den Vorschriften des § 2 Abs. 1 über Fangarten, 
Fanggeräte und Fangvorrichtungen zuwider­
handelt,

6. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 1 Fische, Krebse oder 
Schildkröten, die in Fanggeräten oder Fangvor­
richtungen tot aufgefunden wurden, dem Ge­
wässer nicht entnimmt,
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7. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Fische in ein Gewäs­
ser tot einbringt,

8. einer vollziehbaren Auflage nach § 2 Abs. 3 
Satz 2 über Ausnahmen von verbotenen Fangar­
ten oder Fanggeräten nicht nachkommt,

9. einer befristeten vollziehbaren Anordnung nach 
§ 2 Abs. 4 Satz 1 über das Verbot weiterer Fang­
arten, Fanggeräte und Fangvorrichtungen oder 
über bestimmte Maschenweiten zuwiderhan­
delt,

10. einer vollziehbaren Anordnung nach § 2 Abs. 4 
Satz 2 über die Anwendung zulässiger Fangar­
ten, Fanggeräte und Fangvorrichtungen zuwi­
derhandelt,

11. einer vollziehbaren Auflage nach §3 Abs. 2 
Satz 3 über Beschränkungen bei der Ausübung 
der Elektrofischerei nicht nachkommt,

12. entgegen §3 Abs. 5 die Elektrofischerei unter 
Anwendung nichtzugelassener Stromarten aus­
übt,

13. entgegen § 3 Abs. 6 die Führung der Fangelek­
trode einem anderen überläßt,

14. entgegen § 3 Abs. 7 bei der Ausübung der Elek­
trofischerei den Berechtigungsschein, den Be­
dienungsschein und den Zulassungsschein nicht 
mit sich führt oder diese Papiere Polizeibeam­
ten oder Fischereiaufsehern auf Verlangen zur 
Einsichtnahme nicht aushändigt,

15. einer vollziehbaren Auflage nach §4 Halbsatz 2 
zur Erhaltung der Betriebssicherheit der ortsfe­
sten elektrischen Anlage oder zum Schutz des 
Fischbestandes nicht nachkommt,

16. entgegen §6 zu verbotener Zeit Enten in ein 
Fischwasser einläßt,

17. einer vollziehbaren Anordnung gemäß § 6 Abs. 2 
über die zeitliche Ausdehnung des Einlaßverbo­
tes für Enten in ein Fischwasser zuwiderhan­
delt,

18. entgegen § 7 Abs. 1 lebende oder tote Fische, die 
das festgesetzte Schonmaß nicht erreicht haben, 
veräußert, erwirbt oder versendet.

(2) Geräte, die bei einer verbotenen Fangart ge­
braucht worden sind und Fische, die entgegen den 
Vorschriften über die Fangbeschränkungen gefan­
gen oder entgegen den Vorschriften über den Ver­
kehr von Fischen gekauft, verkauft, feilgehalten 
oder sonst in den Verkehr gebracht worden sind, 
können eingezogen werden.“

7. In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „und am
30. September 1978 außer Kraft“ gestrichen.

§2

Diese Verordnung tritt am 15. September 1978 in 
Kraft.

München, den 11. August 1978

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten

I. V. Simon N ü s s e 1, Staatssekretär

Verordnung
über die Ergänzungsprüfung für Beamte des 
mittleren nichttechnischen Dienstes zum 
Erwerb der Zulassungsvoraussetzungen zur 

Beamtenfachhochschule 

Vom 14. August 1978

Auf Grund des Art. 15 Abs. 3 Satz 2 des Bayeri­
schen Beamtenfachhochschulgesetzes (BayBFHG) 
vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387), geändert durch Ge­
setz vom 11. August 1978 (GVB1 S. 528), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus im Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsmi­
nisterien der Finanzen, des Innern, der Justiz sowie 
für Arbeit und Sozialordnung nach Anhörung des Lan­
despersonalausschusses folgende Verordnung:

1. Allgemeines

§1

Zweck der Prüfung

(1) Die Ergänzungsprüfung soll zeigen, ob die Be­
amten des mittleren nichttechnischen Dienstes, die in 
den gehobenen nichttechnischen Dienst aufsteigen 
wollen, nach ihren Kenntnissen und Fähigkeiten für 
ein Studium an der Beamtenfachhochschule geeignet 
sind.

(2) Das Zeugnis über die bestandene Ergänzungs­
prüfung weist keine Qualifikation für ein Studium in 
anderen Fachhochschulstudiengängen nach.

§2

Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Ergänzungsprüfung werden Beamte des 
mittleren nichttechnischen Dienstes zugelassen, 
wenn sie die in Art. 15 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BayBFHG 
genannten Bildungsvoraussetzungen erfüllen und an 
dem neunmonatigen verwaltungsinternen Vorberei­
tungslehrgang auf die Ergänzungsprüfung (Ergän­
zungslehrgang) regelmäßig teilgenommen haben. 
Das Vorliegen der Aufstiegsvoraussetzungen in den 
gehobenen Dienst ist von der obersten Dienstbehörde 
bei der Zulassung des Bewerbers zum Ergänzungs­
lehrgang festzustellen; dabei ist hinsichtlich der 
Dienstzeit (§ 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Laufbahnver­
ordnung — LbV —, in der jeweils gültigen Fassung) 
und des Lebensalters (§ 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LbV) 
des Bewerbers auf den Zeitpunkt des Studienbeginns 
an der Beamtenfachhochschule abzustellen.

(2) Zum Ergänzungslehrgang und zur Ergänzungs­
prüfung können auf Antrag einer öffentlich-rechtli­
chen Religionsgesellschaft Bedienstete aus deren Be­
reich zugelassen werden, wenn diese die in Art. 15 
Abs. 2 Nr. 1 BayBFHG genannten Bildungsvorausset­
zungen erfüllen und eine dem Art. 15 Abs. 2 Nr. 2 
BayBFHG entsprechende Qualifikation nachweisen.

(3) Zur Ergänzungsprüfung können auch Beamte 
des mittleren nichttechnischen Dienstes und Bedien­
stete nach Absatz 2 auf Antrag der obersten Dienst­
behörde oder der öffentlich-rechtlichen Religionsge­
sellschaft zugelassen werden, wenn sie die in Art. 15 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 BayBFHG genannten Bildungsvor­
aussetzungen erfüllen, jedoch an einem Ergänzungs­
lehrgang nicht teilgenommen haben. Das Vorliegen 
der Aufstiegsvoraussetzungen in den gehobenen 
Dienst ist von der obersten Dienstbehörde bei der Zu­
lassung des Bewerbers zur Ergänzungsprüfung fest-
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zustellen; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 gilt entspre­

chend.

§3

Zulassungsverfahren

(1) Der Leiter des Ergänzungslehrganges hat dem 

Vorsitzenden des Prüfungsausschusses spätestens 

vier Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung ei­

ne Liste der Teilnehmer am Ergänzungslehrgang 

nach §2 Abs. 1 und 2 zu übermitteln; hierbei ist für 

jeden Teilnehmer am Ergänzungslehrgang die nach 

§ 10 gebildete Fortgangsnote in den einzelnen Fä­

chern der schriftlichen Prüfung auszuweisen. Die 

gemeldeten Teilnehmer gelten als zur Prüfung zuge­

lassen.

(2) Der Antrag auf Zulassung für Bewerber nach 

§ 2 Abs. 3 ist von der obersten Dienstbehörde oder der 

öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bis spä­

testens zwei Monate vor Beginn der schriftlichen Prü­

fung beim Leiter des Ergänzungslehrganges einzu­

reichen und von diesem dem Vorsitzenden des Prü­

fungsausschusses spätestens vier Wochen vor Beginn 

der schriftlichen Prüfung vorzulegen. Über die Zu­

lassung zur Prüfung entscheidet der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses.

II. Durchführung der Prüfung 
und Prüfungsausschuß

§4

Durchführung der Prüfung

Die Prüfung wird durch das Bayerische Staatsmi­

nisterium für Unterricht und Kultus durchgeführt. 

Es bestellt den Prüfungsausschuß.

§5

Prüfungsausschuß, Zusammensetzung

(1) Dem Prüfungsausschuß für die Ergänzungsprü­

fung gehören an:

1. Ein vom Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus aus seinem Bereich benanntes Mitglied als Vor­

sitzender,

2. je ein von den Staatsministerien der Finanzen, des 

Innern, der Justiz sowie für Arbeit und Sozial­

ordnung aus ihrem Bereich benanntes Mitglied,

3. der Leiter des Ergänzungslehrganges.

Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter bestellt.

(2) Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn 

mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Er 

entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen­

gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(3) Uber die Sitzungen des Prüfungsausschusses ist 

eine Niederschrift zu führen; der Vorsitzende be­

stimmt einen Schriftführer.

§6

Aufgaben des Prüfungsausschusses

(1) Der Prüfungsausschuß hat

1. den Termin für die Prüfung festzusetzen, -

2. die Prüfer zu bestellen,

3. auf Grund von Vorschlägen des Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus über die Prüfungsauf­

gaben und die zugelassenen Hilfsmittel zu entschei­

den,

4. über Anträge auf Prüfungsvergünstigungen zu ent­

scheiden,

5. über die Folgen eines Unterschleifs, des Rücktritts, 

der Verhinderung oder des Versäumnisses zu ent­

scheiden,

6. das Bestehen oder Nichtbestehen der Ergänzungs­

prüfung festzustellen.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hat 

alle sonstigen, die Prüfung betreffenden Maßnahmen 

und Entscheidungen zu treffen; er hat insbesondere 

die organisatorische Durchführung der Prüfung zu 

leiten und die Prüfer einzuteilen. Er wird dabei vom 

Leiter des Ergänzungslehrgangs unterstützt.

III. Inhalt der Prüfung

§7

Prüfungsleistungen

(1) Die Ergänzungsprüfung besteht aus 5 schriftli­

chen Prüfungsaufgaben in folgenden Fächern:

1. ) Deutsch Bearbeitungszeit: 240 Min.

2. ) Englisch 150 Min.

3. ) Mathematik 150 Min.

4. ) Geschichte und Sozialkunde 120 Min.

5. ) Staats- und Verwaltungskunde 120 Min.

(2) Soweit in einer schriftlichen Arbeit eine 

schlechtere Note als ausreichend erzielt wurde, ist in 

diesem Fach auch eine mündliche Prüfung mit einer 

Dauer von 20 Minuten abzulegen. Zur mündlichen 

Prüfung wird nicht zugelassen, wer in drei oder mehr 

Fächern der schriftlichen Prüfung eine schlechtere 

Note als ausreichend erzielt hat.

(3) Die Prüfungsanforderungen richten sich nach 

den vom Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus genehmigten Lehrplänen des Ergänzungslehr­

gangs.

§8

Durchführung der schriftlichen 

und mündlichen Prüfung

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­

tus gibt den vom Prüfungsausschuß festgesetzten 

Prüfungstermin bekannt.

(2) Der Leiter des Ergänzungslehrgangs zeigt dem 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus recht­

zeitig die erforderliche Zahl von Aufgabentexten an.

(3) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je 

von zwei Prüfern bewertet. Die Note ergibt sich aus 

der übereinstimmenden Bewertung beider Prüfer. 

Können sich die beiden Prüfer nicht auf eine Bewer­

tung einigen, so wird die Note vom Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses oder von einem durch ihn zu 

bestimmenden dritten Prüfer festgesetzt.

(4) Die mündlichen Prüfungen werden vor einer 

Prüfungskommission abgelegt, die aus jeweils drei 

Mitgliedern besteht; davon müssen mindestens zwei 

Mitglieder Vertreter des jeweils geprüften Faches 

sein. Der Vorsitzende der Prüfungskommission soll 

Mitglied oder stellvertretendes Mitglied des Prü­

fungsausschusses sein. Die Note der mündlichen Prü­

fung wird von der Prüfungskommission durch Mehr­

heitsbeschluß festgelegt. Die mündlichen Prüfungen 

sind nicht öffentlich. Beauftragte der in § 5 Abs. 1 

Nr. 1 und 2 genannten Staatsministerien haben das 

Recht zur Anwesenheit bei den Prüfungen.



616 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/1978

§9

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die einzelnen schriftlichen und mündlichen Lei­
stungen sowie die Leistungen in den einzelnen Prü­
fungsfächern werden nach folgenden Notenstufen
bewertet:

sehr gut = 1

gut = 2

befriedigend = 3

ausreichend — 4

mangelhaft = 5

ungenügend = 6

Zwischennoten werden nicht erteilt. Die Bewertung 

einer schriftlichen Arbeit ist zu begründen.
Den Noten sind folgende Wortbedeutungen zugrun­
dezulegen:

1. sehr gut (1); die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, 
wenn die Leistung den Anforderungen in besonde­

rem Maße entspricht;

2. gut (2); die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn die 

Leistungen den Anforderungen voll entspricht;

3. befriedigend (3); die Note „befriedigend“ soll erteilt 
werden, wenn die Leistung im allgemeinen den 

Anforderungen entspricht;

4. ausreichend (4); die Note „ausreichend“ soll erteilt 
werden, wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, 
aber im ganzen den Anforderungen noch ent­

spricht;

5. mangelhaft (5); die Note „mangelhaft“ soll erteilt 
werden, wenn die Leistung den Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen läßt, daß die not­
wendigen Grundkenntnisse vorhanden sind und die 
Mängel in absehbarer Zeit behoben werden kön­

nen;

6. ungenügend (6); die Note „ungenügend“ soll erteilt 
werden, wenn die Leistung den Anforderungen 
nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, daß die Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden können.

(2) Die Noten in einem Prüfungsfach werden durch 
Errechnung des Mittels aus den Noten der schriftli­
chen Prüfung, einer gemäß § 7 Abs. 2 abgelegten 
mündlichen Prüfung sowie der für den Ergänzungs­
lehrgang errechneten Fortgangsnote gebildet. Die 
Note der schriftlichen Prüfung zählt hierbei zwei­
fach, die Note der mündlichen Prüfung sowie die 
Fortgangsnote je einfach. Die so errechnete Noten­
summe ist durch 4 — soweit keine mündliche Prü­
fung abgelegt wurde, durch 3 — zu teilen. Hierbei er­
gibt sich bei einem arithmetischen Mittel

von 1,00—1,50 die Note 1 

von 1,51—2,50 die Note 2 

von 2,51—3,50 die Note 3 

von 3,51—4,50 die Note 4 

von 4,51—5,50 die Note 5 

von 5,51—6,00 die Note 6.

(3) Kann eine Fortgangsnote in einem Prüfungs­
fach nicht gebildet werden (§ 10 Abs. 3 Satz 4), so be­
stimmt sich die Note in dem betreffenden Prüfungs­
fach aus dem Ergebnis der schriftlichen und dem Er­
gebnis einer gegebenenfalls gemäß § 7 Abs. 2 abge­
legten mündlichen Prüfung im Verhältnis 2:1. Ab­
satz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(4) Für die Festsetzung der Prüfungsnoten für Prü­

fungsteilnehmer nach § 2 Abs. 3 und nach § 16 gilt 
Absatz 3 entsprechend.

§ 10

Bildung der Fortgangsnote

(1) Die Fortgangsnote für den Ergänzungslehrgang 
wird von der Lehrerkonferenz festgelegt, der alle 
Lehrer des Ergänzungslehrgangs angehören; den 
Vorsitz führt der Leiter des Ergänzungslehrgangs. 
Hierfür erstellt der Lehrer des einzelnen Faches einen 
Notenvorschlag. Dieser ergibt sich aus dem auf eine 
Dezimale errechneten arithmetischen Mittel der No­
ten der vom Teilnehmer während des Lehrgangs be­
arbeiteten angekündigten schriftlichen Aufgaben 
und der aus den anderen Leistungen gebildeten 
mündlichen Note; die Note aus den schriftlichen Lei­
stungen und die mündliche Note werden im Verhält­
nis 2:1 gewertet. § 9 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(2) Die Lehrerkonferenz entscheidet mit Stimmen­
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. Die Lehrerkonferenz ist 
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglie­
der anwesend sind.

(3) Während des Lehrgangs sind in jedem Prü­
fungsfach nach § 7 Abs. 1 mindestens drei schriftliche 
Aufgaben mit einer Bearbeitungszeit von je minde­
stens 45 Minuten zur Bearbeitung zu stellen. Ange­
kündigte schriftliche Aufgaben, denen der Teilneh­
mer ohne zureichende Entschuldigung ferngeblieben 
ist, sind mit der Note 6 zu bewerten. Ist ein Teilneh­
mer angekündigten schriftlichen Aufgaben mit aus­
reichender Entschuldigung ferngeblieben, erhält er 
einen Nachtermin. Ist dies nicht möglich, unterbleibt 
die Bildung einer Fortgangsnote in diesem Prüfungs­
fach, wenn weniger als zwei schriftliche Aufgaben in 
diesem Fach bearbeitet wurden.

§11

Ermittlung der Prüfungsgesamtnote

Die Prüfungsgesamtnote ist das arithmetische Mit­
tel aus den Noten der fünf Prüfungsfächer, berechnet 
auf eine Dezimalstelle.

§12

Nichtbestehen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn in einem 
oder mehreren Prüfungsfächern die Note ungenü­
gend oder in zwei oder mehreren Prüfungsfächern 
die Note mangelhaft erzielt wurde und kein Noten­
ausgleich nach Absatz 2 gewährt werden kann.

(2) Liegt bei mindestens ausreichenden Noten in al­
len übrigen Prüfungsfächern nicht mehr als einmal 
die Note ungenügend oder nicht mehr als zweimal 
die Note mangelhaft vor, kann der Prüfungsausschuß 
die Prüfung durch Gewährung von Notenausgleich 
für bestanden erklären, wenn in mindestens einem 
anderen Prüfungsfach die Note sehr gut oder in min­
destens zwei Prüfungsfächern die Note gut oder in 
mindestens drei Prüfungsfächern die Note befriedi­
gend erzielt wurde. Notenausgleich darf nicht zuge­
billigt werden, wenn im Prüfungsfach Deutsch die 

Note ungenügend erzielt wurde.

§ 13

Prüfungszeugnis, Bescheinigung über das
Nichtbestehen der Prüfung

Prüfungsteilnehmer, welche die Prüfung bestan­
den haben, erhalten ein Prüfungszeugnis gemäß An­
lage 1. Prüfungsteilnehmer, welche sich der Prüfung 
ohne Erfolg unterzogen haben, erhalten eine Beschei­
nigung gemäß Anlage 2.
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§ 14

Unterschleif und Beeinflussungsversuch

Bedient sich ein Prüfungsteilnehmer bei der 

schriftlichen oder mündlichen Prüfung unerlaubter 

Hilfe (Unterschleif) oder unternimmt er den Versuch 

hierzu, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit 

der Note ungenügend bewertet. Als Unterschleif gilt 

auch der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel nach 

Beginn der Prüfung. Ebenso kann verfahren werden, 

wenn die Handlungen zu fremdem Vorteil unternom­

men werden. In schweren Fällen des Unterschleifs 

oder bei versuchter Beeinflussung eines Prüfers oder 

einer mit Durchführung einer Prüfung befaßten Per­

son kann der Prüfungsteilnehmer durch Beschluß 

des Prüfungsausschusses von der Prüfung ausge­

schlossen werden. Die Prüfung gilt in diesem Fall als 

nicht bestanden.

§ 15

Rücktritt, Versäumnis, Verhinderung

(1) Erklärt ein Teilnehmer nach Beginn der schrift­

lichen Prüfung seinen Rücktritt, gilt die Prüfung als 

abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, daß der 

Rücktritt aus einem vom Teilnehmer nicht zu vertre­

tenden Grund erfolgt. Bei Rücktritt aus einem vom 

Teilnehmer nicht zu vertretenden Grund bleiben die 

bereits erbrachten Prüfungsleistungen gültig und 

finden auf die Prüfung Anrechnung, wenn diese zu 

einem späteren Zeitpunkt fortgesetzt wird.

(2) Versäumt ein Teilnehmer aus einem von ihm zu 

vertretenden Grund eine schriftliche oder mündliche 

Prüfung, wird die entsprechende Prüfungsleistung 

mit der Note ungenügend bewertet.

(3) Ist ein Teilnehmer aus einem von ihm nicht zu 

vertretenden Grund an der Teilnahme an der Prü­

fung insgesamt oder einer einzelnen Prüfungslei­

stung verhindert, muß er den Verhinderungsgrund 

vor der Prüfung oder vor der entsprechenden Prü­

fungsleistung nach Möglichkeit schriftlich dem Prü­

fungsvorsitzenden vortragen. Eine Erkrankung ist 

durch amtsärztliches Zeugnis nachzuweisen. Der 

Prüfungsausschuß entscheidet darüber, ob ein Ver­

hinderungsgrund vom Teilnehmer zu vertreten ist.

§16

Wiederholung der Prüfung

Die nichtbestandene Prüfung kann einmal zum 

nächsten ordentlichen Termin wiederholt werden. 

Die Fortgangsnoten aus dem Ergänzungslehrgang 

werden dabei nicht berücksichtigt.

§ 17

Geltung der Allgemeinen Prüfungsordnung

Auf das Prüfungsverfahren findet die Allgemeine 

Prüfungsordnung vom 17. Oktober 1962 (GVB1 S. 261), 

geändert durch Verordnung vom 24. November 1964 

(GVB1 S. 195), in ihrer jeweiligen Fassung Anwen­

dung, soweit in dieser Verordnung nichts Abwei­

chendes bestimmt ist.

§18

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Er­

gänzungsprüfung für Beamte des mittleren nicht­

technischen Dienstes ohne mittleren Schulabschluß 

zum Erwerb der Zulassungsvoraussetzungen zur Be­

amtenfachhochschule vom 31. Juli 1975 (GVB1 S. 263) 

außer Kraft.

München, den 14. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister
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Anlage 1 Anlage 2

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus, München

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus, München

Zeugnis Bescheinigung

Herr/Frau ................................................................................... Herr/Frau ...................................................................................

geboren am........................ in................................................. geboren am ........................ in.................................................

hat sich als Beamter/als Beamtin des mittleren nicht­
technischen Dienstes/als Bedienstete(r) einer öffent­
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft mit Erfolg der 
Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Zulassungsvor­
aussetzungen zur Beamtenfachhochschule nach Art 15 
Abs. 2 des Bayerischen Beamtenfachhochschulgeset­
zes vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387), geändert durch 
Gesetz vom 11. August 1978 (GVB1 S. 528), unterzogen. 
Die Ergänzungsprüfung wurde nach den Bestimmun­
gen der Verordnung über die Ergänzungsprüfung für 
Beamte des mittleren nichttechnischen Dienstes zum 
Erwerb der Zulassungsvoraussetzungen zur Beam­
tenfachhochschule vom 14. August 1978 (GVB1 S. 614) 
abgelegt.

hat sich als Beamter/als Beamtin des mittleren nicht­
technischen Dienstes/als Bedienstete(r) einer öffent­
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft der Ergän­
zungsprüfung zum Erwerb der Zulassungsvorausset­
zungen zur Beamtenfachhochschule gemäß Art. 15 
Abs. 2 des Bayerischen Beamtenfachhochschulgesetzes 
vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387), geändert durch Ge­
setz vom 11. August 1978 (GVB1 S. 528), ohne Erfolg 
unterzogen. Die Prüfung wurde nach den Bestimmun­
gen der Verordnung über die Ergänzungsprüfung für 
Beamte des mittleren nichttechnischen Dienstes zum 
Erwerb der Zulassungsvoraussetzungen zur Beam­
tenfachhochschule vom 14. August 1978 (GVB1 S. 614) 
abgenommen.

Herr/Frau ................................................................................. Herr/Frau ...................................................................................

besitzt danach die Vorbildungsvoraussetzungen für 
die Zulassung zum Studium an der Beamtenfach­
hochschule. In den einzelnen Prüfungsfächern hat 
er/sie folgende Leistungen erzielt:

besitzt/nicht die Berechtigung zur Wiederholung der 
Prüfung. In den einzelnen Prüfungsfächern wurden 
folgende Leistungen erzielt:

Deutsch .............................. Deutsch ..............................

Englisch .............................. Englisch ..............................

Mathematik .............................. Mathematik ..............................

Geschichte und Sozialkunde .............................. Geschichte und Sozialkunde ..............................

Staats- und Verwaltungskunde .............................. Staats- und Verwaltungskunde ..............................

Prüfungsgesamtnote .............................. Prüfungsgesamtnote ..............................

München, den.................................... München, den....................................

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Der Prüfungsvorsitzende Der Prüfungsvorsitzende

Siegel Siegel

des Bayerischen Staats­
ministeriums für Unter­
richt und Kultus

des Bayerischen Staats­
ministeriums für Unter­
richt und Kultus
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Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für den amtstierärztlichen Dienst 

(ZAPO/vet)
Vom 24. August 1978

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 und Art. 117 Abs. 3 des Bayerischen Beam­
tengesetzes (BayBG) erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und 
dem Landespersonalausschuß folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht:

Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Ziele der Ausbildung und der Prüfung

Zweiter Teil 

Vorbereitungsdienst

§ 3 Zulassungsvoraussetzungen
§ 4 Zulassung
§ 5 Rechtsverhältnis
§ 6 Ausbildungsbehörde, Vorgesetzte
§ 7 Dauer und Einteilung des Vorbereitungsdienstes
§ 8 Gestaltung des Vorbereitungsdienstes
§ 9 Beurteilung
§ 10 Entlassung
§ 11 Beendigung des Beamtenverhältnisses

Dritter Teil

Prüfung

§ 12 Zeit der Prüfung 
§ 13 Prüfungsorgane
§ 14 Zusammensetzung und Bestellung des Prüfungs­

ausschusses
§ 15 Aufgaben des Prüfungsausschusses und seines 

Vorsitzenden 
§ 16 Prüfer
§ 17 Zulassung zur Prüfung 
§18 Versagung der Zulassung 
§ 19 Prüfungsabschnitte 
§ 20 Schriftliche Prüfung 
§ 21 Mündliche Prüfung 
§ 22 Praktische Prüfung
§ 23 Ermittlung der Gesamtnoten für die einzelnen 

Prüfungsabschnitte und der Gesamtprüfungsnote 
§ 24 Bezeichnung der Prüfungsleistungen 
§ 25 Nichtbestehen der Prüfung 
§ 26 Festsetzung der Platzziffer 
§ 27 Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 
§ 28 Rücktritt, Versäumnis und Verhinderung 
§ 29 Wiederholung der Prüfung 
§ 30 Ergänzungsausbildung

Vierter Teil

Übergangs- und Schlußvorschriften

§ 31 Übergangsregelung 
§ 32 Inkrafttreten

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Zulassungs-, Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung gilt für die Laufbahn des amtstierärzt­
lichen Dienstes des Freistaates Bayern und der kreis­
freien Städte.

(2) Soweit diese Verordnung keine Regelung ent­
hält, gelten die Vorschriften der Laufbahnverord­
nung und der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) 
vom 17. Oktober 1962 (GVB1 S. 261), geändert durch 
Verordnung vom 24. November 1964 (GVB1 S. 195), in 
ihrer jeweiligen Fassung.

§2

Ziele der Ausbildung und der Prüfung

(1) Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, Tierärzten 
auf der Grundlage des im Studium der Veterinärme­
dizin erworbenen Wissens die für den amtstierärztli­
chen Dienst notwendigen besonderen Kenntnisse zu 
vermitteln. Darüber hinaus sollen sie einen Einblick 
in die Aufgaben und die Arbeitsweise der allgemei­
nen Verwaltung erhalten.

(2) Ziel der Prüfung ist es, festzustellen, ob der Be­
werber nach seinen allgemeinen und fachlichen 
Kenntnissen und Fähigkeiten, seinen Leistungen so­
wie nach dem Gesamtbild seiner Persönlichkeit die 
Eignung für den amtstierärztlichen Dienst besitzt. 
Die Prüfung ist Anstellungsprüfung im Sinne des 
Art. 22 BayBG.

Zweiter Teil

Vorbereitungsdienst

§3

Zulassungs Voraussetzungen

(1) Zum Vorbereitungsdienst kann auf Antrag zu­
gelassen werden, wer

1. die Voraussetzungen für die Berufung in das Be­
amtenverhältnis auf Widerruf erfüllt,

2. seit mindestens eineinhalb Jahren die Approbation
als deutscher Tierarzt besitzt,

3. höchstens 32 Jahre alt ist.

(2) Während des in Absatz 1 Nr. 2 genannten Min­
destzeitraumes muß der Bewerber eine tierärztliche 
Tätigkeit — davon wenigstens ein Jahr in der tier­
ärztlichen Praxis — ausgeübt haben. Das Staatsmini­
sterium des Innern kann von dem Erfordernis der 
Tätigkeit in der tierärztlichen Praxis bei besonderem 
Anlaß Ausnahmen zulassen.

(3) Von Absatz 1 Nr. 3 kann der Landespersonal­
ausschuß auf Antrag des Staatsministeriums des In­
nern Ausnahmen zulassen.

§4

Zulassung

Über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst ent­
scheidet das Staatsministerium des Innern. Es gibt 
die Prüfungstermine sowie den Umfang der einzurei­
chenden persönlichen Unterlagen im Bayerischen 
Staatsanzeiger bekannt.

§5

Rechtsverhältnis

Der Bewerber wird mit der Einstellung in den Vor­
bereitungsdienst in das Beamtenverhältnis auf Wi­
derruf berufen. Er führt die Dienstbezeichnung „Ve­
terinärreferendar“.

§6

Ausbildungsbehörde, Vorgesetzte

(1) Die Landesuntersuchungsämter für das Ge­
sundheitswesen Nord- und Südbayern (Ausbildungs­
behörden) leiten die Gesamtausbildung des Referen­
dars.

(2) Ausbildungsbehörde und damit für die Gesamt­
ausbildung des Referendars zuständig ist dasjenige 
Landesuntersuchungsamt, dem der Referendar vom 
Staatsministerium des Inner’n zur Ableistung des in 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Ausbildungs­
abschnitts zugewiesen wird. Ein Rechtsanspruch auf 
Aufnahme in den Vorbereitungsdienst bei einem be­
stimmten Landesuntersuchungsamt besteht nicht.
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Jedoch soll dem Wunsch eines Bewerbers, einem be­

stimmten Landesuntersuchungsamt zugewiesen zu 

werden, im Rahmen der verfügbaren Ausbildungs­

plätze Rechnung getragen werden, wobei der Fami­

lienwohnsitz sowie sonstige engere Beziehungen zu 

einem Ort besonders zu berücksichtigen sind.

(3) Dienstvorgesetzter des Referendars ist der Lei­

ter der Ausbildungsbehörde. Vorgesetzter ist der Lei­

ter der Ausbildungsstelle, der der Referendar jeweils 

zur Ausbildung zugewiesen ist.

§7

Dauer und Einteilung des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert 13 Monate und 

wird in folgenden Abschnitten geleistet:

1. sechs Monate an einem Landesuntersuchungsamt, 

wovon insgesamt acht Wochen auf einen Einwei­

sungskurs und einen Ausbildungskurs entfallen,

2. drei Monate an einem staatlichen oder städtischen 

Veterinäramt,

3. zwei Monate an einem öffentlichen Schlachthof,

4. zwei Monate an Tierzuchtbehörden (Tierzuchtamt, 

Amt für Landwirtschaft und Tierzucht, Bayerische 

Landesanstalt für Tierzucht).

Die in den Nummern 1 bis 4 festgesetzten Zeiträume 

können um bis zu zwei Wochen über- oder unter­

schritten werden.

(2) Der Einweisungskurs und der Ausbildungskurs 

(Absatz 1 Satz 1 Nr. 1) werden zentral durchgeführt. 

Während der Kurse ist das Landesuntersuchungsamt 

Südbayern für alle Teilnehmer Ausbildungsstelle.

(3) Die Reihenfolge der einzelnen Ausbildungsab­

schnitte bestimmt der Leiter der Ausbildungsbehörde 

(§6 Abs. 2).

(4) Nach Beendigung der Ausbildung nach Absatz 1 

setzt der Referendar seine Ausbildung bis zu sei­

nem Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst (§ 11) 

bei der Ausbildungsbehörde fort.

§8

Gestaltung des Vorbereitungsdienstes

In den einzelnen Ausbildungsabschnitten soll der 

Referendar mit den Aufgaben und der Arbeitsweise 

der Ausbildungsstelle vertraut gemacht und über die 

wesentlichen Fach- und Verwaltungsfragen unter­

richtet werden. Er hat selbständig Vorschläge für 

dienstliche Entscheidungen zu erarbeiten, insbeson­

dere Berichte und Fachgutachten zu entwerfen.

§9

Beurteilung

(1) Am Ende eines jeden Ausbildungsabschnittes 

(§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4) erstellt der Leiter der 

Ausbildungsstelle eine zusammenfassende Beurtei­

lung des Referendars.

(2) Die Beurteilung soll ein Bild von der Eignung, 

den Fähigkeiten, den praktischen Leistungen, dem 

Fleiß, dem Stand der Ausbildung und der Führung 

geben. Die Beurteilung schließt mit der Feststellung, 

ob der Referendar das Ziel des Ausbildu'ngsabschnit- 

tes erreicht hat.

§10

Entlassung

(1) Aus dem Vorbereitungsdienst ist zu entlassen, 

wer die Entlassung beantragt.

(2) Der Referendar kann entlassen werden, wenn 

ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund 

liegt insbesondere vor, wenn

1. während des Vorbereitungsdienstes ein Umstand 

eintritt oder nachträglich bekannt wird, der die 

Versagung der Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

rechtfertigen würde,

2. der Referendar in seiner Ausbildung nicht hinrei­

chend fortschreitet (Absatz 3),

3. der Referendar länger als drei Monate dienstunfä­

hig ist, nicht zu erwarten ist, daß er binnen drei 

Monaten wieder dienstfähig wird und er deshalb 

nicht mehr ordnungsgemäß ausgebildet werden 

kann.

(3) Der Referendar ist in seiner Ausbildung nicht 

hinreichend fortgeschritten, wenn er entweder im 

sechsmonatigen Ausbildungsabschnitt (§ 7 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1) oder in zwei oder mehr Ausbildungsab­

schnitten das jeweilige Ausbildungsziel nicht erreicht 

hat.

§11

Beendigung des Beamtenverhältnisses

(1) Der Referendar scheidet außer in den Fällen 

des § 10 mit der Bekanntgabe der Prüfungsgesamtno­

te oder mit der Zustellung der schriftlichen Mittei­

lung, daß er die Prüfung nicht bestanden hat oder 

daß die Prüfung als nicht bestanden gilt, aus dem 

Vorbereitungsdienst aus. Er scheidet ferner mit Ab­

lauf des letzten Prüfungstages der auf die Beendi­

gung des Vorbereitungsdienstes folgenden Prüfung 

aus, wenn er die Prüfung in diesem Prüfungstermin 

nicht abgelegt hat oder die Prüfung als nicht abge­

legt gilt. Zum gleichen Zeitpunkt endet sein Beam­

tenverhältnis auf Widerruf.

(2) Die beamtenrechtlichen Vorschriften über die 

Beendigung des Beamtenverhältnisses bleiben unbe­

rührt.

Dritter Teil

Prüfung

§ 12

Zeit der Prüfung

Die Prüfung findet jeweils im Anschluß an den 

Vorbereitungsdienst statt. Sie soll nicht länger als 

insgesamt zwei Monate dauern.

§ 13

Prüfungsorgane

(1) Die Durchführung der Prüfung obliegt dem 

Staatsministerium des Innern, soweit nicht andere 

Prüfungsorgane zuständig sind.

(2) Andere Prüfungsorgane sind

1. der Prüfungsausschuß,

2. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses,

3. die Prüfer.

§ 14

Zusammensetzung und Bestellung 

des Prüfungsausschusses

(1) Das Staatsministerium des Innern bestellt einen 

Prüfungsausschuß.

(2) Der Prüfungsausschuß besteht aus dem Vorsit­

zenden und vier weiteren Mitgliedern. Jedes Mitglied 

hat einen Stellvertreter. Vorsitzender ist der leitende 

Veterinärbeamte im Staatsministerium des Innern. 

Die weiteren Mitglieder sind

1. zwei beamtete Tierärzte, davon einer beim Fachbe­

reich Veterinärmedizin eines Landesuntersu­

chungsamtes für das Gesundheitswesen,
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2. ein Hochschullehrer, möglichst aus den Fachgebie­

ten Pathologie, Lebensmittelhygiene oder Infek­

tions- und Seuchenlehre,

3. ein Beamter des höheren Verwaltungsdienstes, der 

die zweite juristische Staatsprüfung oder eine 

gleichwertige zum Richteramt befähigende Prü­

fung abgelegt hat.

(3) Der Stellvertreter des Vorsitzenden, die Mit­

glieder des Prüfungsausschusses und ihre Stellver­

treter werden vom Staatsministerium des Innern auf 

die Dauer von drei Jahren bestellt. Soweit nicht das 

Staatsministerium des Innern oberste Dienstbehörde 

ist, wird die Bestellung im Benehmen mit der jeweils 

zuständigen Dienstbehörde ausgesprochen, im Fall 

des Absatzes 2 Nr. 3 im Benehmen mit dem Fachbe­

reich Tiermedizin der Ludwig-Maximilians-Univer- 

sität München.

§15

Aufgaben des Prüfungsausschusses und 

seines Vorsitzenden

(1) Der Prüfungsausschuß hat unbeschadet ander­

weitig geregelter Zuständigkeiten

1. die Prüfer zu bestellen,

2. die Aufgaben der schriftlichen Prüfung auszuwäh­

len,

3. die Hilfsmittel zur Bearbeitung der schriftlichen 

Aufgaben zu bestimmen,

4. über die Folgen des Unterschleifs, des Rücktritts, 

der Verhinderung, des Versäumnisses und der 

nicht rechtzeitigen Ablieferung einer Prüfungsar­

beit zu entscheiden.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hat 

unbeschadet anderweitig geregelter Zuständigkeiten 

1 den Prüfungsausschuß einzuberufen,

2. Entwürfe der Prüfungsarbeiten einzuholen,

3. über die Zulassung zur Prüfung zu entscheiden,

4. die Prüfungszeugnisse und -bescheinigungen zu er­

teilen,

5. die Einteilung der Prüfer für die einzelnen Fachge­

biete und Prüfungstermine vorzunehmen,

6. die Zusammensetzung der Prüfungskommissionen 

zur Abnahme der mündlichen Prüfung festzulegen 

sowie die Vorsitzenden zu bestimmen.

Der Vorsitzende ist befugt, an Stelle des Prüfungs­

ausschusses unaufschiebbare Entscheidungen zu 

treffen. In diesen Fällen hat er den Prüfungsaus­

schuß in der nächsten Sitzung zu unterrichten.

§ 16 

Prüfer

(1) Prüfer sind ohne besondere Bestellung die Mit­

glieder des Prüfungsausschusses und ihre Stellver­

treter.

(2) Als weitere Prüfer können bestellt werden

1. Beamte des amtstierärztlichen Dienstes,

2. Hochschullehrer im Sinne des Bayerischen Hoch­

schullehrergesetzes mit der Lehrbefähigung für ein 

Fach, das Prüfungsfach ist.

§ 14 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§17

Zulassung zur Prüfung

(1) Der Referendar hat an der nächsten auf die Be­

endigung des Vorbereitungsdienstes folgenden Prü­

fung teilzunehmen, es sei denn, daß er an der Teil­

nahme durch Krankheit oder andere zwingende 

Gründe gehindert ist.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist spä­

testens sechs Wochen vor Prüfungsbeginn bei der 

Ausbildungsbehörde (§ 6 Abs. 2) einzureichen. Die 

Ausbildungsbehörde legt den Zulassungsantrag mit 

einer Gesamtbeurteilung, die auf Grund der Beurtei­

lungen durch die Ausbildungsstellen erstellt wird, 

dem Staatsministerium des Innern vor, das über den 

Antrag schriftlich entscheidet.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann ausnahmsweise 

auch ein Bewerber, der mindestens elf Monate des 

Vorbereitungsdienstes abgeleistet hat, zur Prüfung 

zugelassen werden, wenn das gerechtfertigt er­

scheint, um Härten zu vermeiden.

§18

Versagung der Zulassung

(1) Die Zulassung ist zu versagen, wenn der Be­

werber in seiner Ausbildung nicht hinreichend fort­

geschritten ist (§ 10 Abs. 3).

(2) Die Zulassung soll einem Bewerber versagt 

werden, der zur Führung des akademischen Grades 

„doctor med. vet.“ nicht berechtigt ist.

§19

Prüfungsabschnitte

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen, einem 

mündlichen und einem praktischen Abschnitt.

§20

Schriftliche Prüfung

(1) In der schriftlichen Prüfung hat der Prüfungs­

teilnehmer an fünf Tagen je eine Aufgabe aus fol­

genden Fachgebieten unter Aufsicht zu bearbeiten:

1. Tierseuchenbekämpfung,

2. Lebensmittelhygiene,

3. Fleischbeschau oder Geflügelfleischhygiene,

4. Tierschutz oder gerichtliche Tierheilkunde,

5. landwirtschaftliche Tierzucht oder Tierhygiene.

(2) Die Arbeitszeit beträgt jeweils fünf Stunden.

(3) Die Prüfungsteilnehmer dürfen nur die vom 

Prüfungsausschuß zugelassenen Hilfsmittel benüt­

zen. Sie haben die Hilfsmittel selbst zu beschaffen.

(4) Jede Arbeit der schriftlichen Prüfung wird von 

einem Erstprüfer und von einem Zweitprüfer selb­

ständig bewertet. Können sich die beiden Prüfer bei 

abweichender Beurteilung nicht einigen, so entschei­

det der Vorsitzende des Prüfungsausschusses.

§21

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf fol­

gende Fachgebiete:

1. Tierseuchenbekämpfu'ng, Tierkörperbeseitigung,

2. Lebensmittelkunde und -hygiene, Fleischbeschau 

und Geflügelfleischhygiene, tierärztliches Arznei­

mittelwesen,

3. Grundzüge der Staats- und Verwaltungskunde, Le­

bensmittelrecht und -Überwachung,

4. Tierschutz, gerichtliche Tierheilkunde,

5. Landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhygiene.

(2) Die mündliche Prüfung wird von einer Prü­

fungskommission abgenommen, die aus fünf Prüfern 

besteht. Bei Bedarf können mehrere Kommissionen 

gebildet werden.

(3) Während der Prüfung müssen neben dem Vor­

sitzenden mindestens zwei weitere Prüfer ständig an­

wesend sein.
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(4) Für jeden Prüfungsteilnehmer ist eine Gesamt­
prüfungsdauer von etwa 50 Minuten vorzusehen. 
Mehr als fünf Prüfungsteilnehmer dürfen nicht ge­
meinsam geprüft werden.

(5) Jeder Prüfer bewertet die Leistung jedes Prü­
fungsteilnehmers selbständig durch die Erteilung ei­
ner Einzelnote.

§22

Praktische Prüfung

(1) Die praktische Prüfung erstreckt sich auf fol­
gende Fachgebiete:

1. allgemeine und besondere Pathologie,

2. allgemeine und besondere Seuchenlehre,

3. Fleischbeschau oder Geflügelfleischbeschau,

4. Lebensmitteluntersuchung,

5. Beurteilung landwirtschaftlicher Nutztiere.

Die Prüfungsinhalte sind in einer Anlage festgelegt, 
die Bestandteil dieser Verordnung ist.

(2) Der Prüfungsteilnehmer wird in jedem Prü­
fungsfach von einem Fachprüfer geprüft. Mehr als 
fünf Prüfungsteilnehmer dürfen nicht gleichzeitig 
geprüft werden.

(3) Für jeden Prüfungsteilnehmer ist in jedem 
Fachgebiet ein Prüfungsgespräch von etwa 20 Minu­
ten vorzusehen. Unberücksichtigt bleibt der für die 
Anfertigung von Präparaten, die Zerlegung von Tier­
körpern o. ä. erforderliche Zeitaufwand.

(4) Die Fachprüfer teilen die Einzelnoten dem Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses mit.

§23

Ermittlung der Gesamtnoten 
für die einzelnen Prüfungsabschnitte 
und der Gesamtprüfungsnote

(1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hat 
für jeden Prüfungsabschnitt eine Gesamtnote auf 
zwei Dezimalstellen zu berechnen, indem er die Sum­
me der Einzelnoten durch deren Zahl teilt.

(2) Die Gesamtprüfungsnote errechnet sich aus der 
Summe der dreifachen Gesamtnote des schriftlichen 
Prüfungsabschnittes, der zweifachen Gesamtnote des 
praktischen Prüfungsabschnittes und der Gesamtno­
te des mündlichen Prüfungsabschnittes, geteilt durch 
sechs.

§24

Bezeichnung der Prüfungsleistungen

Sämtliche Prüfungsergebnisse werden mit den in 
§ 25 APO vorgesehenen Prüfungsnoten bewertet.

§25
Nichtbestehen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn

1. die Prüfungsgesamtnote schlechter ist als ausrei­
chend (4,50) oder

2. im schriftlichen Teil der Prüfung mindestens zwei­
mal die Einzelnote „ungenügend (6)“ oder minde­
stens dreimal eine schlechtere Note als „ausrei­
chend (4)“ erteilt wurde.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 ist der Prü­
fungsteilnehmer von der Teilnahme an der weiteren 
Prüfung ausgeschlossen.

§26

Festsetzung der Platzziffer

Für jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung be­
standen hat, wird nach seiner Gesamtprüfungsnote 
eine Platzziffer festgesetzt. Bei gleichen Gesamtprü­

fungsnoten wird die gleiche Platzziffer erteilt. In die­
sem Fall erhält der nachfolgende Teilnehmer die 
Platzziffer, die sich ergibt, wenn die mehreren glei­
chen Platzziffern fortlaufend weitergezählt werden.

§27

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1) Die Einzelnoten und die Gesamtnote der 
schriftlichen Prüfung werden den Prüfungsteilneh­
mern spätestens mit der Ladung zur mündlichen Prü­
fung schriftlich bekanntgegeben.

(2) Wer die gesamte Prüfung bestanden hat, erhält

1. ein Zeugnis, aus dem die Gesamtprüfungsnote
nach Notenstufe und Zahlenwert zu ersehen ist,

2. eine Bescheinigung, aus der zu ersehen sind

a) die Einzelnoten des schriftlichen, mündlichen 
und praktischen Prüfungsabschnittes,

b) die Platzziffer, die Zahl der Prüfungsteilneh­
mer, die Zahl derjenigen, die die Prüfung be­
standen haben, gegebenenfalls auch, wie viele 
Prüfungsteilnehmer sich jeweils in die gleiche 
Platzziffer teilen.

(3) Wer die Prüfung nicht bestanden hat (§ 25 
Abs. 1) oder wessen Prüfung als nicht bestanden gilt 
(§ 28), erhält eine Bescheinigung, aus der die Gründe 
des Nichtbestehens ersichtlich sind.

(4) Eine listenmäßige Aufstellung der Prüfungs- 
teilnehmer nach Prüfungsnoten und Platzziffern ist 
der Geschäftsstelle des Landespersonalausschusses 
spätestens zwei Monate nach Abschluß der Prüfung 
zu übermitteln. Prüfungsteilnehmer, die Prüfungstei­
le nachholen (§ 28 Abs. 3), sind im Platzziffernver­
zeichnis besonders zu kennzeichnen.

§28

Rücktritt, Versäumnis und Verhinderung

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer ohne genügende 
Entschuldigung nach Zulassung und vor Beginn der 
Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als abgelegt und 
nicht bestanden. Liegen Gründe vor, die der Teilneh­
mer nicht zu vertreten hat, so gilt die Prüfung als 
nicht abgelegt.

(2) Versäumt ein Teilnehmer einen Prüfungsab­
schnitt (§ 19) ohne genügende Entschuldigung, so gilt 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Der schriftliche Teil 
der Prüfung ist auch dann versäumt, wenn der Teil­
nehmer ohne genügende Entschuldigung weniger als 
drei Aufgaben bearbeitet hat. Im übrigen sind einzel­
ne schriftliche Aufgaben, die ein Teilnehmer ohne 
genügende Entschuldigung nicht bearbeitet hat, mit 
„ungenügend (6)“ zu bewerten.

(3) Kann ein Teilnehmer die Prüfung nach der Be­
arbeitung von mindestens drei Aufgaben des schrift­
lichen Prüfungsabschnittes aus Gründen, die er nicht 
zu vertreten hat, ganz oder teilweise nicht fortsetzen, 
so gilt die Prüfung als abgelegt. Die fehlenden Prü­
fungsabschnitte oder schriftlichen Aufgaben sind in­
nerhalb einer vom Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu bestimmenden Zeit nachzuholen. Werden 
aus Gründen, die der Teilnehmer nicht zu vertreten 
hat, weniger als drei schriftliche Aufgaben bearbei­
tet, so gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Der Nach­
weis der Verhinderung ist unverzüglich zu erbringen, 
im Falle der Krankheit durch ärztliches Zeugnis. Der 
Prüfungsausschuß stellt fest, ob eine von dem Prü­
fungsteilnehmer nicht zu vertretende Verhinderung 
vorliegt. Liegt eine besondere Härte vor, kann der 
Landespersonalausschuß auf Antrag die Nachferti­
gung von schriftlichen Arbeiten erlassen.
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(4) Ist einem Teilnehmer aus wichtigen Gründen 
die Ablegung eines Prüfungsabschnittes nicht oder 
nicht vollständig zuzumuten, so kann der Prüfungs­
ausschuß auf Antrag sein Fernbleiben genehmigen. 
Absatz 3 gilt entsprechend.

§29

Wiederholung der Prüfung

(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung nicht 
bestanden hat"oder dessen Prüfung als nicht bestan­
den gilt, kann die Prüfung einmal, und zwar grund­
sätzlich im nächsten Prüfungstermin, wiederholen.

(2) Der Antrag auf wiederholte Zulassung ist beim 
Staatsministerium des Innern binnen sechs Monaten 
nach Bekanntgabe des Bescheides, daß die Prüfung 
nicht bestanden ist, einzureichen.

§30

Ergänzungsausbildung

(1) Die Prüfung kann nur nach einer nochmaligen 
Teilnahme am Einweisungs- und Ausbildungskurs 
(§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2) wiederholt werden.

(2) Dem Referendar kann die nochmalige Ablei­
stung des gesamten Vorbereitungsdienstes (§ 7) ge­
stattet werden, wenn er dies beantragt.

(3) Im Fall des Absatzes 1 findet die Ergänzungs­
ausbildung außerhalb eines Beamtenverhältnisses 
statt. Im Fall des Absatzes 2 wird der Bewerber in 
der Regel erneut in das Beamtenverhültnis auf Wi­
derruf berufen.

Vierter Teil

Übergangs- und Schlußvorschriften

§31

Übergangsregelung

Bewerber, die vor dem Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung den Vorbereitungsdienst aufgenommen ha­
ben, werden nach den bisherigen Bestimmungen ge­
prüft, wenn sie nicht beantragen, nach den Vor­
schriften dieser Verordnung geprüft zu werden.

§32

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 2. September 1978 in 
Kraft.

München, den 24. August 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister

Anlage
(zu § 22 Abs. 1)

Prüfungsinhalte 
der praktischen Prüfung

1. Allgemeine und besondere Pathologie

Zerlegung eines Tieres oder Tierteiles oder münd­
liche Erläuterung eines pathologisch-anatomischen 
Präparates.

Erkennung und Erläuterung eines histologischen 
Präparates.

Erstellung eines schriftlichen Befundberichtes oder 
Gutachtens.

2. Allgemeine und besondere Seuchenlehre

Vorbereitung eines bakteriologischen, virologi- 
schen oder parasitologischen Präparates zur Unter­
suchung und Erläuterung des Untersuchungsgan­
ges und des Untersuchungsergebnisses.

3. Fleischbeschau oder Geflügelfleischbeschau

Praktische Durchführung der Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung oder der Geflügelfleischün- 
tersuchung.

Beurteilung und Kennzeichnung der Tierkörper.

4. Lebensmitteluntersuchung

Untersuchung und Beurteilung von mindestens 
zwei Proben von Lebensmitteln tierischer Her­
kunft einschließlich Laboruntersuchungsmetho­
den.

Erstellung von schriftlichen Befundberichten oder 
Gutachten.

5. Beurteilung landwirtschaftlicher Nutztiere

Beurteilung eines oder mehrerer landwirtschaftli­
cher Nutztiere hinsichtlich der Eignung als Zucht­
oder Nutztier.

Bekanntmachung 
der Entscheidung

des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 1. August 1978 Vf. 13-VII-78

Gemäß Art. 53 Abs. 4 des Gesetzes über den Ver­
fassungsgerichtshof in der Fassung vom 26. Oktober 
1962 (GVB1 S. 337) wird nachstehend die Entschei­
dung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 
1. August 1978 — Entscheidungsformel — betreffend 
die Anträge

auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des § 8 
Abs. 1 und 2 der Verordnung über das Trennungs­
geld der Beamten und Richter (Bayerische Tren­
nungsgeldverordnung — BayTGV) vom 5. März 1974 
(GVB1 S. 91) in der Fassung der Verordnung vom 
15. Dezember 1975 (GVB1 S. 409) 
bekanntgemacht:

§ 8 Abs. 1 und 2 der Verordnung über das Tren­
nungsgeld der Beamten und Richter (Bayerische 
Trennungsgeldverordnung — BayTGV) vom 5. März 
1974 (GVB1 S. 91) ist insoweit mit dem Gleichheits­
satz des Art. 118 Abs. 1 BV unvereinbar, als die Ge­
währung einer Reisebeihilfe vom Bezug des Tren­
nungsgeldes für einen halben bzw. vollen Kalen­
der monat abhängig gemacht ist.

München, den 10. August 1978

Bayerischer Verfassungsgerichtshof

Der Generalsekretär 

Dr. D o m c k e, Vorsitzender Richter 
am Bayerischen Obersten Landesgericht
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